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Auf Grund der $$ 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 


, waltung vom 11. März 1850 und der 88 143 und 144 des Geſetzes 

a über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 in Ver⸗ f 
bindung mit § 120 e Abſatz 2 der Reichsgewerbeordnung in der Faſſung za 
der Bekanntmachung vom.26. Juli 1900 wird nach Anhörung der | 


Sektion IV der Nordöftlihen Baugewerksberufsgenoſſenſchaft Hinfichtlich 
H der Vorſchriften der 88 20 bis 25 dieſer Polizeiverordnung mit Zur 
a ſtimmung des Magiſtrats für den Stadtkreis Graudenz folgende Bau⸗ 


polizeiverordnung erlaſſen. J 
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| Abſchnitt 1. 

Handhabung der Bauauſſicht. A 
A. Die Bauerlaubnis. 


Seh 
Notwendigkeit der Bauerlaubnis. 
Die Erlaubnis der Polizeiverwaltung (Bauerlaubnis) iſt erforderlich: 
1. zur Herſtellung aller neuen baulichen Anlagen, auch wenn ſie 
nur zu vorübergehenden Zwecken errichtet werden; 
v 2. zu Um⸗ und Ausbeſſerungsarbeiten, bei denen belaftete maſſive 
| oder Fachwerkswände, ferner Decken, Eiſenkonſtruktionen, Pfeiler, Stützen 
und ſonſtige tragende Bauteile, über die Bauflucht vortretende Bauteile, f 
notwendige Treppen, Licht, Lüftungs: und Aufzugsſchächte, Feuerungs⸗ 0 
anlagen und Schornſteine, Baderäume und Aborte hergeſtellt, verändert 5 


* oder beſeitigt werden ſollen; 
7 3. zu jeder auch nur teilweiſen Erneuerung oder Veränderung einer 


beſtehenden baulichen Anlage, die den Beſtimmungen dieſer Baupolizei⸗ a | 
[j 
| 


verordnung nicht entſpricht; 
8 4. zur Erneuerung oder Veränderung aller nach der Straße ge 


llegenen Teile eines Gebäudes, auch zur Umänderung oder Erneuerung 1 
der Schauſeiten, mit Ausnahme: \ 
PN a) rl des Abputzes oder der Erneuerung des Ans 
ſtriches; 
b) der Umdeckung der Dächer unter Beibehaltung der Dachkonſtruktioñ 
e) der Anbringung und Veränderung von Dachrinnen und “ 
IB Abfallrohren; a 
d) der Erneuerung der Fenſter und Türen in den bisherigen 
Abmeſſungen; 
5. zur Veränderung in der Benutzungsart oder der inneren Ein- 
ng von Räumen, namentlich wenn Räume zum dauernden Aufenthalt 
enſchen (8 52) oder zu gewerblichen Betrieben (§ 92) benutzt 
n, die vorher anders benutzt waren oder laut Bauerlaubnis 


e Zwecke beſtimmt find; 8 


Sr 


6. zur Herſtellung. Erneuerung oder Veränderung von Ein⸗ 
friedigungen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen; ferner an den 
Grundſtücksgrenzen in den Bauzonen V bis VIII (8 34); 

7. zur Errichtung, Erneuerung oder Veränderung von Garten⸗ 
lauben und Gartenhäuschen, die in Vorgärten oder weniger als 10 m 
hinter der Bauflucht liegen; 

8. zur Anbringung von Reklameſchildern, Aufſchriften und Ab⸗ 
bildungen an den der Weichſel zugewandten Seiten der Gebäude auf 
dem zur Speicherſtraße gehörigen Teile des ⸗Weichſelabhanges, ſowie in 
und an den Gärten, die auf dem vorgenannten Weichſelabhange ſich 
befinden (hiſtoriſcher Stadtteil § 32); 

9. zur Errichtung von Futtermauern und Bollwerken von mehr 
als 1 m Höhe; 

10. zur Errichtung von Bauzäunen und Baugerüſten an der Straße; 

11. zur Anlage von Blitzableitern; 

12. zur Anlegung und Veränderung von Entwäſſerungsanlagen, 
Brunnen, Gruben, Düngerſtätten und Bedürfnisſtätten aller Art; 

13. zu jeder Abweichung von einem genehmigten Bauentwurf; 

14. zur Anbringung von Schutzvorhängen (Markiſen), Schaukäſten, 
Vorſpinden und ähnlichen der Geſchäftsreklame dienenden Behaltern, 
ſofern ſie vor die Straßenfluchtlinie treten; 

ferner zur Anbringung von Firmen- und Reklameſchildern über 
½% qm Größe, Laternen, Lichtreflektoren, Aushängeſchildern, ſonſtigen 
Aushängezeichen und Reklamefiguren uſw. (§ 35 Ziffer 2, 8 und 9, § 72). 

Einer Bauerlaubnis bedarf es nicht zur Errichtung und Veränderung 
gewerblicher Anlagen, ſoweit hierzu nach den 88 16, 24 und 25 der 
Reichsgewerbeordnung eine beſondere Genehmigung erforderlich iſt. 


8 2 
Das Bangeſuch. 


Die Bauerlaubnis iſt ſchriftlich bei der Polizeiverwaltung nachzuſuchen. 

Das Geſuch muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Grundſtücks, auf dem gebaut werden 
ſoll, nach Straße, Hausnummer und Grundbuchnummer; 

2. eine genaue Beſchreibung der Ausführungsart und Zweck⸗ 
beftinnmung des geplanten Baues; 

3. Namen, Stand und Wohnung des Grumdſtückseigentümers, des 
Bauherrn und des für die Ausführung verantwortlichen Unternehmers 
oder Bauleiters. 

Tritt vor Beendigung der Bauausführung ein Wechſel in der 
Perſon des Bauherrn oder des für die Ausführung verantwortlichen 
Unternehmers oder Bauleiters ein, ſo hat der Bauherr, im Falle des 
Wechſels des Bauherrn der neue Bauherr, der Polizeiverwaltung binnen 
einer Woche hiervon Anzeige zu machen. 


8 3. 
Bauvorlagen. 
Dem Baugeſuch ($ 2) find folgende Unterlagen in zweifacher — für 
Bauten in Feſtungsrayons in dreifacher — Ausfertigung Kane > 
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1. ein Lageplan und falls das Gelände innerhalb des Baugrund⸗ 
ſtücks eine ſtärkere Neigung als 1 zu 20 hat, auch ein Höhenplan; 

2. die Grundriſſe ſämtlicher Geſchoſſe, auch des Keller- und Dach⸗ 
geſchoſſes mit Angabe der Schornſteine, der Feuerungsanlagen, der 
Balkenlagen (in fein geſtrichelten Doppellinien) und der Trägerlagen 
(in ſtark geſtrichelten Linien); 

3. die zur Klarſtellung des Entwurfs erforderlichen Längen⸗ und 
Querſchnitte; 

4. die Anſichten der nach öffentlichen Straßen, Plätzen oder 
Gewäſſern gelegenen Fronten ſowie der Seitenflügel und Quergebäude, 
ſoweit fie von öffentlichen Straßen, Plätzen oder Gewaſſern aus ſichtbar 
find, wobei als Plätze in dieſem Sinne auch die Höfe bei Block⸗ 
gemeinſchaften gelten; 

5. die zum Nachweis der Tragfähigkeit und Standfeſtigkeit er⸗ 
forderlichen ſtatiſchen Berechnungen. 

Betrifft das Baugeſuch nur Ausbeſſerungen oder Veränderungen 
im Innern beſtehender Gebäude, ſo iſt die Beibringung eines Lageplanes 
(Ziffer 1) und von Anſichtszeichnungen (Ziffer 4) nicht erforderlich. 

Die Bauvorlagen von Neubauten, Ausbeſſerungen und Ver⸗ 
änderungen baulicher Anlagen des Deutſchen Reiches oder des Preußiſchen 
Staates, welche von Reichs⸗ oder Staatsbaubeamten vollzogen ſind, 
werden nur im allgemeinen baupolizeilichen Intereſſe, nicht aber hin⸗ 
ſichtlich der Standſicherheit der baulichen Anlagen geprüft; die Ein⸗ 
reichung ſtatiſcher Berechnungen iſt daher nicht erforderlich. 


8 4. 
Inhalt der Bauvorlagen. Gemeinſame Beſtimmungen. 

1. Der Lageplan ($ 3 Ziffer 1) iſt mindeſtens im Maßſtabe von 
1 zu 500, die übrigen Zeichnungen (8 3 Ziffer 2 bis 4) find mindeſtens 
im Maßſtabe von 1 zu 100 anzufertigen. . 

Auf Erfordern der Polizeiverwaltung find Zeichnungen einzelner 
Bauteile in ſolchenn Maßſtabe anzufertigen, daß die Einzelheiten genau 
daraus zu erſehen ſind. 

2. Alle Bauzeichnungen einſchließlich des Lageplans ſind auf 
Pausleinwand oder auf Papier, das in der ganzen Fläche mit Leinwand 
unterklebt iſt, herzuſtellen und mit dem betreffenden Maßſtabe zu verſehen. 
Weiße, vollkommen klare, auf Leinwand gezogene Lichtpauſen mit dunklen, 
ſcharfen Linien ſind zuläſſig. 

3. Sämtliche Bauvorlagen müſſen mit der Bezeichnung des Bau⸗ 
geſuches, zu dem ſie gehören, und mit dem Tage der Eingabe verſehen, 
ſowie von dem Bauherrn und dem für die Ausführung verantwortlichen 
Unternehmer oder Bauleiter unterſchrieben ſein. 

4. In den Bauvorlagen ſind die Geſchoſſe als: Kellergeſchoß, Erd⸗ 
geſchoß, I., II. uſw. Obergeſchoß und Dachgeſchoß zu bezeichnen. 

8 5. 

An. Inhalt des Lageplan, 

Der Lageplan G 3 Ziffer 1) muß enthalten: 

I. die neu aufzuführenden baulichen Anlagen, und zwar mit roter 
Farbe dargeftellt; 
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2. die auf dem Baugrundſtück befindlichen und ſtehenbleibenden, 
ſowie die bereits baupolizeilich genehmigten, aber noch nicht ausgeführten 
baulichen Anlagen, und zwar ſamtlich mit grauer Farbe dargeſtellt; 

3. die auf den Nachbargrundſtücken befindlichen baulichen Anlagen, 
ſoweit der Lageplan ſich auf Nachbargrundſtücke erſtreckt, 175 zwar mit 
grauer Farbe angelegt; 

4. die Grenzen des Baugrundſtücks, und zwar A auffälliger 
Farbe angelegt; 

5. die dluchtlinien und zahlenmäßig die Breiten der angrenzenden Straßen; 

6. zahlenmäßig die Entfernungen, welche die neuen baulichen Anlagen 
untereinander und von den ſonſtigen baulichen Anlagen (Ziffer 2) auf 
demſelben Grundſtück, ſowie von den Nachbargrenzen, den angrenzenden 
öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen, Gewäſſern und von Eiſenbahnen, 
die weniger als 40 m von dem Baugrundſtück entfernt ſind, erhalten ſollen; 

7. die Bezeichnung des Baugrundſtücks nach Straße und Haus⸗ 
nummer ſowie nach der Grundbuchbezeichnung. 

Iſt nach dem feſtgeſtellten Fluchtlinienplan Gelände zur Straße 
abzutreten, ſo muß die abzutretende Fläche beſonders gekennzeichnet ſein; 

8. die Namen der Eigentümer der Nachbargrundſtücke; 

9. die Zweckbeſtimmung oder Benutzungsart der 5 5 baulichen 
Anlagen und der ſonſtigen baulichen Anlagen (Ziffer 2) auf dem Baugrundſtück; 

10. die zahlenmäßig nachzuweiſende Angabe der gemäß § 41 und 
5 42 dieſer Polizeiverordnung zu berechnenden Größe der geſamten Fläche 
des Baugrundſtücks ſowie der durch die Bebauung in Anſpruch genommenen 
und der unbebaut bleibenden Fläche; 

11. die Angabe der Nordrichtung. 

Auf Verlangen der Polizeiverwaltung muß der Lageplan und die 
Flächenberechnung von einem vereideten Landmeſſer angefertigt oder 
beglaubigt ſein. 

f 8 6. 
Beſtimmungen wegen der Grundriſſe und Durchſchnitte. 

In den Grundriſſen und Durchſchnitten (§ 3 Ziffer 2 und 3) ſind 
die Abmeſſungen des beabſichtigten Baues im ganzen und in ſeinen 
Teilen nebſt den Hofabmeſſungen ſowie die Stärke der Mauern, Balken, 
Verbandhölzer und Eiſenteile anzugeben, in den Grundriſſen außerdem 
die Zweckbeſtimmung aller Räume. Die Schnittflächen der neu auszu 
führenden maſſiven Bauteile ſind mit roter, der Holzteile mit brauner 
und der Eiſenteile mit blauer Farbe anzulegen. 

Die Richtungslinien der Durchſchnitte (§ 3 Ziffer 3) ſind ſo zu 
legen, daß aus den Schnittzeichnungen die Konſtruktion des Dachſtuhls 
und der notwendigen Treppen zu erſehen iſt. In den Durchſchnitten 
muß ferner die Höhenlage des Hauptgeſimſes bezw. Dachanſatzes ($ 46 
Ziffer 1) des geplanten Baues zur Oberkante des Bürgerſteiges oder zu 
der Straßenoberfläche, die Dachneigung, die Art der Dacheindeckung und 
das Steigungsverhältnis der Treppe angegeben ſein. 

Bei baulichen Veränderungen, die nur das Innere eines Gebäudes 
betreffen, genügen die Grundriſſe und Schnitte der von der Veränderung 
betroffenen Geſchoſſe, wenn Konſtruktionsänderungen und Aenderungen in 
der Belaſtung der Gebäudeteile nicht ſtattfinden. 

' „4 j i > 1 
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8 7. 
Beſtimmungen wegen der Auſichtszeichnungen. 
Die Anſichtszeichnungen (8 3 Ziffer 4) find in einfachen Linien 
darzuſtellen, aber ſoweit auszuführen, daß ſie auch in architektoniſcher 
Hinſicht ein Bild von der betreffenden Seite des Gebäudes geben. 


§ 8. 
f Beſtimmungen wegen der ſtatiſchen Berechnungen. ) 
Statiſche Berechnungen find einzureichen: 
1. für alle tragenden Eiſenkonſtruktionen; 
N N 2. für alle Eiſenbetonkonſtruktionen und ſonſtige Konſtruktionen 
v unter gleichzeitiger Verwendung von Formſteinen und Zement einerſeits 
und Eiſen andererſeits; 0 
3. für tragende Gewölbe und Kappen mit mehr als 2 m Spannweite; 
4. für Balkenlagen mit einer Spannweite von mehr als 6 m; 
5. für freitragende Balkon⸗ und Erkerkonſtruktionen; 
6. für Dachkonſtruktionen mit einer freien Spannweite von mehr 
als 6 m; 
7. für Schornſteine, Türme und turmartige Dachaufbauten von 7 
mehr als 5 m freier Höhe; 
8. für Futtermauern und Bollwerke von mehr als 2 m Höhe. 
Die Polizeiverwaltung iſt berechtigt, auch in anderen Fällen, ſoweit 
es zur Prüfung des Baugeſuchs erforderlich iſt, ſtatiſche Berechnungen 


zu erfordern, insbeſondere auch den Nachweis der Tragfähigkeit des 0 
| Baugrundes. Auch kaun fie die Ausführung von Belaſtungs⸗, Zug⸗ und 


Druckproben oder die Beibringung einer amtlichen Beſcheinigung über 
ausgeführte Proben dieſer Art verlangen. 

Die ſtatiſchen Berechnungen ſind überſichtlich aufzuſtellen und 
nötigenfalls mit erläuternden Figuren (Belaſtungsbildern) zu verſehen. 
Alle Berechnungszahlen müſſen aus den Zeichnungen oder aus den bei⸗ 
gegebenen Figuren erſichtlich ſein. Träger und Stützen find in der 
Berechnung und Zeichnung mit übereinſtimmenden Buchſtaben oder Zahlen 


[3 zu bezeichnen. 1 
6 Bei den Berechnungen über die Inanſpruchnahme und die Eigen⸗ 
gewichte der Bauſtoffe ſowie über die Belaſtung und die Eigengewichte 
von Bauteilen find die in der Anlage II zu dieſer Polizeiverordnung 
ziiuſammengeſtellten Berechnungsgrundlagen zu beachten. 


89. 


Beſondere Beſtimmungen über Bauvorlagen für 
gewerbliche Anlagen. 
K > Betrifft das Baugeſuch eine bauliche Anlage, die einem gewerb⸗ 
lichen Zwecke dienen ſoll, für die jedoch eine beſondere Genehmigung 
nach 88 16, 24 oder 25 der Reichsgewerbeordnung nicht erforderlich iſt, 
ſo ſind ihm außer den in den $5 3 bis 8 vorgeſchriebenen Bauvorlagen 
noch Angaben über die folgenden Punkte in doppelter Ausfertigung beizufügen: | 
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1. Art und Umfang des gewerblichen Betriebes; 

2. Zahl, Größe und Beſtimmung der einzelnen Arbeitsräume, ſo⸗ 
wie deren Zugänglichkeit, ihre Verſorgung mit Licht und Luft und ihre 
Beleuchtungsanlagen; 

3. die Höchſtzahl der in den einzelnen Räumen zu beſchäftigenden 
Arbeiter; 

4. Art und Höchſtzahl der in den einzelnen Räumen aufzu⸗ 
ſtellenden Maſchinen; 

5. Beſchaffenheit der feſten und flüſſigen Abfallſtoffe, ſowie die 
Art ihrer Beſeitigung; 

6. Beſeitigung des beim Betriebe entſtehenden Staubes und der 
dabei entwickelten Dünſte und Gaſe; 

7. Vorrichtungen zum Schutze der Arbeiter gegen die Gefahren, 
die in der Natur des Betriebes liegen, namentlich gegen diejenigen, die 
aus Fabrikbränden erwachſen konnen; 

8. Art der Verſorgung der Arbeiter mit Trinkwaſſer, ob und in 
welcher Weiſe für Speiſe⸗, Ankleide⸗ und Waſchräume Sorge getragen 
iſt, ſowie über die Lage und Einrichtung der Aborte. 


8 10. 
Die Bauerlanbnis. 


1. Die Bauerlaubnis wird ſchriftlich unter Rückgabe je einer Aus⸗ 
fertigung der mit einem Genehmigungsvermerk und dem Dienſtſtempel 
der Polizeiverwaltung verſehenen Bauvorlagen erteilt (Bauſchein). Sie 
betrifft nur die polizeiliche Zuläſſigkeit des Baues und erfolgt unbeſchadet 
etwaiger Rechte Dritter. 

Durch die Erteilung des Bauſcheins und die Bauabnahmen (88 14, 
15 und 17) wird die Verantwortlichkeit des Bauherrn und des Bauleiters 
für die Sicherheit des Baues und die Beachtung aller in Betracht 
kommenden Vorſchriften nicht aufgehoben. 

2. Eine auf Grund unrichtiger Vorlagen erteilte Bauerlaubnis 
kann jederzeit zurückgezogen werden. 

3. Die Vauerlaubnis verliert ihre Gültigkeit, wenn innerhalb eines 
Jahres, vom Tage der Aushändigung des Bauſcheines an gerechnet, mit 
der Bauausführung nicht begonnen worden iſt oder wenn der begonnene 
Bau ein Jahr lang unvollendet geruht hat. Jedoch kann die Gültigkeit 
der Bauerlaubnis auf jedesmaligen beſonderen Antrag von der Polizei⸗ 
verwaltung um je ein Jahr verlängert werden. 

4. Die Erlaubnis kann auch auf beſchränkte Zeit oder unter der 
Bedingung jederzeitigen Widerrufs erteilt werden. 

5. Der Bauſchein muß während der Bauausführung und bis 
zum Schluß des Abnahmeverfahrens (88 15 und 17) ſtets auf der 
Bauſtelle bereit gehalten und den revidierenden Beamten auf Erfordern 
vorgelegt werden. 

6. Die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten 
und baulichen Veränderungen iſt zu verſagen, wenn 

a) dadurch Straßen und Plätze der Ortſchaft oder das Ortsbild 

gröblich verunſtaltet werden würden (vergl. Geſetz gegen die 
Verunſtaltung von Ortſchaſten vom 15. Juli 1907); 
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b) die beabſichtigte Bauausführung den Beſtimmungen dieſer Bau⸗ 
polizeiverordnung oder den ſonſt beſtehenden Vorſchriften wider⸗ 
ſpricht; 

c) die Sicherheit der beabſichtigten Bauausführung durch fehlerhafte 
Konſtruktionen gefährdet iſt. 

7. Bei Verſagung der Bauerlaubnis iſt die Polizeiverwaltung 

berechtigt, eine Ausfertigung der Bauvorlagen zurückzubehalten. Die 
Verſagungsgründe werden dem Antragſteller ſchriftlich mitgeteilt. 


B. Die Ueberwachung der Bauausführung. 


I. 
Bauaufſicht. 

Der Bauherr, der Bauleiter und bei deſſen Abweſenheit deſſen 
Vertreter ſind verpflichtet, dem revidierenden Beamten Zutritt zu dem 
Bau zu gewähren, ihm jede geforderte Auskunft zu erteilen und auf 
Verlangen alle zu den örtlichen Unterſuchungen erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen. Sie ſind auch verpflichtet, auf Erfordern der Polizeiverwaltung 
oder des revidierenden Beamten auf der Bauftelle zu erſcheien. 

§ 12. 
Abbruch von Gebäuden. 

Der beabſichtigte Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen iſt 
vor dem Beginn der Abbruchsarbeiten der Polizeiverwaltung von dem 


Unternehmer ſchriftlich anzuzeigen und zwar unter Angabe des Tages, 
an dem mit den Arbeiten begonnen werden ſoll. 


8 13. 
Baubeginn. 

1. Der Tag, an welchem mit einer Bauausführung begonnen 
werden ſoll, iſt vorher der Polizeiverwaltung unter Angabe des Aus⸗ 
fertigungstages und der Nummer des Bauſcheins von dem Bauherrn, 
dem Unternehmer oder Bauleiter ſchriftlich anzuzeigen. 

2. Mit Neubauten an öffentlichen Straßen oder Plätzen, für welche 
eine Baufluchtlinie feſtgeſetzt iſt, darf erſt begonnen werden, nachdem die 
Baufluchtlinie durch das Stadtbauamt abgeſteckt worden iſt. 

Die Abſteckung der Baufluchtlinie und die Angabe der Straßenhöhe 
iſt bei dem Stadtbauamt zu beantragen. Ueber die erfolgte Abſteckung 
ſtellt das Stadtbauamt dem Bauherrn eine Beſcheinigung aus. Dieſe iſt 
auf Verlangen dem revidierenden Beamten vorzulegen. 

3. Als Beginn der Bauausführung im Sinne dieſes 8 gilt bei 
Neubauten der Beginn der Ausſchachtung. 


8 14. 
Fundamentabnahme. 
Neubauten und Umbauten bedürſen, wenn ſie an öffentlichen Straßen, 
Wegen oder Plätzen liegen, oder wenn es im Bauſcheine beſonders 
verlangt iſt, einer Fundamentabnahme. 


3 Tage vor Erreichung der Sockelhöhe oder, wo ein Sockel nicht 
vorhanden iſt, vor Erreichung des Erdgeſchoßfußbodens iſt der Polizei⸗ 


verwaltung ſchriftlich anzuzeigen, daß die Fundamentabnahme erfolgen 
kann. Die Abnahme hat innerhalb 3 Tagen ſtattzufinden. 
Ueber die Fundamentabnahme wird keine beſondere Beſcheinigung 
ausgeſtellt. 
$ 15. 
Rohbauabnahme. 


1. Iſt der Bau in ſeinen Mauern und Eiſenkonſtruktionen ein⸗ 
ſchließlich der Schornſteine, ſowie in ſämtlichen Maſſivdecken, Balkenlagen 
und maſſiven Treppen vollendet und die Dachdeckung wenigſtens proviſoriſch 
hergeſtellt, ſo iſt dies der Polizeiverwaltung zwecks Veranlaſſung der 
Rohbauabnahme ſchriftlich anzuzeigen. 

2. Zu der Abnahme müſſen alle Teile des Baues ſicher zugänglich 
ſein. Balken⸗ und Trägerverankerungen im Innern müſſen durchweg, 
Eiſenkonſtruktionen ſoweit offen liegen, daß die Auflager und Abmeſſungen 
geprüft werden können. Zur Prüfung der Mauerſtärken müſſen, ſoweit 
erforderlich, Oeffnungen in den Mauern belaſſen werden. 

3. Vor der Rohbauabnahme hat eine Unterſuchung der Schornſtein⸗, 
Wraſen⸗ und Lüftungsrohre durch einen Schornſteinfegermeiſter zu erfolgen; 
dieſe Unterſuchung hat der Bauherr ohne beſondere Aufforderung und 
auf eigene Koſten zu veranlaſſen. Späteſtens in dem Abnahmetermin 
iſt eine Beſcheinigung des mit der Unterſuchung betrauten Schornſtein⸗ 
fegermeiſters vorzulegen, daß ſämtliche Rohre ſich in ordnungsmäßigem 
Zuſtande befinden. 

4. Vor vollendeter Rohbauabnahme dürfen Putzarbeiten, Zwiſchen⸗ 
deckenfüllungen, Deckenverſchalungen und Dielungen nicht ausgeführt oder 
eingebracht werden. Mauern, die unmittelbar an einer Nachbargrenze 
ſtehen, dürfen jedoch an der Außenſeite mit einem Putze verſehen ſein. 

5. Ergeben ſich bei der polizeilichen Prüfung Mängel, ſo muß 
nach ihrer Abſtellung der Bau erneut zur Abnahme angemeldet werden. 
Vor Beſeitigung der Mängel und dem darauf folgenden erneuten Ab⸗ 
nahmetermin darf eine Fortführung der Bauarbeiten nur inſoweit ſtatt⸗ 
finden, als dies von der Polizeiverwaltung für zuläſſig erklärt worden iſt. 

6. Ueber die erfolgte Rohbauabnahme wird dem Bauherrn von 
der Polizeiverwaltung eine Beſcheinigung (Rohbauabnahmeſchein) aus⸗ 
geſtelll. „Als Als Ausſtellungstag gilt der Tag der vollendeten Rohbauabnahme. 


& 16. 
Putzarbeiten. 

Gebäude, die ganz oder teilweiſe zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen (3 52) beſtimmt find, dürfen bei maffiven Umfaſſungswänden 
nicht früher als 4 Wochen und bei ausgemauerten Fachwerkswänden nicht 
früher als 2 Wochen nach der Rohbauabnahme geputzt werden. Mr 

Die Polizeiverwaltung iſt berechtigt, für Umbauten, ſowie für 
Gebäudeteile, die künſtlich ausgetrocknet ſind, Ausnahmen zuzulaſſen. 


Sur. 
Gebrauchsabnahme. 


. Einer beſonderen Gebrauchsabnahme nach Vollendung de 
Baues unterliegen: 
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a) Gebäude, die ganz oder teilweiſe zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmt find; 


b) gewerbliche und Fabrikanlagen; 


c) bauliche Anlagen, für welche eine ſtatiſche Berechnung erforderlich 
iſt ($ 8); 

d) Räume, die zu Verſammlungen einer [größeren Anzahl von 
Menſchen beſtimmt find. £ 


Dieſe Gebäude oder Gebäudeteile dürfen nicht eher in Benutzung 
genommen werden, als bis nach erfolgter Gebrauchsabnahme ihre Be⸗ 
nutzung durch die Polizeiverwaltung geſtattet und hierüber eine Be⸗ 
ſcheinigung (Gebrauchsabnahmeſchein) ausgeftelt worden iſt.— e 

2. Hinſichtlich der Anmeldepflicht und des Abnahmeverfahrens 
finden die Vorſchriften über die Rohbauabnahme (§ 15) entſprechende 
Anwendung. 


3. Vor der Gebrauchsabnahme hat eine nochmalige Unterſuchung 
der Schornſteinrohre und eine Unterſuchung der Feuerungsanlagen durch 
einen Schornſteinfegermeiſter ſtattzufinden. Die Vorſchriften des § 15 
Ziffer 3 finden hierauf Anwendung., 


4. Bei den in Ziffer 1 unter a bezeichneten Gebäuden darf die 
Gebrauchsabnahme früheſtens 4 Monate nach der Rohbauabnahme ſtatt⸗ 
finden. Dieſe Friſt verringert ſich auf 3 Monate, wenn durch eine 
von dem Antragſteller beigebrachte kreisärztliche Beſcheinigung nachge⸗ 
wieſen wird, daß das Gebäude hinreichend trocken iſt, um in Benutzung 
genommen werden zu können. 


Bei kleineren Umbauten kann die Polizeiverwaltung auf Antrag 
eine Verkürzung der Friſten bewilligen, wenn beſondere Umſtände (z. B. 
künſtliche Austrocknung) die Beſeitigung der Feuchtigkeit des Baues 
gefördert haben. 


8 18. 
Gemeinſame Veſtimmungen über die Bauabnahmen. 


1. Die Anzeigen zwecks Veranlaſſung der Abnahmen (88 14, 15 
und 17) ſind der Polizeiverwaltung von dem Bauherrn, dem Bau⸗ 
unternehmer oder dem Bauleiter rechtzeitig zu erſtatten. 


2. In dem von dem revidierenden Beamten anzuberaumenden 
Abnahmetermin muß mindeſtens einer der vorgenannten Anzeigepflichtigen 
perſönlich erſcheinen oder in geeigneter Weiſe vertreten ſein. 

3. Unterbleibt die Anzeige (Ziffer 1 und § 15 Ziffer 5) oder 
geſchleht fie nicht rechtzeitig, Jo kann die Polizeiverwaltung verlangen, 
daß der Bau auf Koſten des Bauherrn in einen Zuſtand zurückverſetzt 
werde, der eine vorſchriftsmäßige Prüfung ermöglicht. 

4. Sind durch einen Bauſchein verſchiedene Bauten genehmigt 
oder beſteht der genehmigte Bau aus mehreren in ſich abgeſchloſſenen 
Teilen, fo können geſonderte Fundament⸗, Rohbau und Gebrauchs⸗ 
abnahmen für die einzelnen Bauten oder Bauteile ſtattfinden, ſofern dies 

beantragt wird. 
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819% 
Oeffentliche Bauten. 

Bei öffentlichen Bauten, die unter Leitung von Reichs⸗ oder 
Staatsbaubeamten ausgeführt werden, finden Bauabnahmen ($$ 14, 15 
und 17) nicht ſtatt. 

Dieſe Beſtimmung gilt jedoch nicht für Waſſerleitungs⸗ oder 
Entwäſſerungsanlagen. 


Abſchnitt II. 
Sicherheitsmaßregeln bei der Bauausführung. 


§ 20. 
Allgemeines. 


1. Der Bauherr, der Unternehmer und der Bauleiter find zur 
Beachtung der von der Nordöſtlichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 
und der von der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften verpflichtet. Sie ſind auch für die ſtrenge und genaue Be⸗ 
folgung der folgenden Beſtimmungen dieſes Abſchnitts (88 20 bis 24) 
verantwortlich. 

2. Die Bauſtellen, Baugerüſte, Schutzgerüſte und Bauzäune an 
öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen ſind während der Dunkelheit 


durch hellbrennende Laternen derart zu beleuchten, daß Unglücksfälle 


vermieden werden. 


3. Bei Ausführung von Bauten in der Nähe vorhandener Gebäude 
ſind die zu deren Sicherheit notwendigen Vorkehrungen (Ausführung der 
Grundmauern in kurzen Strecken, Abſteifen und Unterfangen der Mauern 
anſtoßender Gebäude und dergl.) zu treffen. 


4.᷑. Baugruben, welche weniger als 1 m von einer öffentlichen 
Straße oder einem öffentlichen Platze entfernt find, müſſen eingefriedigt 
werden. 

5. Bei allen Baus und Abbruchsarbeiten find Staubbeläſtigungen 
durch reichliches Beſprengen mit Waſſer oder andere Vorkehrungen 
möglichſt zu verhüten. 

Beim Abtragen von Gebäuden dürfen keinerlei Abbruchsgegenſtände 
herabgeworfen werden; fie müfjen vielmehr heruntergetragen oder in 
Rutſchen heruntergelaſſen werden. 

Es iſt ſtreng verboten, von Gerüſten herab irgendwelche Gegen: 
ſtände auf die Straße zu werfen. 

6. Die Bearbeitung von Trägern und Baugerüſten auf der Straße 
iſt möglichſt zu vermeiden. \ 

& 81. 
Bangerüfte und Banzäune. 


1. Baugerüſte und VBauzäune an oder auf öffentlichen Wegen, 


Straßen oder Plätzen dürfen nur auf Grund einer bei der Polizeiver⸗ 


waltung ſchriftlich nachzuſuchenden beſonderen Genehmigung errichtet werden. 
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2. Die Genehmigung zur Aufſtellung von Gerüften und Bau⸗ 
zäunen wird erſt dann erteilt, wenn eine Beſcheinigung des Stadtbau⸗ 
anits darüber vorgelegt iſt, daß der Antragſteller ſich zur ordnungsmäßigen 
Wiederherſtellung der aus der Benutzung der Straßenflächen entſtehenden 
Schäden verpflichtet und dieſe Verpflichtung in der vom Stadtbauamt 
beſtimmten Form ſichergeſtellt hat. Die Wiederherſtellung der Straßen⸗ 
oberfläche darf nur durch das Stadtbauamt geſchehen; ſie erfolgt auf 
Koſten deſſen, von dem die Erlaubnis zur Benutzung der Straßenfläche 
einzuholen war. 
3. Die Genehmigung wird nur widerruflich für eine beſtimmte 
Zeit erteilt. Sie iſt in allen Fällen an die Bedingung geknüpft, daß 
die Arbeiten ſofort begonnen und ſo ſchnell als möglich und ohne Stocken 
zu Ende geführt werden. 


Mit Ablauf dec beſtimmten Zeit oder mit Einſtellung der Arbeit 

j muß ohne beſondere Aufforderung unverzüglich der benutzte Straßenteil 

’ vollſtändig geräumt, gereinigt und, ſoweit er aufgebrochen war, dauerhaft 

g wiederhergeſtellt werden (vergl. Ziffer 2). 

4. Bei Abbrucharbeiten und mit Beginn eines jeden Baues an 
öffenklichen Wegen, Straßen oder Plätzen muß vor dem Baugelände ein 

I Bauzaun errichtet werden und während der Ausführung des geſamten 

N Rohbaues beſtehen bleiben. Von der Errichtung darf nur dann Abſtand 
genommen werden, wenn dies von der Polizeiverwaltung aus beſonderen 
Gründen geſtattet wird. 

5. Der Bauzaun muß haltbar und ſicher aus entſprechend ſtarken, 
glatten Pfählen und daran befeſtigten, dicht ſchließenden Brettern (nicht 
Latten) und mindeſtens 2 m hoch hergeſtellt werden; er iſt fo einzurichten, 
daß weder Holzteile noch Nägel vorſtehen. Die Pforten müſſen nach 
innen aufſchlagen. 

ö 6. Wenn der Bürgerſteig nicht wenigſtens in einer Breite von 1 m 
vor dem Bauzaun für den Verkehr freibleibt, ſo muß, falls der Fahr⸗ 
damm dies zuläßt, außerhalb des Bauzaunes ein I m breiter Fußgänger⸗ 
ſteig aus Bohlen hergeſtellt und dieſer gegen den Fahrdamm durch ein 
Schutzgeländer begrenzt werden. Unter allen Umſtänden iſt jedoch dafür 
1 zu ſorgen, daß der Waſſerabfluß durch die Goſſe und deren Reinigung 

nicht erſchwert wird. 
n 7. Alle Gerüſte, gleichviel ob fie in den öffentlichen Verkehrsraum 
1 hineinragen oder nicht, ſind ſo zu erbauen und ſtets in ſolchem Zuſtande 
zu erhalten, daß fie den darauf Verkehrenden und den Vorübergehenden 
die vollſte Sicherheit gewähren. f 

8. Baugerüſte find fo aufzuftellen, daß der Verkehr auf dem 
Bürgerfteige nicht gehindert wird. 

Bei der Aufſtellung von Gerüſten, die in den Verkehrsraum hinein⸗ 
ragen, iſt der Verkehrsraum unter dem Gerüſt in mindeſtens 2,5 m 
Höhe offen zu halten; die Stämme müſſen bis zu 2m Höhe glatt fein 
0 Die unterſte Gerüſtlage muß aus einer doppelten, auf Fuge überdeckten 

Brettlage beſtehen, über die Außenſeiten des Gerüſtes um wenigſtens 
80 em vortreten und mit einer völlig geſchloſſenen Brüſtung von gleicher 
3 Höhe verſehen werden. 


j einrichtungen dürfen niemals darch Bauzäune eingeſchloſſen werden. 
.. i sr — — . 
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9. Bockgerliſte dürfen bei Bauarbeiten nur bis zu 5 m Höhe ver⸗ 
wendet werden. 


10. Die Polizeiverwaltung iſt berechtigt, weitergehende Forderungen 

zu ſtellen. 
§ 22. 
Schutzdächer und Schutzgerüſte. 

1. Wenn der Bauzaun vor einer abzubrechenden oder zu errichtenden 
Baulichkeit nicht ſo weit nach der Straße hingerückt werden kann, als 
zur Sicherung des Verkehrs gegen herabfallende Gegenſtände nötig iſt, 
ſo iſt über dem Bürgerſteig ein regendichtes Schutzdach oder Schutzgerüſt 
anzubringen. 

2. Das Schutzdach iſt als Pultdach herzuſtellen, das auf einge⸗ 
grabenen oder in Schwellen eingelaſſenen und oben durch Rähme ver⸗ 
bundenen Ständern ruht und von der Straße nach dem Gebäude hin 
geneigt iſt. Die Bretter zur Abdeckung des Daches müſſen wenigſtens 
3 em ftark fein und ſich um mindeſtens 5 cm überdecken. Die lichte 
Höhe eines Schutzdaches über dem Bürgerſteige muß an der niedrigſten 
Stelle wenigſtens 2,5 m betragen. 

3. Zu den Auslegern eines Schutzgerüſtes ſind gute tragfähige 
Hölzer zu verwenden, die in geeigneter Weiſe ſicher zu befeſtigen ſind. 
Für die Abdeckung des Gerüſtes gilt dasſelbe wie bei einem Schutz⸗ 
dache (Ziffer 2). 

8 23. 
Lagerung von Bauſtoffen und Banfchutt auf Straßengelände. 

1. Die Lagerung von Bauſtoffen auf dem Straßengelände wird 
von der Polizeiverwaltung nur geſtattet, wenn von dem Bauherrn eine 
Beſcheinigung des Magiſtrats vorgelegt wird, daß er gegen die Lagerung 
auf dem der Stadt gehörigen Straßengelände Einwendungen nicht zu 
erheben hat. 

2. Außerhalb eines Bauzaunes dürfen Bauſtoffe nur in Notfällen 
gelagert werden; ſie müſſen jedoch, ſobald es nur die Umſtände geſtatten, 
wieder entfernt werden. 

3. Bauſtoffe und Bauſchutt oder dergleichen Abfälle, die aus 
einem Grundſtück herausgeſchafft werden, dürfen in der Regel nicht erſt 
auf der Straße gelagert, ſondern muſſen ſofort aufgeladen und ab⸗ 
gefahren werden. 

4. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß die Goſſen⸗ und Waſſerabflüſſe 
offen gehalten und der Waſſerabfluß nicht gehindert wird. a 


8 24. 
Sicherung öffentlicher Anlagen. 

1. Bei der Aufſtellung von Gerüſten iſt auf den Schutz der 
Feuerlöſcheinrichtungen, insbeſondere der Feuermeldeleitungen und ſonſtiger 
elektriſcher Stromleitungen größte Sorgfalt zu verwenden. 

2. Die innerhalb eines Bauzaunes befindlichen, ſowie die durch 
deſſen Anlage oder die Bauarbeiten gefährdeten, außerhalb des Bauzaunes 
ſtehenden Bäume, Straßenlaternen uſw. find durch geeignete Vorkehrungen 
vor jeder Beſchädigung zu ſchützen. Oeffentliche Brunnen und Feuerlöſch⸗ 4 
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3. Wenn bei der Ausführung von Erdarbeiten Gas, Wafler-, 
Telegraphen⸗, Kraftſtromleitungen und dergleichen bloßgelegt werden, iſt 
ſofort den beteiligten Behörden Mitteilung zu machen. 

4. Die Koſten für die Beſeitigung etwaiger Beſchädigungen hat 
der Bauherr zu tragen. 


8 25. ö 
Arbeiterfürſorge auf Bauten. 

1. Die nachſtehenden Beſtimmungen (Ziffer 2 bis 7) finden Anwendung: 

a) bei Hochbauten, wenn einſchließlich der Poliere und Lehrlinge 
mehr als 10 Perſonen zur Zeit der Rohbauausführung gleich⸗ 
zeitig auf dem Bau beſchäftigt ſind; während der Rohbau⸗ 
ausführung vorübergehend beſchäftigte Arbeiter, wie Zimmerleute 
und Staker, werden nicht in dieſe Zahl eingerechnet; 

b) bei Tiefbauten, welche von Unternehmern ausgeführt werden, 
wenn an einer beſtimmten Stelle des Baues mehr als 10 Perſonen 
länger als eine Woche gleichzeitig beſchäftigt ſind. 

2. Zur Benutzung während der Arbeitspauſen und bei ungünſtiger 
Witterung, ſowie zur Aufbewahrung von Kleidern, Lebensmitteln und 
Eßgeſchirr muß für die an Bauten beſchäftigten Arbeiter ein allſeitig 
dichtumſchloſſener, mit Fenſtern genügend verſehener lüftbarer Unterkunfts⸗ 
raum geſchaffen werden, der im Mittel. mindeſtens 2,20 m im Lichten 
hoch ſein muß und deſſen Grundfläche derart zu bemeſſen iſt, daß auf 
jeden am Bau dauernd beſchäftigten Arbeiter (Ziffer 1) eine Fläche von 
wenigſtens 0,75 qm fällt. 

Der Unterkunftsraum muß mit feſtem Dielenfußboden verſehen 
und in der kalteren Jahreszeit heizbar ſein. Für die dauernd auf dem 
Bau befhänigten Arbeiter find in den Unterkunftsräumen Sitzplätze und 
Tiſche zur Verfügung zu ſtellen. 

Bauſtoffe irgend welcher Art dürfen in den Unterkunftsräumen 

nicht gelagert werden. 

Bei Tiefbauten müſſen dieſe Räume ſo gelegen ſein, daß der 
Beſchäftigungsort eines jeden Arbeiters von der Unterkunftsſtätte der 
Regel nach höchſtens 500 m entfernt iſt. 

Für ſchwimmende Unterkunftsräume findet die Vorſchrift über die 
notwendige lichte Höhe keine Anwendung 

3. Sinkt in der Zeit vom 1. November bis 1. April die Außen⸗ 
temperatur unter - 10 Grad Celſius, fo iſt der Unterkunftsraum genügend 
zu erwärmen. 

Den Arbeitern muß auf der Bauſtelle die Möglichkeit gegeben ſein, a 
Speiſen und Getränke zu erwärmen. . 
* Bei Tiefbauten außerhalb geſchloſſener Ortſchaften ſind die Wärme⸗ 1 
vorrichtungen unmittelbar bei der Baubude anzulegen. Während der 1 
kält > — gt die Delaanlage der Baubude mne als Plünte⸗ 
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Für am Bau beſchäftigte Frauen ſind beſondere Bedürfnisanſtalten 
zu errichten. 

Die Aborte müſſen möglichſt entlegen von den Unterkunftsräumen 
(Ziffer 2), der Regel nach mindeſtens 6 m davon entfernt aufgeſtellt 
werden; ſie müſſen genügend hell und derart eingerichtet ſein, daß von 
außen nicht hineingeſehen werden kann. Erforderlichenfalls ſind vor den 
Türen Blenden anzubringen. Die Aborte dürfen keine durchläſſigen 
Gruben erhalten. Sie ſind entweder an die öffentliche Entwäſſerungs⸗ 
anlage vorſchriftsmäßig anzuſchließen oder es müſſen waſſerdichte Tonnen, 
die nach Bedarf fortzuſchaffen und durch leere, mittelſt Kalkanſtrichs 
entſeuchte Tonnen zu erſetzen ſind, aufgeſtellt werden. Die Tonnen ſind 
durch Sitz- und Stoßbretter zu verdecken. 

Bei freier, von Wohngebäuden entfernter Lage der Bauſtelle kann 
auf beſonderen Antrag von der Polizeiverwaltung die Herſtellung einer 
Erdgrube geſtattet werden. 

5. Bei den für die Arbeiter beſtimmten Aborten iſt ein Piſſoir 
anzulegen. Außerdem iſt in jedem Geſchoſſe der Bauausführung ein 
Urineimer aufzuſtellen. 

6. Die Unterkunftsräume und die Aborte ſind ſtets in reinlichem 
Zuſtande zu erhalten. 

Die Urineimer und die Behälter für die Piſſoirs ſind nach Bedarf, 
mindeſtens täglich, zu entleeren. 

Die Aborte und Piſſoirs ſind nach Erfordernis zu entſeuchen. 

7. Auf jeder Bauſtelle iſt gutes Trinkwaſſer bereitzuhalten. 

8. Vom 1. November bis 1. April dürfen Stuckateur⸗, Maler⸗, 
Putzer⸗ und Töpferarbeiten in Neubauten nur dann ausgeführt werden, 

wenn die Räume, in denen gearbeitet wird, durch Türen und Fenſter 
verſchloſſen ſind. 

Die nur vorübergehende Anbringung derartiger Verſchlüſſe iſt für 
e zu erachten. | 
In Räumen, in denen offene Koksfeuer ohne Ableitung der 

de Gaſe brennen, darf nicht gearbeitet werden. Solche Räume 
find gegen andere, in denen gearbeitet wird, dicht abzuſchließen. Sie 
dürfen nur vorübergehend von den die Kokskörbe beaufſichtigenden = 
Perſonen betreten werden. 

10. Für die Beachtung der Vorſchriften dieſes § ſind die Unter⸗ 
nehmer, denen die einzelnen Arbeiten übertragen worden ſind, oder deren 
bauleitende Vertreter, bei Eigenbauten diejenigen, für deren Rechnung ſie 
ausgeführt werden, verantwortlich. 


= Abschnitt III. 


Beſchränkungen der Ausnutzung des Bau⸗ 
grundſtücks. 
8 26. Pe 17 
5 Begriff der Bangrundſtücke. fr 
0 1. Grundſtück im Sinne dieſer Verordnung iſt jedes als ſelbſtändig 
im Grundbuche verzeichnete Grundſtück. Grundſtücke, die durch Abtrennung 
FF | | vi 
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einzelner Teile infolge Beſitzveränderung in ihrem örtlichen Zuſammenhange 
getrennt ſind, gelten in ihren einzelnen Reſtteilen als ſelbſtändige Grund⸗ 
ſtücke, auch wenn ſämtliche Reſtteile noch auf ein Blatt im Grundbuche 
eingetragen ſind. 
Andererſeits konnen mehrere nach dem Grundbuche ſelbſtändige 
Grundſtücke als ein Grundſtück angeſehen werden, wenn ſie aneinander 
grenzen, demſelben Eigentümer gehören und zugleich eine wirtſchaftliche 
Einheit bilden (vergl. $ 62 Ziffer 4). 
2. Als Eckgrundſtücke im Sinne dieſer Verordnung ſind nur ſolche 
anzuſehen, bei denen 
a) der Eckwinkel, d. h. der von den Baufluchtlinien der zuſammen⸗ 
ſtoßenden Straßen, bei abgeſchrägten Ecken der von den über 
die Abſchrägung hinaus verlängerten Baufluchtlinien gebildete 
Winkel nicht mehr als 135 Grad beträgt; 

b) die Geſamtlänge der Straßenfronten in der Baufluchtlinie 
gemeſſen bei einem Eckwinkel bis zu 45 Grad das Maß von 
80 m, bei einem Eckwinkel von 90 Grad das Maß von 60 m, 
bei einem Eckwinkel von 135 Grad das Maß von 40 m nicht 
überſchreitet. 

Für die Zwiſchenwinkel zwiſchen 45 und 135 Grad findet Verhältnis⸗ 
berechnung der Geſamtfrontlänge ftatt. 

Grundſtücksteile, die ſich hinter Nachbargrundſtücke erſtrecken, werden 
nicht zum Eckgrundſtück gerechnet. 

8 27. 
Zuläſſigkeit der Bebauung. 

1. Es dürfen — unbeſchadet der Beſtimmungen des Anſiedelungs⸗ 
geſetzes — nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, welche auf eine Strecke 
von wenigſtens 5 m unmittelbar an einen öffentlichen Fahrweg, eine 
öffentliche Straße oder einen öffentlichen Platz grenzen. 

2. Grundſtücke, die nicht an einer öffentlichen Straße liegen, 
dürfen nur dann bebaut werden, wenn jedes Grundſtück durch einen 
mindeſtens 5 m breiten, genügend befeſtigten Weg mit einer ſolchen 
Straße verbunden und die dauernde Unterhaltung, Beleuchtung und Ent: 
wäſſerung dieſes Weges ſichergeſtellt iſt. 

8 28. 
Banten an unfertigen Straßen. 

1. An Straßen und Straßenteilen, die noch nicht für den öffent 
lichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellt ſind, dürfen — unbeſchadet 
der Beſtimmungen des Anſiedlungsgeſetze — Wohngebäude, wenn fie 
nach dieſen Straßen oder Straßenteilen einen Ausgang erhalten ſollen, 
nur nach Maßgabe der auf Grund des Geſetzes vom 2. Juli 1875 er⸗ 
laſſenen oder zu we ortsrechtlichen Vorſchriften errichtet werden 

AT. 1909 
„ @utsftatut vom 12 ag. 

2. Eine Straße oder ein Straßenteil iſt in baupolizeilicher Hinſicht 
nur dann für den öffentlichen Verkehr und den Anbau als fertig her: 
geſtellt zu erachten, wenn 
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a) die Feſtſtellung der Straßen⸗ und Gebäudefluchtlinien, ſowie der 
Fahrdamm⸗ und Bürgerſteigbreite erfolgt iſt; 

b) die Regulierung des Längs⸗ und Quergefälles nach den durch 
die Polizeiverwaltung erlaſſenen Vorſchriften bewirkt iſt; 

c) die dazu gehörige Bodenfläche ſich im pfand⸗ und laſtenfreien 
Eigentum der Stadt befindet, freigelegt und eingeebnet iſt; 

d) der geſamte Ausbau in Verbindung mit einer für den Verkehr 
in Benutzung genommenen Nebenſtraße ſtattgefunden hat und 
die Beleuchtungs⸗ und Entwäſſerungseinrichtung bewirkt iſt. 

h Ausbau (d) gehört die nach Beſtimmung des Magiſtrats 

auszuführende Pflaſterung, Chauſſierung oder ſonſtige Befeſtigung der 
Straße, ſowie die Fertigung der Ueberfahrts- und Uebergangsbrücken, 
der Böſchungen und Futtermauern. 


8 29. 
Bauten am Trinkekanal. 


Der Trinkekanal iſt keine öffentliche Waſſerſtraße. In den Front 
N wänden an der Trinke dürfen Oeffnungen nur mit Genehmigung des 
Trinke⸗Kommiſſars angelegt werden. Für dieſe Frontwände gelten die 
Beſtimmungen des § 72. 
8 30. 
Baufluchtlinie. 
1. Wo Baufluchtlinien vorgeſehen ſind, müſſen ſie bei Neubauten, 
An⸗ und Umbauten eingehalten werden. 
Bei Umbauten geringfügiger Art können mit Genehmigung des 
Magiſtrats Ausnahmen zugelaſſen werden. 
2. Ein Zurücktreten der Gebäude oder Gebäudeteile hinter die 
Baufluchtlinie iſt nur mit Genehmigung der Polizeiverwaltung und des 
Magiſtrats und unter Beobachtung der von dieſen Behörden zu ſtellenden 
Bedingungen geſtattet (vergl. auch 8 42 Ziffer la und § 46 Ziffer 4). 
Ein Zurückrücken der geſamten Straßenfront eines Grundſtücks 
hinter die Baufluchtlinie iſt auch in dieſem Falle nur parallel zu derſelben 
0 und unter der Bedingung geſtattet, daß der Bauherr für die architektoniſche 
Ausbildung der vortretenden Nachbarbrandgiebel aufkommt. 
3. Wo keine Baufluchtlinie beſteht, dürfen in einer Entfernung von 
| weniger als 5 m von dem äußeren Rande des Seitengrabens oder 6 m 
4 von der Grenze eines öffentlichen Weges Gebäude nicht errichtet werden. 
4. An öffentlichen Straßen innerhalb der Bauzonen I und II, die 
weniger als 5 ın breit find (Feuergaſſen), muß die Frontwand mindeſtens 
2,5 m von der Mitte der Straße entfernt bleiben, wenn fie Oeffnungen 
erhalten ſoll. Für dieſe Frontwände gelten, auch wenn ſie keine Oeffnungen 
erhalten, die Beſtimmungen des § 72. 
| 5. Durch beſondere Polizeiverordnung können mit Zuſtimmung des 
| Magiſtrats für einzelne Baublöcke oder Straßen die Grenzen feſtgeſtellt 
N 


werden, über die hinaus eine Bebauung nach der Tiefe ausgeſchloſſen | 
iſt (rückwärtige Baufluchtlinien). - 

Hinter der rückwärtigen Baufluchtlinie iſt nur die Errichtung von 
Gartenhäuschen, Veranden, Gewächshäuſern und ähnlichen kleineren Anlagen 
mit Zuſtimmung des Magiſtrats geſtattet. 


ne 


§ 31. 
Beſchränkungen für einzelne Gebäude an der Straße. 

1. Stallungen und Schuppen dürfen nicht als Vordergebäude an 
der Straße erbaut werden. 

Für herrſchaftliche Stallungen und Wagenſchuppen ſind Ausnahmen 
zuläſſig, wenn ſie vermöge ihrer Erſcheinung und Einrichtung weder 
beläſtigen noch die Straße verunzieren. 

In den Bauzonen V bis VIII (offene Bauweiſe $ 91) müſſen 
Nebengebäude jedoch von der Bauflucht einen Abſtand von mindeſtens 
15 m einhalten. 

2. Bauten für ſolche Anlagen, welche beim Betriebe ſchädliche 
Dünſte oder ſtarken Rauch verbreiten oder ungewöhnliches Geräuſch 
verurſachen, ſowie für ſolche, in denen mit offenem Feuer gearbeitet wird 
(§ 92), müſſen von öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen einen 
Abſtand von mindeſtens 10 m innehalten, wenn ſie nicht auf der dieſen 
zugekehrten Seite durch eine Wand ohne Oeffnungen abgeſchloſſen ſind. 

Als einem Wege, einer Straße oder einem Platze zugekehrt gilt 
jede Wand, deren Richtungsabweichung von der Straßenfluchtlinie oder, 
wo eine ſolche nicht feſtgeſetzt iſt, von der Grenzlinie des gemäß § 30 
Ziffer 3 einzuhaltenden Abſtandes einen Winkel von 75 Grad nicht überſchreitet. 

3. Windmühlen und andere durch Wind bewegte Triebwerke müſſen 
von öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen einen Abſtand von mindeftens- 
30 m innehalten. 

4. Holzbauten (§ 68) dürfen nur in einem Abſtande von 6 m von 
öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen errichtet werden. 


8 32. 
Hiftorifcher Stadtteil (Bauzone IX). 

1. Die Genehmigung zu Neubauten oder zu baulichen Veränderungen 
an bereits vorhandenen Gebäuden an dem zur Speicherſtraße gehörigen 
Teile des Weichſelabhanges kann verſagt werden, wenn durch die 
benbfichtigte Ausführung die Eigenart des Stadtbildes verändert oder 
verunftaltet werden würde. Dasſelbe gilt auch von Zäunen. 

Auf dieſe finden die Beſtimmungen des § 34 Ziffer 2 und 3 Anwendung. 

Vor Erteilung oder Verſagung der Genehmigung ſind der Provinzial⸗ 
konſervator der Provinz Weſtpreußen und der Magiſtrat zu hören. 

2. Die Anbringung von Reklameſchildern, Aufſchriften und Ab⸗ 
bildungen an den der Weichſel zugewandten Seiten der Gebäude auf 
dem zur Speicherſtraße gehörigen Teile des Weichſelabhanges wird nur 
geſtattet, wenn durch die beabſichtigte Ausführung die Eigenart des Stadt⸗ 
bildes nicht verändert oder verunſtaltet wird. 

Das gleiche gilt für die Anbringung von Reklameſchildern, Auf 
ſchriften und Abbildungen in und an den Gärten, die auf dem vor 
genannten Weichſelabhange ſich befinden (§ 33 Ziffer 4). 


8 335 
Vorgärten und Weichſelabhänge. 


1. Wo in den Bebauungsplänen Vorgärten vorgeſehen ſind, müſſen 
dieſe in der Regel in gleicher Höhenlage mit den Bürgerſteigen angelegt werden. 
[3 
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Wenn die Bauſtelle höher oder tiefer als der Bürgerſteig liegt, 
darf der Vorgarten hoͤher oder tiefer als der Bürgerſteig angelegt werden. 
Der Bürgerſteig iſt, wenn der Vorgarten höher liegt, durch eine Futter: 
mauer oder in ſonſt ausreichender Weiſe gegen Nachrutſchen des Erdreichs 
zu ſchützen. Liegt der Vorgarten tiefer, ſo ſind die Gebäude gegen 
Waſſerandrang zu ſichern. 

2. Vorgärten ſind in ihrer ganzen Ausdehnung als Ziergärten 
anzulegen und zu unterhalten. Unterbrechungen der Gartenanlagen ſind 
nur zuläſſig. ſoweit fie zur Herſtellung von Auffahrten, Haus- und Laden⸗ 
eingängen notwendig ſind. Die Benutzung der Vorgärten zu anderen 
Zwecken als zur Einrichtung von Ziergärten kann vorübergehend und für 
beſtimmte Nutzungszwecke mit Zuſtimmung des Magiſtrats geſtattet werden. 

3. Die Polizeiverwaltung kann mit Zuſtimmung des Magiſtrats 
den Anliegern geftatten, das Vorgartenland freizulegen. Dieſes iſt als⸗ 
dann dem Bürgerſteige entſprechend zu befeſtigen. 

4. Die den Gebäuden an der Speicherſtraße vorgelagerten Weichſel⸗ 
abhänge am Spaenckeweg (hiſtoriſcher Stadtteil §8 32) find als Garten 
herzuſtellen und dauernd in dieſem Zuſtande zu erhalten; ſie dürfen nicht 
als Lagerplätze oder zu gewerblichen Zwecken Verwendung finden. 


§ 34. 
Einfriedigungen an der Straße und Grenzzäune. 


1. In angebauten Straßen müſſen alle unbebauten Grundſtücke 
ſowie alle Vorgärten auf Verlangen der Polizeiverwaltung an der 
Straßenfluchtlinie oder, wo eine ſolche nicht beſteht, an der Grenze gegen 
die Straße in einer der Umgebung angemeſſenen Weiſe eingefriedigt werden. 

2. Als Umwehrungen der Vorgärten ſind nur durchbrochene eiſerne 
oder architektoniſch ausgebildete hölzerne Gitter zuläſſig, die einſchließlich 
des maſſtven Unterbaues durchſchnittlich nicht über 1,80 m hoch fein 
dürfen. Ausnahmsweiſe können auch durchbrochene Mauern zugelaſſen werden. 

3. Alles Holzwerk der Straßen- und Vorgarteneinfriedigungen iſt 
zu hobeln und mit Oelfarbe zu ſtreichen. Metallteile find gegen Oxyd⸗ 
bildung zu ſchützen. . 

4. Das Anbringen von Stacheldraht iſt nur an der Innenſeite 
der Einfriedigung geſtattet. 

5. Die Grenzzäune in den Bauzonen V bis VIII (offene Bauweiſe 
§ 91) dürfen durchſchnittlich nicht über 1,80 m hoch fein. 

6. Auf die Einfriedigung öffentlicher Anlagen finden dieſe Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung. 

§ 35. 
Vortreten von Bauteilen über und in Bürgerſteige. 

1. Ueber die Straßenflucht vortretende Bauteile find bis zu einer 
Höhe von 3,5 m über dem Bürgerſteig überhaupt nicht geſtattet. Dies 
Verbot gilt insbesondere für Treppenſtufen. 

Für Sockelausladungen, Geſimſe und Fenſterſohlbänke iſt jedoch 
innerhalb dieſer Höhe ein Vorſprung von 13 cm zuläffig. 

2. Riſalite, Kellerhälſe, Portalbauten, Schaukäſten, Vorſpinde und 
ähnliche der Geſchäftsreklame dienende Behältniſſe dürfen über die 
j Straßenfluchtlinie vortreten: 


a) bei einer Bürgerſteigbreite bis zu 1 m überhaupt nicht; 

b) bei einer Bürgerſteigbreite von 1 bis 3 m höchſtens 13 cm und 

c) bei Bürgerſteigen von mehr als 3 m Breite nicht mehr als 25 em. 

3. Balkone, Erker und andere geſchloſſene Vorbauten dürfen nur 
in Straßen von mindeſtens 12 m Breite über die Straßenflucht hervor⸗ 
treten, wenn bis zur Unterkante der vortretenden Teile eine lichte Höhe 
von mindeſtens 3,50 m verbleibt. Die Ausladung über die Straßenflucht R 
hinaus darf ein Zehntel der Straßenbreite, höchſtens aber 1,30 m betragen. 

4. Bei öffentlichen und gemeinnützigen, ſowie bei Monumental- * 
bauten kann das Vortreten einzelner Bauteile über die in Ziffer 1 bis 3 
bezeichneten Maße hinaus zugelaſſen werden. 

5. Türen, Fenſter, Fenſterläden und dergleichen dürfen nicht in den 
Naum oberhalb des Bürgerſteiges aufſchlagen. Ausnahmen können bei ö 


Türen von Spritzenhäuſern, Theatern, Schulen, Kirchen und ähnlichen zu 
Verſammlungen beſtimmten Gebäuden zugelaſſen werden, ſofern durch ſie 
keine Verkehrsſtörung zu beſorgen iſt. 8 
6. Kellerfenſterlichtſchächte, Kohleneinwürfe und dergleichen dürfen 4 
in die Bürgerſteige bis zu einem Zehntel ihrer Breite, jedoch höchſtens 
35 em eingeſchnitten werden. Derartige Oeffnungen find ſicher zu über⸗ 
decken und an der Hausfront mit Gittern abzuſchließen ($ 37 Ziffer 6). { 
7. Unterhalb der Bürgerſteigfläche dürfen Fundamentmauern um 
\ 12 em auf je 1 m Tiefe in den Straßenkörper hineinragen. 
8. Schutzvorhänge (Markiſen) müſſen eine lichte Höhe von mindeſtens 
* 2,5 m über dem Bürgerſteige und einen Abſtand von mindeſtens 50 Mm 
* 
| 


von dem äußeren Rande des Bürgerſteiges innehalten. 
0 Ein loſer Behang bis zu 30 em Länge iſt an ihnen zuläſſig. 
| 9. Reklamelaternen und ſonſtige Beleuchtungskörper, Aushänge⸗ 
ſchilder, ſonſtige Aushängezeichen und Reklamefiguren über Bürgerſteigen 2 
müſſen mit der Unterkante wenigſtens 2,5 m über dem Bürgerſteige 
ſich befinden. * 
10. In den Fällen Ziffer 2, 3, 4, 6 und 9 bedarf es dern 
beſonderen vorherigen Genehmigung des Magiſtrats. - 4 
* % 8 36. 
fi Vortreten von Bauteilen in Vorgärten. 
1. An Straßen, in welchen die Baufluchtlinie hinter die Straßen- 
fluchtlinie zurücktritt (in Vorgärten), dürfen vor die Bauflucht treten: 
a) die in § 35 Ziffer 2 und 6 bezeichneten Anlagen bis auf ein 
Viertel der Vorgartentiefe, höchſtens jedoch 80 em; 
b) die in $ 35 Ziffer 3 bezeichneten Anlagen bis auf ein Viertel 
* der Vorgartentiefe, höchſtens jedoch 1,5 m mit der Maßgabe, 
3 daß geſchloſſene Vorbauten von Grund aus aufgeführt werden 
h dürfen; 


» e) Freitreppen, Terraſſen und ähnliche Anlagen bis auf ein Viertel 
der Vorgartentiefe, höchſtens jedoch 2,5 m. 


2. Die auf Vorgartenland befindlichen Vorbauten müſſen bei frei⸗ 

aber polizeilich genehmigter Beſeitigung der Vorgärten durch 

tümer mit den Vorſchriften des § 35 in eng 
U 
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3. Vordächer am Hauseingange und überdachte Zugänge vom 
Bürgerſteige bis zum Hauseingang können von der Polizeiverwaltung 
nach Anhörung des Magiſtrats zugelaſſen werden. 


§ 37. 
Gemeinſame Beſtimmungen über vortretende Bauteile. 


1. Die Geſamtlänge der Vorbauten darf in jedem Geſchoſſe die 
Hälfte der Frontlänge des Gebäudes betragen, wovon die Hälfte auf 
geſchloſſene Vorbauten entfallen kann. 

Ausnahmen konnen von der Polizeiverwaltung mit Zuſtimmung 
des Magiſtrats gewährt werden. 

2. Alle Vorbauten, die mehr als 30 em über die Bauflucht vor⸗ 
treten, müſſen von den Nachbargrundſtücken um das 1½ fache ihrer Aus⸗ 
ladung entfernt bleiben. Erfolgt die Ausführung in Holz (88 67 und 68), 
ſo muß die Entfernung der Vorbauten von der Nachbargrenze wenigſtens 
2,5 m, von einander 5 m betragen. 

3. In Vorgärten dürfen jedoch Kellerhälſe, Freitreppen und 
Terraſſen, wenn ſie nicht mehr als 2 m hoch ſind, auch unmittelbar an 
der Nachbargrenze angelegt werden, wenn fie gegen dieſe einen architek⸗ 
toniſchen Abſchluß erhalten. 

4. In einer Höhe von mehr als 4,5 m über dem Bürgerſteige 
dürfen Hauptgeſimſe bis zu 80 em, andere Geſimſe und Architekturteile 
in einer Höhe von mehr als 3,5 m über dem Bürgerſteig bis zu 40 em 
über die Bauflucht vorſpringen. Die Beſtimmungen der Ziffer I finden 
hierauf nicht Anwendung. 

5. Wird das oberſte Geſchoß nach § 67 Ziffer 2b in ausge 
mauertem Fachwerk ausgeführt, fo darf es, wenn das Fachwerk architek⸗ 
toniſch ausgebildet wird, bis zu 30 cm und der etwa darüber liegende 
Giebel weitere 30 cm über die Bauflucht ausladen. 

Hierzu bedarf es jedoch der beſonderen vorherigen Genehmigung 
des Magiſtrats. 

6. Die Gitter an Lichtöffnungen und Kellereingängen uſw. müſſen 
feſt und glatt gearbeitet und mindeſtens 80 em hoch fein. 

Eiſenroſte müſſen an der Oberfläche rauh ſein, bündig mit dem 
Bürgerſteig liegen und aus rechtwinklig gegen die Straßenfront gerichteten, 

höchſtens 2,5 cm von einander entfernten Eiſenſtäben beſtehen. Griffe 
oder ſonſtige Beſchlagteile dürfen nicht vorſtehen 

Zuläſſig ſind auch bündig mit dem Bürgerſteig liegende Schacht⸗ 
abdeckungen aus tragfähigen Rohglasplatten oder einem ſonſtigen, jede 
Gefährdung ausſchließenden, Licht durchlaſſenden Stoffe. 


8 38. 
Gebändeabſtand von den Nachbargrenzen. 
1. Sofern nicht die Beſchränkungen aus § 91 loffene Bebauung) 
Platz greifen, dürfen maſſive Gebäude oder Gebäudeteile unmittelbar an 
| der Nachbargrenze errichtet werden. Soweit dies nicht geſchieht, müſſen 
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fie von der Nachbargrenze mindeſtens einen Abſtand von 5 m einhalten; 
liegt das Gebäude an der Straße, ſo muß in letzterem Falle die Seiten⸗ 


1 wand nach der Nachbargrenze architektoniſch ausgebildet werden. 
m . = _ — + 
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Außerdem kann in ſolchen Fällen verlangt werden, daß die Seiten⸗ 
wand des Nachbargebäudes nach dem Neubau hin architektoniſch aus⸗ 
gebildet wird. 

2. In Bauzone I und bei Hofgemeinſchaften (§ 44) kann aus- 
nahmsweiſe ein geringerer Abſtand als in Ziffer 1 vorgeſehen, jedoch 
nicht unter 4 m zugelaſſen werden. 

3. Gebäude und Gebäudeteile mit nicht maſſiven Umfaſſungswänden 
(8 67) dürfen in keinem Teile näher als 5 m und Holzbauten (8 68) 
nicht näher als 6 m an die Nachbargrenze herantreten. 

Unter beſonderen Bedingungen kann jedoch mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats geſtattet werden, daß ſie bei geſchloſſener Bauweiſe unmittelbar 
an der Nachbargrenze errichtet werden; die der Nachbargrenze zugekehrte 
Wand iſt in dieſem Falle als Brandmauer (§ 62 und § 68 Ziffer 1) 
auszuführen. 

4. Gartenlauben und Gartenhäuschen bis zu 12 qm Grundfläche 
können, wenn ſie architektoniſch ausgebildet find, unmittelbar an der 
Nachbargrenze und ohne Brandmauer ($ 62) errichtet werden. 

5. Schmieden dürfen nur in einem Abſtande von 10 m von der 
Nachbargrenze errichtet werden, wenn ſie nicht auf der der Nachbargrenze 
zugekehrten Seite durch eine Wand ohne Oeffnungen abgeſchloſſen ſind. 

6. Ueber den Abſtand von Scheunen, ſoweit dieſe überhaupt zu⸗ 
läſſig find, gelten die Beſtimmungen des § 92 Ziffer 8. 

7. Windmühlen und andere durch Wind bewegte Triebwerke muſſen 
von den Nachbargrenzen einen Abſtand von mindeſtens 20 m innehalten. 

8. Als der Nachbargrenze zugekehrt gilt jede Wand, deren Richtungs⸗ 
abweichung einen Winkel von 75 Grad nicht überſchreitet. 


§ 39. 
Abſtände zwiſchen Gebäuden auf demſelben Grundſtück. 

1. Zwiſchen allen nicht unmittelbar aneinanderſtehenden Gebäuden 
und allen untereinander nicht unmittelbar verbundenen Teilen der⸗ 
ſelben Gebäude muß auch bei geſchloſſener Bauweiſe durchweg ein freier 
Raum bleiben: 

a) von mindeſtens 2,5 m Breite, ſoweit die einander gegenüber⸗ 

liegenden Umfaſſungswände keine Oeffnungen haben; 
b) von mindeſtens 5 m Breite, ſoweit Oeffnungen in jenen Wänden 
vorhanden ſind. 

Als Oeffnungen gelten auch feſte verglaſte Oeffnungen. 

Nachträgliches Ausbrechen von Oeffnungen in den Wänden unter a 
iſt verboten. 

2. Als gegenüberliegend gelten Wände und Gebäudeteile, deren 
Richtungen zueinander einen Winkel von weniger als 75 Grad einſchließen. 

3. Bei offener Bauweiſe (8 91) muß zwiſchen den Vorder- Hinter⸗ 
und Nebengebäuden eine Entfernung von mindeſtens 5 m verbleiben. 

4. Holzbauten (§ 68) müſſen von andern Baulichkeiten mindeſtens 
6 m entfernt bleiben. Wenn die gegenüberliegende Wand eine Brand— 
mauer iſt, kann bei geſchloſſener Bauweiſe ein geringerer Abſtand aus- 
nahmsweiſe zugelaſſen werden (vergl. $ 62 Ziffer 6). 
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5. Ueber den Abſtand der Scheunen von andern Gebäuden gelten 
die Beſtimmungen des § 92 Ziffer 8. 

6. Schmieden muͤſſen einen Abſtand von 10 m von andern Ges 
bäuden einhalten, wenn ſie nicht an der den andern Gebäuden zugekehrten 
Seite durch eine Wand ohne Oeffnungen abgeſchloſſen ſind. 

7. Ein Vortreten von Bauteilen in die gemäß Ziffer 1, 3 und 4 
einzuhaltenden Abſtände iſt unzuläſſig außer für Dachüberſtände, welche 
nicht mehr als 80 cm, ſowie für Geſimſe, welche nicht mehr als 40 cm 
vortreten. 

8 40. 
Bauzonen. 

1. Die Dichtigkeit der Bebauung, insbeſondere die bebaubare 
Fläche (§ 41), die Höhe der Gebäude (88 46 und 47) wie auch die 
Zahl der zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Geſchoſſe 
($ 50) richtet ſich nach der Zugehörigkeit der Baugrundſtücke zu den 
einzelnen Bauzonen. 

2. Es werden unterſchieden: 

Bauzone I, II, III, IV, V, VI, VII, VIII und IX. 

Die Zonen I, II, III und IV gehören zur geſchloſſenen, die 
Zonen V, VI. VII und VIII zur offenen Bauweiſe. 

Zone IX umfaßt den hiſtoriſchen Stadtteil und gehört zur ge⸗ 
ſchloſſenen Bauweiſe. 

3. Die Abgrenzung der Bauzonen ergibt ſich aus dem Anhang I zu 
dieſer Baupolizeiverordnung. 

Die außerhalb der vorſtehend aufgeführten Bauzonen liegenden 
Teile des Stadtgebiets (ländlichen Grundſtücke) mit Ausnahme des öſtlich 6 
der Königſtraße liegenden Kunterſteiner Gebiets zwiſchen Hindenburgſtraße, 
Ringſtraße und Tuſcher Damm werden der Bauzone W zugeteilt, jedoch 
kann die Polizeiverwaltung mit Zuſtimmung des Magiſtrats hier nach 
den Bedürfniſſen des landwirtſchaftlichen Betriebes und der Induſtrie 
Erleichterungen geſtatten. 

4. Das Kunterſteiner Gebiet öſtlich der Königſtraße zwiſchen 
Hindenburgſtraße, Ringſtraße und Tuſcher Damm wird den Bauzonen 
III bis VIII zugeteilt. | 

Die Abgrenzung der Zonen in dieſem Gebiet erfolgt nach Feſtſetzung 
eines Bebauungsplanes durch beſondere Polizeiverordnung unter Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats und mit Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

5. Wenn ein Grundſtück in verſchiedenen Bauzonen liegt und 
nicht in jeder Zone nach den daſelbſt geltenden Vorſchriften bebaut werden N, 
kann, fo gehört es in feinem ganzen Umfange zu der Zone, für die eine 
geringere Ausnutzung des Grundſtücks vorgeſchrieben iſt. 

Bei Eckgrundſtücken, in welchen 2 Bauzonen zuſammenſtoßen, tritt 
die Beſchränkung derjenigen Bauzone, welche die geringere Ausnutzung 
vorſchreibt, erſt in einem Abſtand von 20 m von der Ecke ein. - 

6. Bei geſchloſſener Bauweiſe find die Gebäude an der Straße 
in der Regel unmittelbar aneinander zu bauen. Ausnahmen ſind nur 5 
nach der Beſtimmung des 8 38 Ziffer 1 zuläſſig. 
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8 41. 
Bebaubare Fläche. 

1. Wo eine Baufluchtlinie feſtgeſetzt iſt, gilt nur der hinter dieſer, 
wo eine Fluchtlinie nicht feſtgeſetzt iſt, nur der hinter der Grenzlinie des 
nach 8 30 Ziffer 3 gegen die Straße (Weg, Platz) einzuhaltenden Ab⸗ 
ſtandes liegende Teil des Grundſtücks als Grundſtücksfläche im Sinne dieſes 
Paragraphen. 

2. Es dürfen bebaut werden: 

in Bauzone: I II III IVV - VII VIII 
a) Zwiſchengrundſtücke bis zun / / /½00/%/10 Yo e 
bp) und wenn Wohnungen in Hinter⸗ 

gebäuden (§ 47 Ziffer 1) einge⸗ 

richtet werden, bis z 70/70/10 

o)nEstundilide bis zs; d e e o “Yo IF: 
ihrer anrechnungsfähigen Grundfläche. 

In Bauzone IX (hiſtoriſcher Stadtteil $ 32) kann die geſamte 
innerhalb der Baufluchtlinien der Speicherſtraße und des Spaenckeweges 
liegende Grundſtücksfläche bebaut werden. 

3. In Bauzone I und II darf ein bei dem Inkrafttreten dieſer 
Baupolizeiverordnung bereits in ſeinen Abgrenzungen feſtſtehendes und 
bereits bebautes Grundſtück vollſtändig bebaut werden, wenn: 

a) es nur 60 qm oder weniger Grundfläche hat; 

b) ſeine Tiefe, von der Baufluchtlinie ab gerechnet, nicht mehr als 

8 m beträgt; 

c) das Grundſtück an 2 Straßen liegt und feine Grundfläche nicht 

größer als 120 qm iſt; 

d) das Grundſtück an 3 Straßen grenzt und ſeine Grundfläche 

nicht mehr als 200 qm beträgt. 

Ausnahmsweiſe kann die Polizeiverwaltung mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats in Bauzone I über e und d hinaus unter befonderen Be⸗ 
dingungen eine volle Bebauung von Grundſtücken bis zu 300 qm Grund⸗ 
fläche zulaſſen, wenn es ſich um Grundſtücke handelt, die lediglich Ge⸗ 
ſchäftszwecken dienen und nur höchſtens 3 Wohnungen kleineren Umfangs 
für das Aufſichtsperſonal enthalten und ſämtliche Aufenthaltsräume un⸗ 
mittelbar aus dem Freien Licht und Luft erthalten. 

4. Für die Bebauung der Grundſtücksflächen hinter rückwärtigen 
Baufluchtlinien find die Beſtimmungen des $ 30 Ziffer 5 maßgebend. 


8 42. 
Berechnung der bebaubaren Fläche. 
1. Bei Berechnung der bebaubaren Fläche ſind von der Fläche des 
Baugrundſtücks vorweg abzuziehen 

a) Vorgärten und Vorplätze, wenn deren Anlage durch Feſtſetzung 
N einer hinter die Straßenfluchtlinie zurückweichenden Bauflucht⸗ 
linie vorgeſchrieben iſt oder wenn bei freiwilliger Anlegung eines 
Vorgartens oder Vorplatzes das Vordergebäude eine größere 
Höhe erhält, als es bei Errichtung in der Straßenfluchtlinie 

hätte erhalten können (§ 46 Ziffer 4). 
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Im erſteren Falle iſt jedoch, wenn die feſtgeſetzte Bau⸗ 
fluchtlinie mehr als 5 m hinter die Straßenfluchtlinie zurück⸗ 
weicht, eine Vorgartenfläche von nicht mehr als 5 m Tiefe 
abzuziehen; 

b) alle ſonſtigen durch feſtgeſetzte Baufluchtlinien abgeſchnittenen 
Grundſtücksteile; 

c) alle offenen Lichtſchächte von weniger als 15 qm Grundfläche 
und alle überdeckten Lichtſchächte; 

d) alle unbebauten Flächen, die nach ihrer Lage und Geſtalt für 
die Erhellung und Lüftung der Gebäude ohne Nutzen ſind, nach 
dem Ermeſſen der Polizeiverwaltung. 

2. Bei Berechnung der bebaubaren Grundſtücksfläche bleiben 
folgende bauliche Anlagen außer Betracht, und die von ihnen ein⸗ 
genommenen oder überragten Flächen gelten als unbebaut: 

a) Offene Vorbauten (Freitreppen, Terraſſen, Schutzdächer, Balkone, 

8 Veranden und dergleichen), wenn fie nicht mehr als 1,5 m vor⸗ 
treten und in jedem Geſchoß nicht mehr als die Hälfte der 
Wand, an der ſie ſich befinden, einnehmen, außerdem Dach⸗ 
überhänge und Dachüberſtände, wenn fie nicht mehr als 80 cm, 
ſowie Geſimſe, wenn ſie nicht mehr als 40 om vortreten; 

b) unheizbare Gartenhäuschen, Lauben und andere bauliche Anlagen 
dieſer Art, wenn fie nicht mehr als 3,5 m höchſte Höhe über 
dem Erdboden und zuſammen nicht mehr als 15 qm Grund⸗ 
fläche haben; 

c) Hofunterkellerungen, Aſche- und Müllbehälter, Gruben, deren 
Ausmauerungen die Erdoberfläche um nicht mehr als 50 cm 
überragen, ſowie Grenzmauern bis zu 3,5 m Höhe und 51 m Stärke. 


8 43. 
Hofraum. 

1. Nei Grundſtücken der geſchloſſenen Bauweiſe 3 40 Ziffer 2) 
bis zu 320 qm Grundfläche müſſen die notwendigen Höfe eine zuſammen⸗ 
hängende Fläche bilden. 

Bei größeren Grundſtücken der geſchloſſenen Bauweiſe ſind zu 
unterſcheiden: 

a) Haupthöfe von mindeſtens 80 qm Grundfläche bei 6 m 

geringſter Abmeſſung; 

b) Nebenhöfe von mindeſtens 25 qm bei 4 m geringfter Abmeſſung; 

c) Lichthöfe von mindeſtens 10 qm bei 2 m geringſter Abmeſſung. 

Näume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen (8 52) dürfen 
nur an der Straße, an Haupthöfen und an Hofgemeinſcharten (8 44) 
liegen. Abort⸗ und Baderäume ſowie andere untergeordnete Räume und 
notwendige Treppen (§ 73) dürfen durch Nebenhöfe belichtet und belüftet 
werden. Lichthöfe ſind nur als Lichtquelle für unter geordnete Räume 
zuläſſig, deren Ent⸗ und Belüftung beſonders geregelt iſt. 


2 die ganze Grundſtücksbreite einnehmen. 
8. Et en. E . a 


2. Bleibt die Grundſtücksbreite unter 6 m, fo müffen Haupthöfe 
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3. Haupthöfe unter 80 qm, jedoch nicht unter 30 qm Grundfläche 
ſind zuläſſig, wenn die aus der ganzen Grundfläche ermittelte Hoffläche 
kleiner als 80 qm iſt und wenn die vor den Fenſtern liegende Hof⸗ 
abmeſſung höchſtens um 5 m unter der Höhe der hofumſchließenden 
Wände bleibt, dieſe Hofabmeſſung aber in keinem Falle weniger als 
6 m beträgt. 

Bei Hofgemeinſchaften iſt eine geringſte Abmeſſung von 4 m zu⸗ 
läſſig (vergl. § 44 Ziffer 1 b). 


§ 44. 

Zuſammenhängende Haupthöfe (Hofgemeinſchaft). 

1. Sollen benachbarte Grundſtücke bei geſchloſſener Bauweiſe derart 
bebaut werden, daß die aneinanderſtoßenden Höfe auf der gemeinſamen 
Grenzlinie gemeſſen eine Länge von mindeſtens 6 m haben, fo darf: 

a) bei Feſtſtellung der Höhe für die Hintergebäude außer der Breite 

des unbebauten Grundſtücksteiles vor dem Hintergebäude noch die 

Hälfte der Abmeſſung des Nachbarhofes in Rechnung geſtellt 
werden (vergl. § 47 Ziffer 2); 

b) die der offenen Grenze gegenüberliegende Wand ($ 38 Ziffer 2) 
abweichend von 8 62 Ziffer 1 und 2 ſchon in einem Abſtande 
von 4 m von der Grenze Oeffnungen, und zwar auch für Räume 

N zum dauernden Aufenthalt von Menſchen erhalten, wenn der 


Nachbarhof eine Breite von mindeſtens 4 m hat und ſoweit die 
Grenze unbebaut iſt. 


Im Falle zu a und b darf die Grenzſcheide nicht höher als 3 m ſein. 


ö 2. Auf die Anwendung dieſer beſonderen Beſtimmungen haben die 
* beteiligten Grundſtücksbeſitzer nur dann Anſpruch, wenn ſie unter genauer 
| Bezeichnung der zu der Hofgemeinſchaft beſtimmten Flachen auf den 
| einzelnen Grundſtücken ſich gegenſeitig verpflichten, dieſe Flächen zu 
. ungunſten der Mitbeteiligten nicht zu verändern und wenn dieſe Ver⸗ 
pflichtung auf ſämtlichen beteiligten Grundſtücken im Grundbuche ein⸗ 
1 getragen iſt. 
1 3. Solange die Eintragungen nicht ſämtlich gelöſcht ſind, dürfen 
die zuſammenhängenden, in den Bauſcheinen ihrer Begrenzung nach be⸗ 
ſtimmt zu bezeichnenden Hofflächen nicht verkleinert werden. 
4. Dieſe Beſchränkung der Grundſtücksbeſitzer in der Bebauung 


1 ihres Eigentums hört mit der Löſchung der zu Ziffer 2 genannten Ein⸗ 

co tragungen auf ſämtlichen beteiligten Grundſtücken auf. Es haben ſodann 

17 die ſämtlichen Grundſtücksbeſitzer ihre Grundſtücke den allgemeinen Vor 
ſchriften dieſer Bauordnung entſprechend einzurichten. 


8 45. 
. Verbindung mit der Straße (Durchfahrten). 
54 1. Nach jedem unbebauten Grundſtücksteil iſt eine fahrbare, von 


aallen Hinderniſſen freie Verbindung mit der Straße von mindeſtens 2,5 m 
12 Breite herzuſtellen, wenn in Seiten- oder Hintergebäuden ſich ſelbſtändige 
1 


Wohnungen, Werkſtätten, Lagerräume oder dergleichen befinden, wenn die 
Höhe dieſer Gebäude an dieſem Grundſtücksteil mehr als 9 m beträgt 
und wenn dieſer Grundſtücksteil die einzige Stelle iſt, von der die 
Feuerwehr bei Ungangbarkeit der Treppe nach dem Dachboden eines 
Seiten⸗ oder Hintergebäudes gelangen kann. 


2. Durchfahrtsöffnungen in Gebäuden ſind im Lichten mindeſtens 
2,5 m breit und 3 m hoch herzuſtellen. 

3. Bei gekrümmten oder gebrochenen Einfahrten oder Durchfahrten 
muß eine entſprechende Verbreiterung ſtattfinden. 


An engen Straßen ſind die Durchfahrten ſo breit anzulegen, 
daß für die Einfahrt ein Krümmungshalbmeſſer von nicht mehr als 
10 m beſteht. 

4. Eine Einfahrt oder Durchfahrt iſt auch dann herzuſtellen, 
wenn ſich ihre Notwendigkeit erſt durch ſpätere bauliche Verände⸗ 
rungen ergibt. 

5. Alle nicht durch Einfahrten oder Durchfahrten zugänglich ge⸗ 
machten unbebauten Grundſtücksteile müſſen wenigſtens durch einen für 
den Verkehr freien und zum Durchbringen einer 6 m langen euer: 
leiter geeigneten Durchgang von mindeſtens 1,25 m lichter Breite und 
2,2 m. lichter Höhe von der Straße aus erreichbar fein. 


6. Alle Durchfahrten und Durchgänge müſſen maſſive, mindeſtens 
8 25 cm ſtarke Wände und feuerfeſte Decken erhalten. Die Sohle der 
Durchfahrten muß für einen Raddruck von mindeſtens 2000 kg ge: 
nlgend befeſtigt ſein. 
8 46. 
Höhe der Vordergebäude. 


1. Unter Höhe der Gebäude wird das Maß von der Oberkante 

des Bürgerſteiges bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes oder bis zum 

Dachanſatz, wo die Anlage einer Attika beabſichtigt wird, bis zu deren 

Oberkante, bei Giebelhäuſern bis zur halben Höhe des Giebeldreiecks 

einſchließlich verſtanden. Als Dachanſatz gilt der Schnitt der Gebäude⸗ 

front mit der Dachfläche. Bei geneigter Oberfläche des Bürgerſteiges in 

der Längsrichtung der Frontwand iſt das mittlere Höhenmaß in 
Rechnung zu ſtellen. Die Höhe der Vorderhäuſer an der Hinterfront 

wird von der Oberfläche des Bürgerſteiges gemeſſen. Liegt die Ober⸗ 

fläche des Hofraumes über der Oberfläche des an das Vorderhaus an⸗ 


4 ſtoßenden Bürgerſteiges, ſo wird die zuläſſige Höhe des Vordergebäudes 0 
* an dieſem Hofraum ebenfalls von der Oberfläche des Bürgerſteiges . 
gemeſſen. 
2. Die Höhe der Vordergebäude darf nicht mehr betragen: \ 
a) in Bauzone I als das 1½¼ fache der Breite der Straße, an der 1 
das Gebäude errichtet wird, höchſtens aber 18 m; 5 


* b) in Bauzone II, III, VIII und IX als die Breite der vor dem 
T Gebäude liegenden Straße; in Bauzone II höchſtens aber 16 m, | 
in Bauzone III höchſtens 15 m und in Bauzone VIII und IX 1 


höchſtens 12 m; 
2 u | D ' 
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e) in Bauzone IV, V, VI und VII als drei Viertel der Breite der 
Straße, an der das Gebäude errichtet wird, in Bauzone IV, V 
und VI jedoch höchſtens 10 m und in Bauzone VII höchſtens 8 m. 


Für die in Bauzone VII unmittelbar an der Oberen Bergſtraße 
errichteten Vordergebäude iſt jedoch die für Bauzone III zuläſſige Höhe 
geſtattet und zwar in der nach Ziffer 5 Abſatz 2 feſtgeſetzten Tiefe. 


Ohne Rückſicht auf die Straßenbreite iſt eine Höhe der Gebäude zuläſſig: 
a) sin Bauzone I von 12. m; 


b) in“ Bauzone II von 10 m an Straßen von weniger als 
10 m$ Breite; 


e) int Bauzone III. VIII“ und IX von 9 m an Straßen von 
weniger als 9 m Breite; 


d) in“ Bauzone IV, V und VI von 8 m und 
e) in Bauzone VII von 6 m. 


3. Bei Eckgebäuden iſt das an der breiteren Straße zuläſſige 
Höhenmaß auch an der ſchmaleren Straße auf eine Frontlänge bis zu 
15 m zuläſſig. Die Frontlänge wird in dieſem Falle, wenn die Ecke 
des Gebäudes abgeſchrägt oder abgerundet iſt, von demjenigen Punkte ab 
gemeſſen, in welchem die verlängerten Richtungslinien der beiden Fronten 
ſich ſchneiden würden. og D 


In beſonderen Fällen kann mit Zuſtimmung des Magiſtrats diefes 
Maß auch auf eine größere Länge geſtattet werden. 


Falls einem Eckgebäude an verſchiedenen breiten Straßen eine ein 
heitliche Höhe gegeben werden ſoll, ſo iſt der Berechnung der Höhe die 
durchſchnittliche Straßenbreite zugrunde zu legen. 


4. Für Gebäude oder Gebäudeteile, die auf mehr als 5 m Länge 
und mehr als 65 om Tiefe hinter die Bauflucht zurücktreten ($ 30 Ziffer 2 
und § 42 Ziffer La) darf mit Zuſtimmung des Magiſtrats innerhalb der 
Höchſtgrenze eine größere Höhe geſtattet werden. 


r 5. Als zum Vordergebäude gehörig werden in den Bauzonen I 
bis IV, VIII und IX nur die Teile des Vordergebäudes angeſehen, 
die weniger als 25 m von der Baufluchtlinie entfernt find, 


In den Bauzonen V, VI und VII (offene Bauweiſe $ 91) dürfen 
die an den Straßen zu errichtenden Gebäude einſchließlich aller Aus- 
bauten eine größere Tiefe als 20 m nicht überſchreiten. 


6. Oberhalb der zuläffigen Gebäudehöhe dürfen Dachteile über eine 

unter 45 Grad gedachte Linie nicht hinausragen. Von dieſer Beſtimmung 

werden jedoch nicht betroffen: Dachrinnen, Brandmauern, Schornſteine 

Blitzableiter und Fahnenſtangen, ferner Dachfenſter, ſofern fie hinter dere 

Front liegen, nicht mehr als 1,5 qm Anſichtsfläche haben und von andern, 

fed. Dachfenſtern und von Nachbargrenzen mindeſtens 2 m ent⸗ 
rnt ſind. 


— 


7. Steilere Dachflächen ſind 

bis zu einem Neigungswinkel von 

60 Grad nur dann zuläſſig, wenn 
die Gebäudehöhe um dasjenige Maß 
vermindert wird, um welches eine 


Firſt 85 der Skizze) oder bei Man⸗ 


fardendächern der Knickpunkt der 
Dachflächen (b 1 der Skizze) die 
unter Ziffer 6 bezeichnete Linie in 
ſenkrechter Richtung überragt. 

8. Der Aufbau von Türmen, 
Giebeln, größeren Dachfenſtern und 
dergleichen iſt auch über die zu⸗ 
läſſige Fronthöhe hinaus geſtattet, 
wenn dieſe Ausbauten zuſammen 
höchſtens ein Drittel der Front⸗ 
länge einnehmen und die zuläſſige 
Fronthöhe höchſtens um ein Viertel 
der Fronthöhe überragen. 

Ausnahmen kann die Polizeiverwaltung mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats zulaſſen. 


9. Für öffentliche Gebäude kann die Polizeiverwaltung nach An 
hörung des Magiſtrats Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Para⸗ 
graphen zulaſſen; desgleichen für Fabrikgebäude und ſolche Gebäude, 
deren Zweck eine größere Höhe beſtimmt, von den Beſtimmungen dieſes 
Paragraphen Ziffer 2 und 5. 


8 47. 
Höhe der Seiten⸗ und Hintergebäude. 
1. Als Hintergebäude werden auch ſolche Teile des Vordergebäudes 
angeſehen, die mehr als 25 in von der Baufluchtlinie entfernt find 
(vergl. $ 46 Ziffer 5). 


2. Die Höhe der Seiten⸗ und Hintergebäude der Bauzonen I bis 
EX. IV und VIII ift in derſelben Weiſe wie die der Gebäude an der Straße 


. G 46 Ziffer 2) zu beſtimmen. An die Stelle der Straßenbreite tritt 
hier die Breite des unbebauten Grundſtücksteils vor dem Seiten oder 
Hintergebäude. 

* Die in § 46 Ziffer 2 feſtgeſetzte Mindeſthöhe iſt jedoch nur dann 


zuläſſig, wenn durch ſie die Breite der unbebauten Grundſtücksteile um 
höchſtens 5 m überſchritten wird, andernfalls ermäßigt ſich die Mindeſt⸗ 
höhe um das 5 m überſteigende Maß. 


5 In Bauzone I iſt abweichend von § 46 Ziffer 2a nur eine Höchſt⸗ 
höhe von 16 m geftattet. 


Bei Hofgemeinſchaften treten die in 8 44 Ziffer la ug: 
Vergünſtigungen ein. 


2 


3. In den Bauzonen V und VI darf die Höhe von Hinter: oder 
Gartenhäuſern, die Wohnzwecken dienen, vom Erdboden bis Oberkante 
Traufe in keinem Falle zwei Drittel der vor oder dahinter liegenden 
Hofbreite oder der zuläffigen Höhe des Vorderhauſes (§ 46 Ziffer 20 
erſter Abſatz) überſteigen. 

In Bauzone VII dürfen jedoch Garten⸗ oder Hinterhäuſer die 
gleiche Höhe wie die Vordergebäude (mit Ausnahme der an der Oberen 
Bergſtraße errichteten) erhalten. 

Nebengebäude für Wirtſchaftszwecke, Stallgebäude uſw. dürfen in 
den Bauzonen V bis VII bis zur Traufe hochſtens 4,5 m hoch erbaut werden. 

4. In den Bauzonen I bis IV und VIII bleiben kleinere 
Baulichkeiten von nicht mehr als 25 qm Grundfläche und nicht mehr 
als 4 m Fronthöhe für die Ermittelungen der zuläſſigen Fronthöhe 
(Ziffer 2) unberückſichtigt. 

5. Bei geneigter Oberfläche des Hofraumes in der Längsrichtung 
der Frontwand iſt das mittlere Höhenmaß in Rechnung zu ſtellen. 

6. Auf die Seiten⸗ und Hintergebäude finden im übrigen die 
Beſtimmungen des § 46 Ziffer 6 bis 9 finngemäße Anwendung. 

Bei Pultdächern darf jedoch die den Nachbargrenzen zugekehrte 
Wandhöhe die zuläſſige Gebäudehöhe um nicht mehr als 3 m überſchreiten. 


8 48. 
Berechnung der Straßenbreite. 

1. Die für die Höhe der Straßenfront maßgebende Straßenbreite 
iſt die Entfernung zwiſchen der Vorderfront des in der Baufluchtlinie zu 
errichtenden Gebäudes und der gegenüberliegenden Straßengrenze (Straßen⸗ 
fluchtlinie), auch wenn ein Gebäude zwecks Erzielung einer größeren 
Fronthöhe gegen die Baufluchtlinie zurückgerückt wird (vergl. § 30 Ziffer 2, 
§ 42 Ziffer la, $ 46 Ziffer 4). 

Bei ungleicher Straßenbreite iſt die durchſchnittliche Straßenbreite 
maßgebend. 

Nach Anhörung des Magiſtrats können bei Berechnung der Straßen 
breite auch beſchloſſene, aber noch nicht feſtgeſetzte Fluchtlinien berück⸗ 
ſichtigt werden. 

2. Lücken in der gegenüberliegenden Straßenwand, die durch Ein⸗ 
mündung anderer Straßen entſtehen, bleiben bei der Feſtſetzung der 
Straßenbreite unberückſichtigt. Ausnahmen von dieſer Beſtimmung können 
ar der Polizeiverwaltung mit Zuſtimmung des Magiſtrats zugelaffen 
werden. 

3. Treten Bauteile über die Baufluchtlinie vor, ſo wird die dadurch 
bewirkte Veränderung der Straßenbreite bei der Höhenermittelung nicht 
berückſichtigt. N 

§ 49. 0 
Berechnung der Hofbreite. 

Iſt die vor der Front eines Hintergebäudes liegende unbebaute 
Fläche (§ 47 Ziffer 2) nicht vor der ganzen Front von gleicher Breite, 
fo iſt für die Höhe des ganzen Hintergebäudes die durchſchnittliche Hof⸗ 
breite maßgebend. 
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& 50. 
Geſchoßzahl. 
1. Gebäude, welche ganz oder teilweiſe zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beftimmt find, dürfen einſchließlich des Erdgeſchoſſes erhalten: 
in Bauzone I II III IV V VI VII VIII IX 
Wohngeſchoſſe 43 3 2 2 2 1 8 3 


Als Wohngeſchoß gilt vorbehaltlich der Vorſchrift des §8 51 jedes 
Geſchoß, in dem auch nur ein zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
beſtimmter Raum (8 52) vorhanden iſt. 

2. In Bauzone II und III dürfen Vordergebäude unbeſchadet der 

f Beſtimmungen unter Ziffer 1 jedoch 4 Wohngeſchoſſe erhalten an folgenden 
Straßen, Straßenteilen und Plätzen: Marienwerder Straße, Fiſch⸗ 
markt mit Ausnahme der Südſeite zwiſchen Gartenſtraße und Graben⸗ 
ſtraße, Getreidemarkt, Obere Thorner Straße, begrenzt durch Getreidemarkt 
einerſeits, Nonnenſtraße und Fiſcherſtraße andererſeits, Untere Thorner 
Straße, Herzfeldſtraße zwiſchen Schlachthofſtraße und der erſten Querſtraße, 
Königſtraße. 

3. In den Bauzonen V und VII dürfen Wohngebäude außer 
den nach Ziffer 1 zuläſſigen Wohngeſchoſſen noch ein zu Wohnzwecken 
Ds ausgebautes Dachgeſchoß (d. h. nur Giebel oder Manſarde) 
erhalten. 

Für die unmittelbar an der Oberen Bergſtraße in Bauzone VII 
errichteten Vordergebäude ſind jedoch 3 Wohngeſchoſſe zuläſſig. 

An der Lindenſtraße zwiſchen Marienwerder Straße und Neudorfer 
Weg und deſſen Verlängerung (Bauzone III) kann das Dachgeſchoß 
der Vordergebäude zur Hälfte zu Wohnräumen ausgebaut werden. 

4. Bei gewerblichen Anlagen und für öffentliche Gebäude kann 
die Polizeiverwaltung unter Zuſtimmung des Magiſtrats Ausnahmen 
von den Beſtimmungen Ziſſer 1 bis 3 unter beſonderen Bedingungen 
zulaſſen. 

5. Bei Grundſtücken, die nach der Tiefe ſtark abfallen, darf an 
der Hoffeite eines Vordergebäudes unter dem Erdgeſchoß noch ein be⸗ 

6 wohnbares Untergeſchoß angelegt werden, wenn der Fußboden des Erd- 

‘ tzeſchoſſes nicht mehr als 1 m über dem Bürgerſteig liegt und der Hof 


1 mindeſtens eine Tiefe von 8 m hat. 
Ebenſo kann bei ſteilen Straßen an der abfallenden Straßenſeite . 
ein ſolches bewohnbares Untergeſchoß angelegt werden, wenn der Fuß 
17 boden des Erdgeſchoſſes an der höchſten Stelle der Straße nicht mehr 1 
jr als I m über dem Bürgerſteig liegt. 


| Kellerwohnungen (8 51 Ziffer La) find in beiden Fällen nicht 

mehr ſtatthaft. 

1 8 51. 

Keller⸗ und Dachgeſchoſſe. b g 
r 1. Als Wohngeſchoſſe im Sinne des § 50 gelten das Keller- und 
Dachgeſchoß von Vordergebauden nicht, wenn ſie folgende Bedingungen 
erfüllen: 
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a) Das Kellergeſchoß darf nicht mehr als eine ſelbſtändige Haus⸗ 
wart⸗, Kutſcher⸗ und dergl. Wohnung erhalten, und es darf 
nicht mehr als ein Viertel ſeiner Grundfläche zu Räumen einge⸗ 
richtet werden, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
beſtimmt ſind. 

Das Dachgeſchoß darf (abgeſehen von § 50 Ziffer 3) nicht 
mehr als ein Drittel ſeiner Grundfläche zu Freinden-, Geſinde⸗ 
ſtuben und Hauswartwohnungen eingerichtet werden. Dieſe 
Einrichtung iſt jedoch nur dann geſtattet, wenn im Dachgeſchoß 
keine Lagerräume für Waren eingerichtet werden. 

2. Entſpricht ein Keller⸗ oder Dachgeſchoß dieſen Bedingungen nicht, 
ſo kommt es bei Berechnung der Geſchoßzahl gemäß § 50 als Wohn⸗ 
geſchoß voll in Anrechnung. 

3. Als Kellergeſchoß gilt ein unteres Geſchoß dann, wenn ſein 
Fußboden unter dem Erdboden und ſeine Decke nicht mehr als 2,30 m 
über dem Erdboden liegt; bei geneigter Erdoberfläche tritt Durchſchnitts⸗ 
berechnung ein. 

4. Die nach Ziffer 1a zuläſſige Kellerwohnung darf nur nach 
Süden, Oſten oder Weſten belegen ſein. Bedingt die Himmelsrichtung 
eine Anordnung der Wohnräume nach der Hofſeite, jo muß die davor 
befindliche Hofbreite mindeſtens 12 m betragen. Inwieweit unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden Räume nach Norden angelegt werden dürfen, ent⸗ 
ſcheidet im einzelnen Falle die Polizeiverwaltung. 

5. Als Dachgeſchoß gilt ein Geſchoß, deſſen Fußboden bei Dächern 
mit einer Neigung von mehr als 30 Grad nicht mehr als 1,5 m und 
bei flacheren Dächern nicht mehr als 2 m unter dem Dachanſatz (8 46 
Ziffer 1) liegt. Liegt der Fußboden tiefer, jo gilt das; Geſchoß als 
Obergeſchoß. 

6. Ueber Manſardenverſchlägen, die Wohnzwecken dienen, ſind die 
Sparren mit Strohlehm auszuſtaken, zu ſchalen und unterſeitig zu putzen. 


b 


— 


8 52. 
Begriff der zum dauernden Aufenthalt von Meuſchen 
beſtimmten Räume. 


Als Aufenthaltsräume im Sinne dieſer Verordnung gelten” außer N 


Wohn- und Schlafräumen insbefondere Küchen, Werkſtätten aller Art, 
Arbeits räume für gewerbliche und induſtrielle Betriebe, Läden und Ver 
kaufsräume, Gaſt⸗ und Schankſtuben, Räume zu Unterrichts- und gottes 
dienſtlichen Zwecken, Verſammlungsräume und dergleichen. 

Als Aufenthaltsräume ſind nicht anzuſehen: 

a) Flure, Treppenräume, Korridore, Bodenräume, Aborte, Räucher 
kammern, Speiſekammern und ähnliche Vorratsräume, Kegel 
bahnen, Gewächshäuſer, Wintergärten, Keſſel⸗ und Maſchinen 
räume für Heizungs-, Lüftungs⸗, Beleuchtungs⸗ und Aufzugs 

5 anlagen; . 

b) Waſchküchen, Badeſtuben und Rollkammern, wenn”jie nur dem 

Hausbedarf, nicht auch gewerblichen Zwecken dienen; 


„ 


— 


c) Räume, die lediglich zur Lagerung von Waren oder zur Auf⸗ 
bewahrung von Gegenſtänden einſchließlich der damit notwen⸗ 
digerweiſe verbundenen Arbeiten beſtimmt ſind. 


8 63. 
Anforderungen an Räume zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen. 


1. Raume, die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmt 
find, müſſen wenigſtens 2,8 m lichte Höhe haben. Im Dach- und Keller⸗ 
geſchoß, für Mädchenkammern und Burſchengelaſſe, ſowie bei Umbauten 
vorhandener Gebäude und bei Gebäuden der Bauzonen Wund VII genügt 
eine lichte Höhe von 2,5 m. 

Bei ſchrägen oder gebrochenen Decken gilt die mittlere Höhe. 

2. Kein Aufenthaltsraum darf an irgend einer Stelle tiefer als 
50 cm unter der Oberfläche des Bürgerſteiges oder des Hofes und tiefer 
als 30 em über dem höchſten bekannten Grundwaſſerſtande liegen. 

Das Maß von 50 cm kann auf 70 cm erhöht werden, wenn an 
der zugehörigen Außenwand ein durchgehender Licht⸗ und Lüftungsgraben 
hergeſtellt wird. Ein ſolcher Graben muß mindeſtens 50 om breit ſein 
und mit feiner gut zu entwäſſernden Sohle mindeſtens 15 cm tiefer als 
der Fußboden der anſtoßenden Räume liegen. Außerdem muß der 
Fenſterſturz indeſtens 1,20 m über der Erdgleiche liegen. 2 

3. Alle Aufenthaltsräume müſſen trocken und gegen den Einfluß 
des Witterungswechſels geſchützt ſein. Insbeſondere ſind freiſtehende 
Außenwände von weniger als 38 cm Stärke in geeigneter Weiſe gegen 
das Durchdringen von Kälte und Näſſe zu ſichern. 

Räume, die erheblich feucht ſind, dürfen als Aufenthaltsräume nicht 
benutzt werden. 

4. Alle Aufenthaltsräume müſſen durch Fenſter, deren Größe 
mindeſtens ein Achtel, bei Dachgeſchoßräumen ein Zehntel der Fußboden⸗ 
fläche beträgt, Luft und Licht unmittelbar von außen (vergl. § 43 Ziffer 1) 
erhalten. 

Mit Ausnahme von Schaufenſtern iſt jedes Fenſter zum Oeffnen 
einzurichten. 

5. Ein Raum, vor dem ſich ein Wintergarten oder eine geſchloſſene 
Veranda befindet, bedarf keiner unmittelbar nach außen führenden Fenſter, 
wenn die Größe der den Raum mit dem Wintergarten oder der Veranda 
verbindenden Tür⸗ und Fenſteröffnungen zuſammen mindeſtens ein Viertel 
der Fußbodenfläche des Raumes beträgt. 

6. Räume, deren Lage und Zweckbeſtimmung eine Beleuchtung 
unmittelbar von oben erfordert, dürfen durch Deckenlicht erhellt werden. 
Alsdann ſind jedoch Vorkehrungen zu treffen, die einen ausreichenden 
Luftwechſel geſtatten. 

7. Die Wände und Decken der Aufenthaltsräume, ſowie der Räume, 
die den Ausgang von dieſen nach der Treppe und ins Freie vermitteln, 
find feuerſicher herzuſtellen (vergl. $ 73 Ziffer 9 und 10). 

Im Dachgeſchoß iſt der Abſchluß gegen den Bodenraum durch 
maſſive oder beiderſeitig beputzte ausgemauerte Fachwerkswände, welche 
keine Verbindungsöffnungen enthalten dürfen, herzuſtellen. 
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8. Zu jeder Familienwohnung mit Küche und mindeſtens 4 Wohn⸗ 
räumen muß ein ausreichendes Schlafgelaß für einen Dienſtboten gehören. 


Mädchenkammern, Burſchengelaſſe und ahnliche Raume müſſen eine 
Grundfläche von wenigſtens 4 qm bei 1,8 m geringſter Abmeſſung 
erhalten. Bei derartigen Räumen, die für mehr als 1 Perſon beſtimmt 
find, muß für jede Perſon ein Luftraum von wenigſtens 10 cbm 
vorhanden ſein. 


9. Aufenthaltsräume müſſen von Vieh⸗ und Pferdeſtällen durch 
maſſive Decken und Wände getrennt fein (vergl. $ 62 Ziffer 5 und 
§ 55 Ziffer 3). Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf Schlaf⸗ 
räume für Stallwachen. 


8 54. 
Aborte, Badeſtuben, Waſchküchen. 


1. Jedes Grundſtück, das Aufenthaltsräume enthält oder zu 
induſtriellen oder gewerblichen Zwecken benutzt wird, iſt mit den er⸗ 
forderlichen Aborten zu verſehen. 

2. Für jede Wohnung und jeden ſonſt zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen geſondert benutzten Gebäudeteil muß ein beſonderer Abort 
eingerichtet werden. Unter beſonderen Umſtänden kann die Polizei⸗ 
verwaltung eine Ausnahme nach Maßgabe der für die Herſtellung von 
Entwäſſerungsanlagen geltenden Polizeiverordnung zulaſſen. 


Für induſtrielle und gewerbliche Anlagen, ſoweit ſie nicht einer 
beſonderen Genehmigung bedürfen ($ 9), ſowie für fonftige zur An⸗ 
ſammlung einer größeren Menſchenmenge dienende Räumlichkeiten kann 
die Polizeiverwaltung die Zahl der herzuſtellenden Aborte beſtimmen. 


3. Jeder Abort muß ſich in einem beſonderen Raume befinden, 
deſſen Grundfläche bei 80 em geringſter Abmeſſung mindeſtens 1 qm 
und deſſen Höhe mindeſtens 2,2 m betragen muß. 

Die Aufſtellung eines Abortes in einem Baderaum iſt zuläffig 

4. Aborte und Badeſtuben müſſen Licht und Luft unmittelbar von 
eußen oder von einem oben offenen Lichtſchacht erhalten. Innerhalb und 
unterhalb ſolcher Lichtſchächte dürfen Aborte und Badeſtuben nicht 
angelegt werden. 


Für jeden Abortraum muß das Fenſter eine Fläche von wenigſtens 
300 qem, bei Anlage an einem Lichtſchacht von wenigſtens 400 gem erhalten. 


Die Fenſter müſſen möglichſt hoch liegen und in ihrem oberen Teile 
Lüftungsklappen mit leicht zu handhabenden Oeffnungsvorrichtungen 
erhalten. Iſt die Lüftung durch die Fenſter ungenügend, ſo iſt eine 
beſondere Entlüftungsanlage für den Abort zu beſchaffen. 

5. Befindet ſich der Abortraum nicht unmittelbar an einer Fenſter⸗ 
wand, ſo darf er nicht mehr als 2,5 m davon entfernt ſein und muß 
mit dem Fenſter durch einen unmittelbar unter der Decke anzulegenden 
Kanal verbunden werden. Dieſer Kanal muß mindeſtens 80 em breit 
ſein und an der Fenſterwand eine lichte Höhe von wenigſtens 80 em 
erhalten. Sein unterer Abſchluß muß nach dem Abortraum ein Gefälle 
von wenigſtens 1 zu 5 haben. Die Kanalwandungen ſind feuerſicher 
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zu verputzen. Das den Kanal erhellende Fenſter muß bis unter die Dede 
reichen, nach dem darunter liegenden Fenſter maſſiv abgeſchloſſen und mit 
einer vom Abortraum aus leicht zu handhabenden Stellvorrichtung 
verſehen ſein. 

6. Für mehrere in einem Abortraum vereinigte Abortzellen, deren 
Scheidewände mindeſtens 2 m hoch fein müſſen und höchſtens bis 50 cm 
unter die Decke hochgeführt ſein dürfen, genügt ein gemeinſchaftliches 
Fenſter von mindeſtens einem Zehntel der Geſamtbodenfläche des 
ganzen Raumes. 

7. Der Zugang zu notwendigen Aborten darf nicht durch Aufenthalts⸗ 
räume führen. 

8. Aborte und deren Zugänge im Dachgeſchoſſe ſind gegen den 
Dachboden in der für Aufenthaltsräume vorgeſchriebenen Weiſe ($ 53 
Ziffer 7) abzuſchließen. Entſprechendes gilt für Abortanlagen im Keller. 


9. Beſondere Gebäude für Abortanlagen müſſen dicht umſchloſſen. 
mit einem undurchläſſigen Fußboden und guten Lüftungsvorrichtungen 
verſehen und von der Straße und von Brunnen wenigſtens 10 m entfernt fein. 


Oeffentliche Bedürfnisanſtalten ſind von dieſer Vorſchrift ausgenommen. 


10. Abortanlagen mit Waſſerſpülung ſind in ausreichender Weiſe 
vor dem Einfrieren zu ſchützen. 


11. Der Fußboden in Badeſtuben iſt waſſerdicht herzuſtellen. 


e 12. Waſchküchen müſſen waſſerdichte Fußböden und feuerſichere 
Decken erhalten. Ihre lichte Höhe muß wenigſtens 2,3 m betragen. 


8 55. 
Stallungen. 


1. Vieh⸗ und Pferdeſtälle, die von der Straße weniger als 5 m 
entfernt find (vergl. § 31 Ziffer 1), dürfen in den nach der Straße 
liegenden Wänden keine Oeffnungen und in den Seitenwänden erſt bei 
3 m Abſtand Oeffnungen erhalten. Letzteres Maß gilt auch als Mindeſt⸗ 
abſtand zwiſchen Fenſtern von Aufenthaltsräumen und Fenſtern von 
Stallräumen. Ausnahmen ſind zuläſſig. 

2. In Vieh und Pferdeſtällen muß der Fußboden undurchläſſig 
hergeſtellt werden. 

3. Ueber einem Vieh⸗ und Pferdeſtall dürfen Aufenthaltsräume 
nur dann hergeſtellt werden, wenn ſie von dem Stallraum durch eine 
feuerfeſte und dunſtſichere Decke (vergl. § 53 Ziffer 9 und § 69 Ziffer 4) 
getrennt ſind, einen damit nicht in Verbindung ſtehenden Ausgang ins 
Freie haben und die Zugangstreppen zu ihnen mit Stall⸗ und Futter 
räumen in keinerlei unmittelbarer Verbindung ftehen. 


4. Schweineſtälle müſſen maſſive Fußböden und Umfaſſungswände 
von wenigſtens 25 cm Stärke erhalten, letztere find im Innern bis zur 
Höhe von 1 m über dem Fußboden mit Zement glatt zu verputzen. 

5. Flüſſige Stallabgänge ſind in die ſtädtiſche Kanaliſation abzu⸗ 


führen oder, wenn dies nicht möglich iſt, in einem beſonderen Jauche 
behälter zu ſammeln. 


2 


U 
8 56. . 
Beſondere Vorschriften für Abortgruben, Dungſtätten 
f und Brunnen. 
1. Wenn der Dünger nicht unmittelbar aus dem Stall auf das 
Feld geſchafft wird, muß er außerhalb des Stallraumes in Dunggruben 
geſammelt werden. 
2. Abort⸗, Dung⸗ und Jauchegruben müſſen im Boden und in 
den Wänden undurchläſſig hergeſtellt werden. Der Boden muß entweder 
aus einer 15 cm ſtarken Betonſchicht oder aus 2 mit waſſerdichtem 
Mörtel in Verband gelegten Flachſchichten von ſcharf gebrannten Steinen 
beſtehen. Die Wände ſind aus ſcharf gebrannten Steinen in einer Stärke 
von wenigſtens 25 cm mit waſſerdichtem Mörtel aufzumauern und auf 
beiden Seiten mit ſolchem zu verputzen oder in gleicher Stärke in Zement⸗ 
beton herzuſtellen. Die Wände der Dunggruben ſind mit Ausnahme der 
Einfahrtsſtelle mindeſtens 30 em über den Erdboden zu führen. 
3. Die Dung⸗ und Jauchegruben find dicht mit feſten aufklappbaren 
0 Deckeln zu überdecken. 

4. Abort⸗, Dung⸗ oder Jauchegruben einerſeits und Brunnen 
andererſeits auf demſelben Grundſtück müſſen mindeſtens 10 m, oder 
wenn der Brunnen ein Röhrenbrunnen iſt, mindeſtens 5 m von einander 
entfernt bleiben. 

Die Wände der Abort, Dung⸗ oder Jauchegruben und Schacht⸗ 
brunnen müſſen von den Nachbargrenzen und von der Straße einen 
Abſtand von mindeſtens 5 m einhalten, ebenſo die Wände der Abortz, 
Dung- oder Jauchegruben von den Fenſtern für Aufenthaltsräume. 

Für die Gruben kann jedoch ein Abſtand von der Nachbargrenze 
pon mindeſtens 1 m zugelaſſen werden, wenn die Anlage von Brunnen 
auf dem Nachbargrundſtück ausgeſchloſſen erſcheint. 

5. Jeder offene Brunnen muß mit einer mindeſtens 80 cm höhen 
geſchloſſenen Einfaſſung verſehen ſein. 


Abſchnitt IV. 
Vorſchriften über die Bauweiſe. 


8 57. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Alle Bauwerke find in allen Teilen nach den Regeln der Bau⸗ 
kunſt aus guten, zweckentſprechenden und dauerhaften Bauſtoffen herzuſtellen. 
Die Verwendung von Lehmmörtel zum Mauern und Putzen iſt verboten. 


2. Jedes Bauwerk muß in ſich ſelbſt vollkommene Standfeſtigkeit 

haben. Die Benutzung eines nachbarlichen Bauwerks als Widerlager oder 
die Beanſpruchung von nachbarlichem Gelände iſt unzuläſſig. 

Alle Oeffnungen in Umfaſſungswänden und in belaſteten Innen⸗ 
wänden find mit unverbrennlichen Bauſtoffen zu tiberdecken. 


ee 


1 


3. Bei einer Kälte von mehr als 4 Grad Celſius dürfen keine 
Maurer⸗ oder Betonarbeiten ausgeführt werden. Ausnahmen können in 
beſonders dringenden Fällen unter Beobachtung geeigneter Vorſichts⸗ 
maßregeln von der Polizeiverwaltung geſtattet werden. 

4. Hinſichtlich der Inanſpruchnahme der Bauſtoffe und deren Be⸗ 
rechnung gelten die in der Anlage II zu dieſer Baupolizeiverordnung zus 
ſammengeſtellten Vorſchriften. 


§ 58. 
Fundamente und Kellermauerwerk. 


Jeder Bau mit Ausnahme der Holzbauten muß ein maſſives 
Fundament von genügender Tragfähigkeit erhalten, welches in Umfaſſungs⸗ 
wänden bis zur froſtfreien Tiefe, mindeſtens aber 1 m unter die Erd⸗ 
oberfläche und bei Anlegung eines Kellergeſchoſſes mindeſtens 40 em 
unter den Kellerfußboden hinabzuführen iſt. 

Bei Innenmauern, einſtöckigen Stall- und Wirtſchaftsgebäuden 
genügt eine Herabführung der Fundamente von 80 em unter Erdoberfläche. 

Wenn der Baugrund keine genügende Tragfähigkeit beſitzt, ſo muß 
eine künſttiche Gründung hergeſtellt werden. 

Dem Grundwaſſer ausgeſetztes oder beſonders ſtark belaſtetes 


Mauerwerk iſt in verlängertem Zementmörtel oder ſonſtigem hydrauliſchen 
Mörtel herzuſtellen. 


8 59. 
Iſolierſchichten. 


Gebäude, welche ganz oder teilweiſe zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen beſtimmt ſind, müſſen gegen aufſteigende Erdfeuchtigkeit durch 
wagerechte Iſolierſchichten in allen Mauern und, wenn ſie nicht unter⸗ 
kellert ſind, durch eine undurchläſſige maſſive Sohle geſchützt werden. 

Die Iſolierſchichten ſind tiefer als der Fußboden des tiefſtliegenden, 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Raumes anzulegen. 
Liegt dieſer Fußboden tiefer als das angrenzende Gelände, ſo ſind die 
Umfaſſungswände des Gebäudes von der Iſolierſchicht bis zur Erdoberfläche 
auch ſeitwärts gegen das Eindringen der Erdfeuchtigkeit zu ſchützen, ſofern 
nicht vor ihnen ein Licht⸗ oder Lüftungsgraben hergeſtellt wird. 

§ 60. 
Maſſive Wande. 

1. Als maſſiv im Sinne dieſer Baupolizeiverordnung gilt nur 
Mauerwerk aus gebrannten Ziegeln, Bruch-, Feld⸗, Zement⸗, Kalkſand⸗ 
oder feuerfeſten Steinen ſowie mit ſolchen Stoffen ausgemauertes 
Eiſenfachwerk. 

2. Die Umfaſſungswände der Gebäude, die Treppenhauswände, die 
tragend beanſpruchten Innenwände, ſowie alle Vorbauten find, ſoweit 
nicht nach den §8 67, 68 und 90 Ziffer 6 andere Beſtimmungen Platz 
greifen, maffio herzuſtellen. 

3. Zur Verſteifung der Front⸗ und Mittelwände müſſen in Zwiſchen⸗ 
räumen von 12 m Frontlänge Querſcheidewände von Grund auf maſſiv 
und mindeſtens 25 om ſtark hergeſtellt werden. 


—— 


Ausnahmen können unter befonderen Bedingungen geftattet werden 

4. An Stelle maffiver Wände — mit Ausnahme der Treppenhaus: 
wände — können Wände in ausgemauertem Eiſenfachwerk, Eiſenwellblech 
oder in Eiſenbeton, Drahtputz, Stein⸗ mit Eiſeneinlagen und dergleichen, 
zwiſchen eiſernen oder dieſen gleichartigen Tragkonſtruktionen, zugelaſſen 
werden, wenn die örtlichen Verhältniſſe, die Benutzungsart und die 
Konſtruktion der Gebäude es unbedenklich erſcheinen laſſen. 


Belaſtete Pfeiler, die unmittelbar an der Nachbargrenze ſtehen, 
1 dürfen jedoch nicht in Eiſen aufgeführt werden. 


8 61. 
Feuerſichere Wände. 

Als feuerſicher im Sinne dieſer Baupolizeiverordnung gelten Wände 
von wenigſtens 12 cm Stärke aus maſſivem Mauerwerk (§ 60 Ziffer 1), 
die keine Oeffnungen und innerhalb der vorgenannten Starke keine Holz⸗ 
teile enthalten, ferner ſolche Wände, die nach dem Ermeſſen der Polizei⸗ 
verwaltung in Standfähigkeit und Widerſtandsfähigkeit gegen Feuer 
jenen gleichwertig erachtet werden. 


1 8 62. 
( Brandmauern. 
1. Umfaſſungswände müſſen als Brandmauern aufgeführt werden, 
wenn ſie unmittelbar an der Nachbargrenze ſtehen oder weniger als 5 m 


davon entfernt ſind. Ausnahmen ſind nur unter beſonderen Bedin⸗ 
| gungen zuläſſig dei Gartenlauben und Gartenhäuschen ($ 38 Ziffer ), 
ö ferner für Baulichkeiten, die nur einem vorübergehenden Zweck dienen. 
i wobei jedoch eine feuerſichere Bekleidung der Umfaſſungswände gefordert 
werden kann. 


Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die Umfaſſungs⸗ 
wände der Wohngebäude in Bauzone V bis VIII, die am Bauwich 
liegen. 

2. Brandmauern ſind Wände, die von Grund auf bis mindeſtens 
| 20 cm über Dach in einer Stärke von mindeſtens 25 cm ohne vor⸗ 
| oder zurückſpringende Abſätze und undurchbrochen maſſiv hergeſtellt 
werden müſſen. 
\ Sie dürfen innerhalb dieſer Stärke keine Hohlräume oder Luft- 
ſchichten, auch keine Holzte te enthalten. 
* Falls die Dachfläche Neigung nach der Brandmauer zu hat, muß 
hi die Brandmauer mindeſtens 50 em über Dach geführt werden. 


1 Als Brandmauer gilt auch eine Wand von Eifenbeton in minde- 

. ftens 13 cm Stärke, ſofern das in der Wand verwendete Eiſen nach 
96 jeder Richtung hin durch 5 om ſtarke Betonverkleidung gegen die Ein- 
j wirkung des Feuers geſchützt ift. 


mauern in Teile von nicht mehr als 40 m Länge zerlegt werden; dieſe 
Brandmauern ſind jedoch nur bis unter die feuerſichere Dachhaut zu 
führen. a 
Er 


3. Gebäude von mehr als 50 m Länge müſſen durch Brand- 6 


—— 


5 
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Von der Herſtellung ſolcher Brandmauern kann abgeſehen werden, 
ſoweit und ſo lange dieſe mit der beſonderen Nutzungsart des Gebäudes 6 
unvereinbar ſind. 


0 
4. Gebäude, welche auf verſchiedenen Grundſtücken an einer gemein⸗ | 
ſamen Grenze nebeneinander ftehen, müſſen je eine beſondere Brandmauer 
erhalten. Gemeinſchaftliche Brandmauern ſind unzuläſſig; Ausnahmen 
kann die Polizeiverwaltung geſtatten bei mehreren ſelbſtändigen Grund⸗ 
ſtücken, die als ein Grundſtück angeſehen werden (8 26 Ziffer 1 Abſ. 2). 


5. Wohn⸗ und andere mit Feuerungen verſehene Raume müſſen 
von Stallungen und anderen zum Aufbewahren feuergefährlicher oder | 
leicht brennbarer Stoffe dienenden Räumen durch eine Brandmauer ges 
trennt werden, die 20 cm über Dach geführt werden muß, wenn die 
Decken nicht feuerfeſt ſind. Derartige Brandmauern können auf Träger 
geſtellt werden. 1 


6. Fabriken, Werkſtätten, Viehſtälle, Speicher, Schuppen und der- 
gleichen dürfen an Wohngebäude nur dann unmittelbar angebaut werden, 
wenn die Trennungswand eine Brandmauer iſt. 


7. Die freiliegenden Brandmauern oder Teile von ſolchen ſind auf 
Erfordern angemeſſen auszubilden oder durch entſprechende Anlagen 
zu decken. 


8 63. 
Oeffuungen in Umfaſſungswänden und Brandmauern. 


1. Umfaſſungswände, welche an eine Brandmauer anſtoßen, dürfen 
bis zu einer ſeitlichen Entfernung von 64 cm von der entgegengeſetzten 
Seite der Brandmauer keine Oeffnungen enthalten. 


2. In Umfaſſungswänden, die von gegenüberliegenden Gebäuden 
oder Gebäudeteilen auf demſelben Grundſtück weniger als 5 m entfernt 
ſind, dürfen vorbehaltlich der Vorſchrift unter Ziffer 3 keine Oeffnungen 
angelegt werden (vergl. § 39 Ziffer Ib). 


3. Ueber die Anlage von Oeffnungen in den Umfaſſungswänden 
der Wohngebäude, die in den Bauzonen V. Vll am Bauwich liegen, 
gelten die Vorſchriften über die offene Bauweiſe (§ 91 Ziffer 1 und 6). 


4. In den am Trinkekanal aufgeführten Umfaſſungswänden iſt 
b die Anlage von Oeffnungen nur mit Genehmigung des Trinkekommiſſars 
zuläſſig (8 29). 

5. Es kann zugelaſſen werden, daß Brandmauern zwiſchen Nachbar 

1 grundſtücken zum Zwecke und für die Dauer einer beſtimmten einheit⸗ 

lichen Benutzung durch Oeffnungen durchbrochen werden. Dieſe ſind mit 
* feuer⸗ und rauchſicheren Türen ($ 75) zu verſehen, welche nicht feſt ver: 5 

ſchließbar ſein dürfen, wenn eine Verbindung zwiſchen benachbarten 


Innenräumen beabſichtigt wird. —4 
6. Bei den inneren Brandmauern (§ 62 Ziffer 3) find Ver⸗ . 
bindungsöffnungen zuläſſig; dieſe müſſen mit ſelbſttätig zufallenden, 


9 feuer⸗ und rauchſicheren Türen verſehen werden, die im Dachgeſchaß 
i nicht feſt verſchließbar fein dürfen. 


Teilen glutſicher zu umkleiden, wenn über ihnen Räume zum 


7. In Brandmauern, die nicht unmittelbar an der Nachbargrenze 
ſtehen, ſind zur Erleuchtung von Innenräumen Oeffnungen mit mindeſtens 
I em ftarfem, feſt eingemauertem Glasverſchluß zuläſſig. Die Oeff⸗ 
nungen dürfen nicht mehr als 500 qem Fläche haben und in jedem 
Geſchoſſe auf einer Wandlänge von 3 m nur einmal vorkommen. 


§ 64. 
Mauerſtärken. 

I. Freiſtehende maſſive Umfaſſungswände von Wohngebäuden müſſen 
unbeſchadet der Vorſchrift im § 62 Ziffer 2 im Dachgeſchoß vor Räumen. 
die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtemmt find und in den 
beiden unter dem Dachgeſchoß liegenden Geſchoſſen mindeſtens 38 om, 
und in je zwei Geſchoſſen darunter um 13 om ſtärker angelegt werden. 

Unbelaſtete, aber nicht freiſtehende Umfaſſungswände (z. B. Brand⸗ 
mauern) können 13 om ſchwächer gehalten werden. 


Bei anderen Gebäuden iſt die Wee nach den jeweilig auf⸗ 
zunehmenden Laſten zu bemeſſen. 

2. Tragend beanſpruchte innere Wände muüſſen in dem oberſten 
Geſchoſſe mindeſtens 25 em, in den Geſchoſſen darunter mindeſtens 
38 om ſtark fein; hierbei gilt als oberſtes Geſchoß auch das Dachgeſchoß. 
wenn in ihm Aufenthaltsräume eingerichtet werden. 

3. Innere Trevpenhauswände find im Dachgeſchoſſe und in den 
beiden unter dem Dachgeſchoſſe liegenden Geſchoſſen mindeſtens 25 am, 
in den übrigen Geſchoſſen mindeſtens 38 em ſiatk auezufſiheen. Bei 
Anwendung freitragender Steinkonſtruktionen muſſen die Treppenhaus⸗ 
wände auch in den oberen Geſchoſſen mindeſtens 38 om ſtark ſein. 


4. Werden in den Wänden Luftſchichten angelegt, ſo ſind die 
Mauerſtärken um die Breite der Luftſchicht zu vergrößern. Bei Balken⸗ 
auflagen muß die Luftſchicht wenigſtens 38 om unter dem Balkenauf⸗ 


lager aufhören. 


5. Geringere Mauerftärten. als in Ziffer 1 bis 3 vorgeſchrieben, 
können für Gebäude mit geringen Tiefen und Geſchoßhöhen, ſowie häufiger 
Querverbindung der Mauern zugelaſſen werden. 


Die Anordnung größerer Stärken kann bei großen Gebäudetiefen 
und Geſchoßhöhen oder bei der Anlage beſonders großer Räume erfolgen. 


9 65. 
Wände und Stützen aus Eiſen und aus Stein und Eiſen. 
Eiſerne Balken. 


1. Wände und Stützen aus Eiſen oder Stein und Eiſen find in 
ftandfefte Verbindung in ſich und mit den en zu bringen 
(vergl. auch 8 60 Ziffer 4). 


2. Eiſerne Träger und Stüßen find auf Eh in ihren frei⸗ 


dauernden Aufenthalt von Menſchen liegen. 


— 


rn — 


» 


8 66. 
Nicht belaſtete Scheidewände. 

1. Scheidewände zwiſchen verſchiedenen Wohnungen oder zwiſchen 
anderen ſelbſtändig genutzten, zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
dienenden Gebäudeteilen (z. B. Werkſtätten und Fabriken, jedoch aus⸗ 
ſchließlich der in 8 92 Ziffer 5 —7 bezeichneten) find feuerſicher herzuſtellen. 

2 Maſſive ½ Stein ſtarke Scheidewände dürfen nur in 4 aufein⸗ 
ander folgenden Geſchoſſen wiederkehren. Sie müſſen in Zementmörtel 
gemauert, in jeder Balkenlage durch Streichbalken eingefaßt und von 
Grund auf fundiert oder durch Eiſenkonſtrüktionen oder ausreichend ſtarke 
Gurtbogen unterſtützt werden. 

3. Scheidewände dürfen auch aus Holz, Eiſenblech, Drahtputz, Gips⸗ 
dielen oder ähnlichen Bauſtoffen hergeſtellt und unmittelbar auf Balken 
geſtellt werden. 

4. Wände aus Holz oder aus ausgemauertem Holzfachwerk zwiſchen 
oder neben Räumen mit Feuerungsanlagen müſſen beiderſeits mit Mörtel 
abgeputzt werden. 

5. Hohlräume in hölzernen Scheidewänden find mit unverbrennlichen, 
für die Geſundheit unſchädlichen Stoffen auszufüllen. 


867 
Holzfachwerk. 


1. Unter Holzfachwerk im Sinne dieſer Baupolizeiverordnung, verb 
maſſiv ausgemauertes Holz fachwerk nan mindeſtens 12 em Stärke verſtanden. 

2. Holzfachwerk iſt an Stelle maſſiver Wände mit Ausnahme der 
Brandmauern zuläſſig: 

a) für Gebäude, deren Grundfläche 100 qm und deren Höhe 6 mı 
nicht überſchreitet; 

b) in den Bauzonen V bis VIII (offene Bauweiſe $ 91) für das 
oberſte Geſchoß und das Dachgeſchoß; bei Wohngeſchoſſen jedoch 
nur dann, wenn das Holzfachwerk innen 12 em ſtark maſſio 
verblendet iſt; 


c) Erker und ſonſtige geſchloſſene Vorbauten bei offener Be⸗ 
bauung (F 91). 

3. Ueber die vorſtehenden Beſtimmungen hinaus kann Holzfachwerk 
ſür Gebäude zu beſtimmten vorübergehenden Nutzungszwecken, indeſſen 
nur für die Dauer dieſer Nutzungszwecke, ferner für Gebäude mit nur 
einem Obergeſchoß, die landwirtſchaftlichen, gärtneriſchen oder gewerblichen 
Zwecken dienen, zugelaſſen werden. 

8 68. 
Holzbau. Kleinere Baulichkeiten. 

1. Die Umfaſſungswände von Gebäuden ohne Feuerungsanlagen 
wie Schuppen, Buden, Gartenhallen, Veranden, Lauben, Kegelbahnen, 
Abortanlagen und ähnlichen kleinen Anlagen dürfen, ſoweit ſie nicht 
Brandmauern ſein müſſen, aus Holz, Eiſenblech, Drahtputz, Gipsdielen 
der aus ſonſtigen geeigneten Stoffen hergeſtellt werden. 


— 45 


2. Dieſe Anlagen ſollen in der Regel eine Grundfläche von nicht 
mehr als 35 qm und eine Fronthöhe von nicht mehr als 3 m über- 
ſchreiten und müſſen von Holzbauten 6 m entfernt bleiben. 

Auf die Abſtände von den Straßen, Nachbargrenzen und von 
Bauten auf demſelben Grundſtück finden die Beſtimmungen des § 31 
Ziffer 4 § 38 Ziffer 3 und 4, § 39 Ziffer 4 Anwendung. 

3. Bei gewerblichen Anlagen kann eine hierüber hinausgehende An⸗ 
wendung des Holzbaues geſtattet werden, ſoweit es ſich um untergeordnete 
Bauten handelt und die Feuerſicherheit dadurch nicht gefährdet wird. 

4. Wirtſchaftsgebäude auf Grundſtücken, welche landwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen Betrieben dienen, unterliegen nicht den unter Ziffer 2 
Abſatz 1 getroffenen Beſchränkungen der Grundfläche und Fronthöhe. 

Auf ländlichen Grundſtücken ($ 40 Ziffer 3) dürfen auch Holz⸗ 
ſcheunen errichtet werden; fie müflen von andern Holzbauten und von 
Nachbargreuzen 10 m entfernt bleiben. 

5. Bei offener Bebauung ($ 91) dürfen offene und geſchloſſene 
Vorbauten, ſoweit es mit der Feuerſicherheit vereinbar iſt, aus Holz 
hergeſtellt werden. 

Bei geſchloſſener Bebauung ſind nur an Gebäudeſeiten, die nicht 
nach der Straße zu liegen, Balkone und ſonſtige offene Vorbauten in 
ihren ſenkrechten Umfaſſungswänden aus glatt gehobeltem Holze zuläſſig, 
wenn fie 2,5 m von der Nachbargrenze entfernt bleiben, ihre Grund- 
fläche 30 qm und ihre Höhe über dem Erdboden 5 m nicht überſteigt. 


Ein Glasverſchluß kann zugelaſſen werden. 
6. Die Errichtung von hölzernen Schutzdächern und ähnlichen 


offenen Holzkonſtruktionen kann über die Beſtimmungen der Ziffer 2 
hinaus nach Umſtänden und unter beſonderen Bedingungen geſtattet werden. 

7. Im übrigen werden Holzbaulichkeiten nur ausnahmsweiſe und 
auf jederzeitigen Widerruf geſtattet, wenn und ſolange nach dem Ermeſſen 
der Polizeiverwaltung beſondere Umſtände eine derartige Anlage recht⸗ 
agen und keine feuerpolizeilichen Bedenken entgegenſtehen. 


8 69. 
Decken. 


1. Die Kellergeſchoſſe aller Gebäude müſſen feuerfeſte Decken 
(Ziffer 4) erhalten. Für alle übrigen Räume mit Ausnahme der Durch⸗ 
fahrten ſind feuerſichere Decken (Holzbalkendecken) geſtattet. 

Aus Gründen der Feuerſicherheit können in beſonderen Fällen 
feuerfefte Decken verlangt werden. 

2. Holzbalkendecken in Gebäuden mit Feuerungsanlagen ſind mit 
Einſchubdecken zu verſehen, mit unverbrennlichen Stoffen in einer Stärke 
von wenigſtens 12 em auszufüllen und unterſeitig mit Mörtel zu putzen 
oder mit einer in gleichem Maße feuerſicheren Verkleidung zu verſehen. 
Die Anbringung des Deckenputzes zwiſchen den Balken unterhalb der 
Einſchubdecke iſt zuläſſig. 

An Stelle der Einſchubdecke und Ausfüllung kann eine andere se 
wirkſame Ausführung zugelaſſen werden. 


Die Holzbalken dürfen nicht vermauert oder mit Mörtel in Ver 
bindung gebracht werden, ſondern ſind überall trocken und ſo zu verlegen, 
daß ſie möglichſt vielſeitig mit der Luft in Verbindung kommen. 


Die Verwendung ſogenannter Mauerlatten unter den Balkenköpfen. 
iſt verboten. 


Vorgenannte Decken gelten als feuerſicher. 

3. Die Stoffe zur Verfüllung von Balkendecken und Gewolben 
dürfen keine der Haltbarkeit des Holzwerks oder der Geſundheit nach⸗ 
teiligen Beſtandteile enthalten, die Verwendung von Bauſchutt jeder Art 
hierzu iſt verboten. 

Die Fußböden dürfen nicht eher verlegt werden, als bis die Füllung 
Bir trocken iſt. 

4. Als feuerfeſt gelten maſſive Decken, die aus unverbrennlichen 
Bauſtoffen oder aus ſolchen in Verbindung mit glutſicher ummanteltem 


Metall hergeſtellt ſind. 
| Tragende Gewölbe aus Normalziegeln von weniger als ½ Stein. 
| Stärke find unzuläffig. 


j 5. Sonſtige Deckenkonſtruktionen find zuläſſig, wenn fie den Anfor- 
derungen der Tragfähigkeit, Feuerſicherheit und, ſofern es ſich um Wohn⸗ 
räume handelt, der Schallſicherheit entſprechen, wie die unter Ziffer 2 be 
ſchriebenen Holzbalkendecken. 
0 6. Eiſerne Träger in Decken ſind jo zu verlegen, daß ſie ſich frei. 
ausdehnen können. 
7. Vorſchriftsmaßig ausgeführte Declen dürfen mit einer Holz 
täfelung bekleidet werden.“ 
8. Unverputzte gehobelte Holzdecken können zugelaſſen werden: 
a) in Gebäuden ohne Feuerungsanlage; 
b) in eingeſchoſſigen Gebäuden, wenn die lichte Höhe des Ge 
ſchoſſes mehr als 3 m beträgt und in Dielen zweigeſchoſſiger 
Wohngebäude; 
. e) in Speicher- und ſonſtigen Lagergebäuden, wenn die darin be— 


5 findlichen heizbaren Raume durch feuerſichere Wände (§ 61) und 

4 feuerfeſte Decken (Ziffer 4) von den übrigen Räumen getremit 

0 ſind und einen beſonderen feuerſicheren Zugang haben; 

d) in allen Fällen, wo das Dach zugleich die Decke des Raumes 
bildet; 


e) in Fabrikbauten in geeigneten Fällen. 


8 70. 
Dächer. 
4 1. Dächer müſſen mit feuerſicheren Stoffen gedeckt und gedichtet 
Du werden. Ausnahmen kann die Polizeiverwaltung für Baulichkeiten zu 
vorübergehenden Zwecken (Zelte, Buden uſw.) zulaſſen. 
Als feuerſicher gelten die Eindeckungen mit Stein, Metall, Aſphalt, 
Teerpappe, Dachfilz, Ruberbid, Holzzement, Glas odek dergleichen. 
Strohdocken unter Dachpfannen zu legen iſt verboten. 


za 
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} 2. Glasdächer und Oberlichte find, falls nicht Drahtglas verwendet 
wird, unterhalb der Glasfläche mit Drahtſchutznetzen zu verſehen, deren 
Maſchenweite höchſtens 5 em betragen darf. Auf die Glasdächer von 
photographiſchen Arbeitsſtätten und von Treibhäuſern findet dieſe Vor⸗ 
ſchrift keine Anwendung. 
3. In den Bauzonen V und VIII iſt die Errichtung von Papp⸗, 
j Holzzement⸗, Metall⸗ oder anderen flachen Dächern bei Vordergebäuden | 
j nur ausnahmsweiſe zuläffig, wenn eine Verunſtaltung des Stadtbildes 8 
0 nicht zu befürchten iſt. 
In den Bauzonen VI und VII ift die Errichtung flacher Dächer 
ausgeſchloſſen. 3 
4. Oeffnungen in Dachflächen, Dachausbauten oder Dachaufbauten 
nach den Nachbargrenzen und nach Oeffnungen in Dächern anderer Ge— 
bäude desſelben Grundſtücks zu müflen von dieſen eine horizontale Ent⸗ 
fernung von mindeſtens 5 m innehalten. Dieſe Entfernung ermäßigt 
ſich für am Bauwich liegende Gebäude in Bauzone V und VII auf 3 m. 
Auf Lichtſchächte findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. a 
5. Dachaufbauten und Dachausbauten müſſen die in § 46 Ziffer 6 I 
vorgeſchriebenen Entfernungen unter ſich und von den Nachbargrenzen einhalten. 
Für die Geſamtlänge und die zuläſſige Höhe aller Dachaufbauten 
gelten die Beſtimmungen des § 46 Ziffer 8. 
- 6. Dachflächen mit einem Neigungswinkel über 60 Grad find nicht | 
' zuläffig (vergl. § 46 Ziffer 6 und 7). 9 
Dächer, deren Neigung über 45 Grad hinausgeht, ſind nach der 
Straße zu mit Schneefangvorrichtungen zu verſehen. 
Bei Dächern von mehr als 45 Grad Neigung ſind Leiterh aken 5 
* aus ſicheren Stoffen in genügender Zahl anzubringen. 
k 7. Alle Dachflächen find durch Dachrinnen mit anſchließenden; f 
Abfallröhren derart zu entwäſſern, daß Regen- und Schneewäſſer nicht l 
unmittelbar von ihnen abfließen können. j 
Die Abfallrohre müſſen genügende Weite erhalten, um das geſamte Ö 
Regen- und Schmelzwaſſer abzuführen. 0 
Die Ausflußöffnungen der ſtraßenſeitigen Abfallrohre müſſen, ſoweit 0 
dieſe nicht an die Kanaliſation angeſchloſſen find, mindeſtens bis 15 cm 
über den Bürgerſteig oder das Straßengelände hinabführen. 
8. Erfolgt die Schornſteinreinigung vom Dache aus, ſo iſt an 
geeigneten Stellen eine Ausſteigeöffnung anzulegen ($ 80 Ziffer 10). 


1 
Vortretende Bauteile. 
1. Bauteile, die vor oder über die Umfaſſungswände und Dächer 
vortreten, unterliegen — vorbehaltlich der Veſtinnnungen des §8 67 
Ziffer 20 und § 68 Ziffer 5 — hinſichtlich der Bauſtoffe den gleichen 9 


Vorſchriften wie die Umfaſſungswände und Dächer ſelbſt. Jedoch iſt für - 
fie an Stelle von maflivem Mauerwerk auch ſolches aus Schwemmm 
ſteinen zuläſſig. 


N: — 


Die Fußböden aller offenen Vorbauten mit Ausnahme von § 68 
Ziffer 5 Abſatz 1 müſſen aus unverbrennlichen Bauſtoffen hergeſtellt werden. 
Für Stallungen, Wirtſchaftsgebaude und Einzelwohngebäude ſind Aus⸗ 
nahmen auch bei geſchloſſener Bebauung ($ 68 Ziffer 5 Abſ. 2) zuläſſig. 

2. In beliebigen Bauſtoffen konnen ausgeführt werden: 

a) Freitreppen, ſoweit ſie nicht notwendige Treppen ſind, 

b) die Vorderflächen von Dachausbauten und Dachfenſtern, 

c) Dachgeſimſe und überhängende oder überſtehende Dächer in 
Holzkonſtruktion, wenn das Holzwerk, ſoweit es ſeitlich weniger 
als 1 m von der Nachbargrenze entfernt iſt, mit einem 
unverbrennlichen Stoffe bekleidet iſt; Zinkblech gilt nicht als 
unverbrennlicher Stoff im Sinne dieſer Vorſchrift. 

3. Zierteile aus Stuck, Steinpappe, Zementguß und dergleichen 
ſind ſicher mit dem Mauerwerk oder der Eiſenkonſtruktion des Gebäudes 
zu verbinden; ihre Befeſtigung an Holz iſt unzuläſſig. 

4. Zur Unterſtützung vorſpringender Erker und anderer geſchloſſener 
Vorbauten, ſopie von Balkonen und Galerien darf, wenn ſie maſſiv 
ausgeführt werden, nur Stein und Eiſen verwendet werden. 

5. Alle offenen Vorbauten müffen waſſerdichte Fußböden erhalten 
und mit ſicheren, mindeſtens 80 em hohen Geländern verſehen werden. 

6. Erker, Balkone und ähnliche Anlagen über den Bürgerſteigen 
müſſen ſo entwäſſert werden, daß das abfließende Waſſer durch Abfall⸗ 
rohre abgeleitet wird. 


8 72. 
Schauſeiten der Baulichkeiten. Anſtrich. 


Die von der Straße aus ſichtbaren Flächen der Baulichkeiten, ſowie 
Firmen⸗ und Reklameſchilder uſw. müſſen in guten Formen ausgebildet 
werden; ſie dürfen das Straßenbild durch Form und Ausſtattung nicht 
verunſtalten und ſind dauernd in gutem Zuſtande zu erhalten. 

Zum Anſtrich der Baulichkeiten, der Firmen- und Reklameſchilder 
uſw. dürfen den Augen ſchädliche oder häßlich auffallende Farben nicht 
verwendet werden. 

Auffallende Schäden an Putz und Anſtrich müſſen auf Anordnung 
der Polizeiverwaltung ſofort beſeitigt werden. 


8 73. 
Treppen und Treppenräume. 

1. Jedes nicht zu ebener Erde gelegene Geſchoß, das Räume zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen enthält, muß mindeſtens durch eine 
feuerſichere Treppe (notwendige Treppe) zugänglich ſein, durch welche der 
Ausgang nach der Straße oder nach einem Hofe jederzeit geſichert wird. 
Von jedem Punkte des Gebäudes aus muß eine Treppe in höchſtens 
25 m Entfernung erreichbar ſein. 

2. Gebäude, welche über dem Kellergeſchoſſe mehr als 2 zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Geſchoſſe haben, müſſen 
mindeſtens 2 in geſonderten Räumen befindliche und von allen Räumen 
der Obergeſchoſſe ſicher zugängliche feuerſichere Treppen oder eine feuer⸗ 
feſte Treppe (notwendige Treppe) erhalten. 
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Kellergeſchoſſe mit Aufenthaltsräumen bleiben bei Ermittelung der 
Geſchoßzahl unberückſichtigt, desgleichen Dachgeſchoſſe, die hinſichtlich der 
Ausnutzung den Vorſchriften des § 51 Ziffer 1 b entſprechen. 

Wenn es ſich um die Aufhöhung alter Gebäude handelt, können 
ausnahmsweiſe feuerſichere Treppen zugelaſſen werden. 

3. Auf eine feuerſichere Treppe dürfen nicht mehr als 3, auf eine 
feuerfeſte Treppe nicht mehr als 4 ſelbſtändige Wohnungen in einem 
Geſchoß angewieſen fein. 

4. Als feuerſicher gelten Treppen aus Eichenholz, ferner ſolche 
Holztreppen, die unterhalb — ausſchließlich der Wangen — entweder 
gerohrt und geputzt oder mit einer in gleichem Maße feuerſicheren Ver⸗ 
kleidung verſehen ſind. 

5. Als feuerfeſt gilt eine Treppe, wenn ihre tragenden Teile, 
Stufen und Podeſte aus Stein, Eiſenbeton oder glutſicher ummanteltem 
Eiſen hergeſtellt find; Eiſenblech von weniger als 2 mm Starke darf 
jedoch dabei nicht verwendet werden. Das Belegen der Stufen mit Holz 
iſt zuläſſig. Bei freitragenden Steintreppen find die Podeſte, wenn fie 
gleichfalls aus Stein hergeſtellt werden, durch eiſerne Träger oder Mauer⸗ 
bogen zu unterſtützen. 

Freitragende Granittreppen ſind unzuläſſig. 

6. Notwendige Treppen müſſen in einer lichten Breite von mindeſtens 
1,1 m zwiſchen den Handlaufen — oder wenn nur ein Handlauf vor⸗ 
handen iſt, zwiſchen dieſem und der gegenüberliegenden Wand — durch 
alle Geſchoſſe führen und durch Tageslicht hinreichend beleuchtet ſein. 

Erfolgt die Erhellung ausſchließlich durch Oberlicht, ſo iſt die 
Größe der für den Lichteinfall zwiſchen den Treppenläufen frei zu 
laſſenden Flaͤche nach der Höhe des Treppenhauſes dergeſtalt zu bemeſſen, 
daß fie bei einer Höhe bis zu 8 m wenigſtens 2 qm und für je 1m 
der weiteren Höhe noch ½ ym mehr betragen muß. 

Die Breite der zu den notwendigen Treppen gehörigen Podeſte 
und der Zugänge zu dieſen Treppen von außen her darf nicht geringer 
fein, als die lichte Breite der Treppen; die unmittelbar vom Treppen⸗ 
hauſe ins Freie führenden Ausgänge (Hausflure) müſſen jedoch mindeſtens 
1,5 m breit fein. 

Ueber allen Treppenläufen und Podeſten muß eine lichte Höhe 
von mindeſtens 2,2 m vorhanden ſein. 

Ein Podeſt iſt in der Regel nach höchſtens je 15 Stufen an- 
zuordnen; Ausnahmen ſind nur in beſonderen Fällen zuläſſig. 

Die Treppenſtufen der notwendigen Treppen muſſen mindeſtens 
26 em, bei Wendelſtufen an der ſchmalſten Stelle mindeſtens 10 cm 
Auftrittsbreite haben. Ihre Steigung darf nicht über 18 em betragen., 

7. Für Nebentreppen genügt eine freie Breite von 80 em, für 
Kellertreppen von 90 em. 

Bei dieſen Treppen darf die Steigung auf 20 cm vermehrt und 
der Auftritt auf 23 cm, bei Wendelſtufen an der ſchmalſten Stelle auf 
8 em verringert werden. 

Es muß jedoch überall eine Kopfhöhe von mindeſtens 1,8 m 
vorhanden ſein. 
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8. Treppenläufe und Podeſte ſind an ihren freien Seiten und 
vor den Fenſtern mit Geländern von wenigſtens 80 em Höhe — über 
der Stufenmitte gemeſſen — zu verſehen; Oeffnungen von mehr als 
15 cm Breite dürfen darin nicht vorhanden fein. Liegen beide Seiten 
der Treppenläufe an Wänden, ſo iſt wenigſtens an einer Seite ein 
Handlauf anzubringen. 


9. Notwendige innere Treppen einſchließlich der daran liegenden 
Vorplätze, Flure und Zugänge (8 45 Ziffer 6) müſſen mit maſſiven, nur 
durch die erforderlichen Verbindungs- und Lichtöffnungen unterbrochenen 
Wänden umſchloſſen ſein. Nebeneinander gelegene Räume für notwendige 
Treppen dürfen durch keine Oeffnungen miteinander in Verbindung ſtehen. 


10. Die Decken über Treppenhäuſern und deren Zugängen, ſowie 
die Podeſte der feuerſicheren Treppen müſſen feuerſicher hergeſtellt werden 
(8 69 Ziffer 2); fie find feuerfeſt herzuſtellen (§ 69 Ziffer 4), wenn eine 
feuerfeſte Treppe auszuführen iſt. 

11. Jede notwendige Treppe iſt bis in das Dachgeſchoß zu führen. 
Sie darf indeſſen im oberſten Geſchoſſe entweder unmittelbar oder in 
einem in der Nähe belegenen, leicht auffindbaren Raum durch eine feuer⸗ 
ſicher abgeſchloſſene Nebentreppe ihre Fortſetzung bis in das Dachgeſchoß 
erhalten. Auf dieſe Nebentreppen können, ſofern im Dachgeſchoſſe keine 
Raume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen eingerichtet werden, die 
Beſtimmungen der Ziffer 7 Anwendung finden. 


Die aus dem Treppenhauſe nach dem Dachboden führenden Tiiren 
müſſen feuer⸗ und rauchſicher ($ 75) angelegt werden. 


12. Die Herſtellung von Gelaſſen unter Treppenläufen und 
Treppenpodeſten ſowie die Lagerung von brennbaren Stoffen unter Treppen 
und Treppenpodeſten ift unzulaſſig. 


13. Ausnahmsweiſe kann die Polizeiverwaltung äußere Treppen 
als Erſatz notwendiger Treppen zulaſſen. In der Regel ſind dieſe feuer⸗ 
feſt anzulegen und nicht höher als bis zum oberſten Obergeſchoß zu führen. 
Sie müſſen, wenn ſie höher als 1.5 m über die Oberfläche des Bürger⸗ 
ſteiges oder des Hofes reichen, mit einem Schutzdach verſehen ſein. 

14. Freitreppen dürfen, wenn ſie notwendige Treppen ſind, nur 
23,5 m hoch aufgeführt werden. 

15. Bei Wirtſchaftsgebäuden kann die Herſtellung von Treppen 
unterbleiben, wenn ſich in den oberen Geſchoſſen keine Räume zum 
dauernden Aufenthalt von Menſchen befinden. Deckenöffnungen ſind 
jedoch ſicher zu umwehren. 

16. Kellertreppen, die mit notwendigen, nach oberen Aufenthalts- 
geſchoſſen (8 50 Ziffer 1) führenden Treppen in unmittelbarer Verbindung 
ſtehen, müſſen von den Kellerräumen durch feuer- und rauchſichere Türen 
($ 75) abgeſchloſſen werden. Wenn in den Kellerräumen jedoch größere 
Mengen leicht brennbarer oder ſchwer löſchbarer Stoffe lagern, fo dürfen 
die Kellerräume mit den nach den oberen Geſchoſſen führenden Treppen 
nicht in Verbindung ſtehen. 

17. Wenn ein Ladenraum mit einem Kellerraum durch eine Treppe 
verbunden wird, ſo muß der Zugang zu dieſer Treppe gegen den Laden⸗ 
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raum oder gegen den Kellerraum durch eine Sicherheitsſchleuſe feuer⸗ und 
rauchſicher abgetrennt werden; außerdem muß der Kellerraum gegen die 
übrigen Kellerräume durch maſſive Wände abgeſchloſſen werden. N 
18. Läden, Betriebe oder Läger dürfen in Wohnhäuſern im Erd⸗ 
geſchoß nicht in unmittelbarer Verbindung mit dem Treppenhauſe oder 
mit einem Rettungswege nach der Straße, ſofern dieſer Rettungsweg nicht 
im Freien liegt, ſtehen Eine Verbindung der vorgenannten Räume mit 
dem Rettungswege iſt nur dann zuläſſig, wenn noch ein zweiter Ausgang 
vom Treppenhauſe ins Freie führt und die Räume gegen den Eingang 
zum Treppenhauſe durch Sicherheitsſchleuſen feuer⸗ und rauchſicher ab⸗ 
geſchloſſen werden. 
19 Läden, Betriebe oder Läger ſind in den oberen Geſchoſſen von 
Wohnhäuſern nur zuläſſig, wenn für die Wohnräume eine beſondere 
Treppe vorgeſehen iſt, die mit den vorgenannten Räumen in keinerlei 
Verbindung ſteht, und wenn die Umfaſſungswände ſowie Decken dieſer 
Räume gegen die Wohnräume feuerfeſt hergeſtellt ſind. 
Von einer beſonderen Treppe kann abgeſehen werden, wenn es ſich 
nicht um beſonders feuergefährliche Betriebe handelt oder wenn die 
Verbindung zwiſchen den Läden und den Räumen mit dem Treppeuhauſe | 
der Wohnräume über einen offenen Balkon hergeſtellt wird. N 
20. Die Tiefe von Sicherheitsſchleuſen (Ziffer 17 und 18) muß 
mindeſtens der Breite des Türabſchluſſes, im übrigen der Zweckbeſtimmung 
der Schleuſe entſprechen. Die Umfaſſungswände von ſolchen Schleuſen 
müſſen maſſiv und die Decken feuerfeſt ſein. 


§ 74. 
Lichtſchachte. 
1. Zur Beleuchtung von Innenräumen, die nicht zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen beſtimmt find (§ 52), dürfen Lichtſchächte 
| angelegt werden. 
| 2. Bei Grundſtücken bis zu 320 qm Grundfläche muß die Grund⸗ 
fläche des Lichtſchachtes für je Im feiner Höhe mindeſtens 0,6 qm aufweifen, 
darf jedoch nicht weniger als 6 qm bei 2 m geringſter Abmeſſung betragen. j 
Lichtſchächte, welche zur Beleuchtung von Treppenhäuſern dienen, erfordern 
die doppelte Größe dieſer Grundfläche bei 2 m geringſter Abmeſſung. 
3. Bei Grundſtücken über 320 qm Grundfläche muß die Grund⸗ 
fläche der Lichtſchächte mindeſtens 10 qm bei 2 m geringfter Abmeſſung 
betragen (8 43 Ziffer 1). Notwendige Treppen (§ 73 Ziffer 1 und 2) 
dürfen an dieſen Lichtſchächten nicht angelegt werden. 
4. Alle Lichtſchächte müſſen von maſſiven, mindeſtens 30 cm über 
Dach zu führenden Wänden umſchloſſen fein. Sie müſſen an ihrem 
E unteren Ende eine Einrichtung erhalten, durch welche ihnen friſche Luft 
ie dauernd zugeführt wird. . 
| Zum Zwecke der Reinigung müſſen alle Lichtſchächte am untere 
Ende zugänglich ſein. Die Anlegung von Oeffnungen nach dem Dachraum 
iſt verboten. 8 
5. Iſt ein Lichtſchacht oben mit einer Glasdecke oder fonftwie 
geſchloſſen, ſo müſſen auch an ſeinem oberen Ende Vorkehrungen getroffen 
werden, welche einen ausreichenden Luftwechſel zu bewirken vermögen. 
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6. Bei nicht überdeckten Lichtſchächten iſt für eine genügende 
Entwäſſerung der Sohle zu ſorgen. 

7. Für Lichtſchächte, die einem Raum unmittelbar durch die Decke 
Licht zuführen, kann die Grundfläche kleiner, als in Ziffer 2 und 3 an⸗ 
gegeben, bemeſſen werden. Die Schachtwände müſſen aus unverbrennlichem 
Stoffe beſtehen oder wenigſtens mit einem ſolchen bekleidet ſein. 

8. Ausnahmen von den Beſtimmungen der Ziffer 2 und 3 können 
für bereits bebaut geweſene Grundſtücke der Bauzone I zugelaſſen werden. 


8 75. 
Türen und Fenſter. 

1. Alle Licht⸗ und Luftöffnungen in den Gebäuden ſind mit Türen 
oder Fenſtern, die ihren Verſchluß ermöglichen, zu verſehen. 

2. Jeder Aufenthaltsraum (§ 52) ſoll in der Regel durch eine 
im Lichten mindeſtens 80 em breite Tür zugänglich ſein. 

3. Als feuer⸗ und rauchſicher gelten alle Türen, die aus einem 
ſchwer zerſtörbaren und ſchwer erhitzbaren Stoffe beſtehen, in Schwellen 
und Falze von ebenſolchem Stoffe ſelbſttätig und ohne Federkraft zufallen, 
dicht ſchließen und ſich bei großer Hitze nicht werfen oder ziehen. Das 
gleiche gilt von hölzernen, beiderſeitig und an den Kanten mit Eiſenblech 
bekleideten Türen. 

Lediglich aus Eiſen hergeſtellte Türen gelten nicht als feuer⸗ 
und rauchſicher. 

4. In Aufenthaltsräumen, welche mehr als 1 m über Erdgleiche 
liegen, ſind vor Fenſtern, deren Brüſtung nicht 75 em hoch iſt, bis zu 
dieſer Höhe über dem Fußboden Schutzſtangen oder Schutzgitter anzubringen. 


8 76. 
Fenerſtätten. 

1. Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in allen Teilen aus unverbrenn⸗ 
lichen Stoffen hergeſtellt werden und eigene Wandungen erhalten. Alle 
Oeffnungen von Feuerſtätten ſind mit metallenen Verſchlußvorrichtungen 
zu verſehen. 

2. Feuerſtätten, welche nicht auf einem durchweg aus maſſivem 
Mauerwerk beſtehenden Fußboden ruhen, ſind von dieſem durch eine 
mindeſtens 15 em ſtarke Maffivfchicht zu trennen. Bei Feuerſtätten, 
welche auf unverbrennlichen Füßen von wenigſtens 15 em Höhe ſtehen. 
genügt eine Maſſivſchicht (Chamotteplatte) von 5 cm Stärke oder eine 
Platte von mindeſtens 2 mm ſtarkem Eiſenblech. 

Zur Unterſtützung gemauerter Feuerherde (Kochherde und dergleichen) 
und Kachelöfen ſind bei Balkendecken über den Balken eiſerne Träger 
einzumauern. 12 N 

3. Feuerſtätten von Stein und Kacheln müſſen oberhalb der 
Feuerung in ganzer Höhe von maſſiven Wänden und Decken 8 em 
entfernt ſein. Von freiem Holzwerk müſſen die Abſtände dieſer Feuer⸗ 

ſtätten wenigſtens 50 em, von verputztem oder mit Eiſenblech verkleidetem 
Dolzwerk wenigstens 25 om betragen. + 
u ** > 


Für eiferne Feuerftätten und vom Feuer berührte Metallteile anderer 
Feuerſtätten find dieſe Abmeſſungen zu verdoppeln. Bei ummantelten 
Oefen können geringere Maße zugelaſſen werden. 


Bei Fußleiſten und Türbekleidungen gelten dieſe Vorſchriften nur 
inſoweit, als es ſich um ihren Abſtand von Heiztüren und eiſernen 
Feuerſtätten handelt. 

4. Vor den Heizöffnungen von Feuerſtätten iſt der Fußboden in 
einem Vorſprunge von 40 cm und in einer über die Oeffnungen nach 
beiden Seiten hin vortretenden Breite von 15 em aus einem unverbrenn⸗ 
lichen Stoffe herzuſtellen oder feuerſicher mit mindeſtens 1 mm ſtarkem 
Eiſenblech zu bekleiden. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die etwa anzu⸗ 
bringenden Fußleiſten. 


Vor Zimmeröfen ſind ſtatt deſſen metallene Vorſetzer zuläſſig. 


5. Offene Herde ſind mit einem unverbrennlichen Stoffe zu über⸗ 
manteln. Rings um ſie herum iſt der Fußboden auf eine Entfernung 
von 50 cm aus einem unverbrennlichen Stoffe herzuſtellen oder mit 
mindeſtens 1 mm ſtarkem Eiſenblech zu bekleiden. 

6. Für Feuerſtätten von erheblichem Umfange oder für ſolche, 
deren Betrieb dauernd große Hitze erzeugt, wie große Kochherde, Waſch⸗ 
küchenherde, Plättöfen und dergleichen, konnen weitergehende Forderungen 
bezüglich der Feuerſicherheit geſtellt werden. 

Ebenſo konnen für Feuerſtätten in Räumen, in welchen leicht 
entzündliche Gegenſtände aufbewahrt oder verarbeitet werden, beſondere 
Vorſichtsmaßregeln wie die Anbringung von metallenen Schutzmänteln 
oder Ofenſchirmen, die Verlegung der Feuerſtätten nach einem Nebenraum 
und dergleichen gefordert werden. 

7. Auf Gasfeuerungen in Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäuden finden 
die Vorſchriften dieſes Paragraphen keine Anwendung. 


8 77. 
Zeutralheizungen. 

1. Die Feuerungsanlagen find, ſoweit fie nicht lediglich für einzelne 
Geſchoſſe dienen, entweder in beſonderen Gebäuden oder in Kellerräumen 
zu errichten. 

Der Fußboden der Heizräume — bei Geſchoßheizungen der Küchen 
— muß unverbrennlich ſein. 

Für Aſche und Schlacken iſt ein beſonderer Raum im Heizkeller 
oder auf dem Hofe unverbrennlich einzuſchließen. Auf dem Hofe iſt dieſer 
Raum ebenſo abzudecken. 

In allen Heizungsräumen ſind hölzerne Bauteile vom Körper 
der Feuerung wenigſtens 1 m entfernt zu halten. 
a 3. Rohre, welche zur Leitung von erwärmter Luft, erwärmtem 
Waſſer oder Dampf dienen ſollen, muͤſſen von verputztem oder verblendetem 
Holzwerk mindeſtens 4 cm, von anderem Holzwerk mindeſtens 8 em 
entfernt bleiben. 


— 


8 78. 
Räucherkammern. 


1. Räucherkammern, in welchen Rauch erzeugt wird, ſind nur im 
Keller⸗ oder Erdgeſchoß ſtatthaft; denen der Rauch durch einen Schornſtein 
zugeführt wird, auch in den oberen Geſchoſſen und im Dachgeſchoß. 

2. Alle Räucherkammern muſſen ringsrum maſſive Wände, feuerfeſte 
Decken ($ 69 Ziffer 4) und maffive Fußböden von mindeſtens 15 cm 
Stärke erhalten. ö 

Die Zugangstüren müſſen feuer⸗ und rauchſicher ſein. 

3. Feuerungen in Räucherkammern ſind gegen die Räucherwaren 
durch einen feſten eiſernen Roſt mit Zwiſchenräumen von höchſtens 1 cm 
zwiſchen den Stäben abzuſchließen. 

Zwiſchen Herdfläche und Roſt muß ein Abſtand von mindeſtens 
1 m vorhanden fein. 

Fleiſchbäume (Aufhängeſtangen) ſind nur von Eiſen zuläſſig. 

4. Für jede Räucherkammer, die nicht an einen beſteigbaren 
Schornſtein angeſchloſſen ift, muß ein beſonderes Rauchrohr angelegt werden. 


8 79. 
Rauchrohre. 

1. Von allen Feuerſtätten ſind die e Verbrennungsgaſe und der 
Rauch durch dichte, unverbrennliche Rohre (Rauchrohre) innerhalb desſelben 
Geſchoſſes ſeitlich in Schornſteine zu leiten. 

In beſonderen Fällen kann die Ableitung des Rauches oder der 
Gaſe unmittelbar ins Freie geſtattet werden. 

Tragende gußeiſerne Säulen dürfen nicht zur Rauchabführung 
benutzt werden. 

2. Als Stütze von Rauchrohren darf nur unverbrennlicher Bauſtoff 
verwendet werden. 

3. Rauchrohre müſſen von verputztem oder mit Eiſenblech 


bekleidetem Holzwerk mindeſtens 30 cm, von freiem Holzwerk mindeſtens I 
60 cm entfernt bleiben. Sind Rauchrohre mit einem ringsum mindeftens | 
5 cm von ihnen entfernten Mantel aus unverbrennlichem Stoff verſehen, | 


fo vermindern ſich die Abſtände auf die Hälfte. 
Iſt es unvermeidlich, Rauchrohre durch hölzerne Wände, Decken, 


Fußböden, Dachſchalungen uſw. zu führen, ſo kann dies nachgelaſſen 

f werden, falls der Durchgang ringsum auf eine Entfernung von 30 em | 
von der Außenfläche des Rohres durch einen unverbrennlichen Stoff 
geſichert wird. } 

g 4. Alle Rauchrohre, welche mehr als 50 em lang find oder 

Krümmungen haben, müſſen mit den zu ihrer Reinigung nötigen Ein⸗ 


richtungen verſehen ſein. 

5. Bei Heiz⸗ oder Kochöfen und Gaskaminen in Räumen, die zum ‘ 
dauernden Aufenthalt von Menſchen beftimmt find (8 52), dürfen in den 
zur Ableitung der Verbrennungsgaſe und des Rauches dienenden Rohren 


oder Kanälen keine Verſchlußvorrichtungen angebracht werden. 
6. In Raume, in denen leicht entzündliche Gegenſtände aufbewahrt 
4 b oder verarbeitet werden, iſt die Verwendung zuſammengeſetzter oder 
metallener Rohre verboten. 1 


— — 
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8 80. 
Schornſteine. 
1. Schornſteine ſind durchweg dicht und aus unverbrennlichem 
Bauſtoffe herzuſtellen. Sie müſſen von Grund auf fundiert ſein oder 
auf unverbrennlichen Unterſtützungen ruhen. 


2. Jeder Schornſtein iſt in einem ſich gleichbleibenden rechtwink⸗ 
ligen oder kreisrunden Querſchnitte von mindeſtens 250 qem im Lichten 
bis mindeſtens 30 em über die Dachfirſt, ſtets aber fo hoch zu führen, 
daß in ſeiner Umgebung Gefahren oder erhebliche Beläſtigungen durch 
Rauch, Ruß oder Funken ſowie durch Gaſe nicht hervorgerufen werden. 

Bei entfernter Lage der Dachfirſt koͤnnen Ausnahmen zugelaſſen werden. 

Schornſteine für Backöfen oder ſonſtige gewerbliche oder größere 
Feuerungen mit ſtarker Rauchentwickelung müſſen die umliegenden Dach⸗ 
firſte im Umkreiſe von 50 m um mindeſtens 3 m überragen. Aus⸗ 
nahmen von dieſer Beſtimmung können in beſonderen Fällen zugelaſſen werden. 

3. Die Querſchnittsabmeſſungen unbeſteigbarer Schornſteine dürfen 
nicht kleiner als 14 em und nicht größer als 27 cm fein. 


Beſteigbare Schornſteine müſſen einen Querſchnitt von wenigſtens 
45 zu 53 cm aufweiſen. Bei größeren Abmeſſungen find Steigeiſen 
erforderlich. 

4. Eine andere als ſenkrechte Richtung darf Schornſteinen nur ge⸗ 
geben werden, ſoweit ſie ringsum zwiſchen maſſiven Wänden liegen, oder 
wenn ſie durch gemauerte Bogen oder eiſerne Träger unterſtützt werden. 

Von der ſenkrechten Richtung darf die Neigung um nicht mehr als 
30 Grad abweichen. 

5. Die Wangen gemauerter Schornſteine müſſen wenigſtens 12 cm, 
die äußeren Wangen gemauerter Schornſteine in Umfaſſungs⸗ und 
Treppenhauswänden mindeſtens 25 om ſtark fein. Für unmittelbar 
nebeneinander ſtehende Schornſteine genügt eine gemeinſame Scheide⸗ 
wange (Zunge) von 12 cm Stärke. Gußeiſerne Zungen von 8 mm 
Stärke konnen ausnahmsweiſe geſtattet werden. Bei Schornſteinen 
größerer Feuerungsanlagen kann die Polizeiverwaltung ſtärkere Wangen 
fordern. 

Die 12 em ſtarken Wangen dürfen durch Gewölbewiderlager nicht 
geſchwächt werden. Das Einlegen eiſerner Träger in die Wangen iſt 
nicht geſtattet. 

6. Die Außenflächen gemauerter Schornſteine ſind von ihrem 
unteren Ende bis zur Dachfläche zu putzen, auch innerhalb der Balkenlagen. 


Die Innenflächen aller Schornſteine ſind glatt auszuſtreichen. 


7. Von Balkenlagen und ſonſtigen Konſtruktionshölzern müſſen 
die Außenflächen gemauerter Schornſteine bei einer Wangenſtärke von 
25 cm wenigſtens 5 cm, bei einer geringeren Wangenſtärke mindeſtens 
10 cm entfernt bleiben. Der letztgenannte Abſtand darf bis auf 6,5 cm 
verringert werden, wenn der Zwiſchenraum durch 2 nebeneinander 
geſtellte Dachſteinſchichten mit überdeckten Fugen in Lehmmörtel aus⸗ 
gefüllt wird. 


Ne 


8. Nicht gemauerte Schornfteine find entweder mit Mauerwerk zu 
umgeben, für deſſen Stärke und Entfernung vom Holzwerk dann die 
gleichen Beſtimmungen wie für gemauerte Schornſteine (Ziffer 5 und 7) 
gelten, oder unter Freihaltung eines Luftraumes von überall mindeſtens 
10 cm mit einem unverbrennlichen Stoffe zu ummanteln. 


Freiſtehende Schornſteine außerhalb von Gebäuden, ſowie Aufſatz⸗ 
rohre zur Erhöhung von Schornſteinen über die in Ziffer 2 Abſatz 1 
vorgeſchriebene Höhe hinaus bedürfen einer Ummauerung oder Um⸗ 
mantelung nicht. Von einer ſolchen kann auch bei Schornſteinen inner⸗ 
halb von Gebäuden, deren Dach gleichzeitig die Decke bildet, bei 
gehöriger Iſolierung von allem Holzwerke der Decke abgeſehen werden. 

9. Alle Schornſteine find fo einzurichten, daß fie ordnungsmäßig 
gereinigt werden können. 

Die unteren Mündungen beſteigbarer Schornſteine ſind mit einer 
gefalzten eiſernen Einſteigetür zu verſehen. Unbeſteigbare Schornſteine 
müſſen unten und auch an erheblichen Richtungsveränderungen hinlänglich 
große Reinigungsöffnungen erhalten. Iſt eine Reinigung der unbeſteig⸗ 
baren Schornſteine nicht vom Dache aus möglich, ſo müſſen im Dad 
geſchoß Reinigungsöffnungen angelegt werden. 

Alle ſeitlichen Einſteige- oder Reinigungsöffnungen find leicht 
zugänglich und mindeſtens 30 cm über dem Fußboden anzulegen und 
mit in Falze ſchlagenden eiſernen Türen mit Zwangsverſchluß dicht zu 
verſchließen. Von unverkleidetem Holzwerk müſſen die Türen mindeſtens 
50 em entfernt bleiben. Die Anwendung von Schiebern iſt nicht 
geſtattet. 

Verbrennliche Fußböden unter Reinigungsöffnungen müſſen feuer⸗ 
ſicheren Belag von 60 zu 60 em Größe erhalten. 

10. Falls die Reinigung von dem Schornſteinkopf aus erfolgen 
ſoll und dieſer höher als 1 m über der Dachfläche liegt, ſo ſind die 
Schornſteine mit eifetnen, feſt angebrachten Steigeleitern oder mit 
Steigeiſen zu verſehen. 

Im Dache muß mindeſtens eine Ausſteigeöffnung an geeigneter 
Stelle angelegt werden. Dachfenſter, die zum Ausſteigen dienen, müſſen 
ſich beim Oeffnen ſicher umlegen und feſtſtellen laſſen. 

Zu den nicht unmittelbar von der Ausſteigeöffnung zugänglichen 
Schornſteinen ſind Laufbretter anzulegen. 

11. Auffäge find auf Schornſteinen nur zuläſſig, ſoweit fie die 
ordnungsmäßige Reinigung nicht behindern. 

12. An einen Schornſtein von 250 gem lichtem Querſchnitt dürfen 
höchſtens 3 gewöhnliche Zimmeröfen angeſchloſſen werden. Jeder hinzu⸗ 
tretende Ofen dieſer Art bedingt eine Vergrößerung des Querſchnitts 
um 80 gem. 

Für jede Kochherdfeuerung, die nicht an ein beſteigbares Schornſteinrohr 
angeſchloſſen iſt, muß ein beſonderes Schornſteinrohr angelegt werden. 

Münden Rauchrohre aus Feuerſtellen von erheblichem Umfange 
($ 76 Ziffer 6) ein, fo kann eine Vergrößerung des Querſchnitts 
gefordert werden. 
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13. Feuerſtätten aus 2 unmittelbar übereinander liegenden Geſchoſſen 
dürfen nicht an dasſelbe Schornſteinrohr angeſchloſſen werden. Die 
Anſchlüſſe mehrerer Feuerſtätten in einem Geſchoß an dasſelbe Schornſtein⸗ 
rohr muͤſſen wenigſtens 35 cm — von Mitte zu Mitte gemeſſen — 
übereinander liegen. 

14. Für offene Küchenfeuerungen und Kaminfeuerungen find in 
jedem Geſchoß geſonderte Schornſteine anzulegen. 


8 81. 
Wraſenrohre. 

In jeder Küche mit geſchloſſener Feuerung, einſchließlich der Waſch⸗ 
küchen, iſt ein beſonderes Rohr zum Abzuge der Waſſerdämpfe (Wraſenrohr) 
anzulegen, deſſen geringſte Querſchnittsabmeſſung 14 cm im Lichten 
betragen muß. 

8 82. 
Mauerkanäle. 

Mauerkanäle aller Art müſſen den Vorſchriften für Schornſteine 
($ 80) entſprechen, auch wenn fie nicht zur Ableitung der Verbrennungs⸗ 
gaſe oder des Rauches von Feuerſtätten beſtimmt ſind. 


8 83. 
Lüftungsſchlote. 
Nur der Lüftung dienende Schlote und Rohre müſſen mit feuer⸗ 
ſicheren Wänden ($ 61) umſchloſſen oder mit einem unverbrennlichen 
Bauftoffe ummantelt fein. 


8 84. 
Dunſtrohre. 


Dunſtrohre ſind dicht und aus einem undurchläſſigen, dauerhaften 
Stoffe herzuſtellen. Sie müſſen bis über das Dach geführt werden. 


§ 85. 
Zu⸗ und Ableitungsrohre. 

1. Leitungen von Gas, Waſſer und anderen flüffigen oder luft⸗ 
förmigen Stoffen müſſen eine gegen Ausſtrömungen hinreichend ſchützende 
Stärke und Dichtigkeit, ſowie genügende Abſperrungsvorrichtungen haben. 

2. Ausgüſſe müſſen mit Rohren verſehen ſein, die, wenn ſie nicht 
an eine Kanaliſationsleitung angeſchloſſen find, bis höchſtens 15 om über 
dem Erdboden herabführen und nicht auf die Straße münden. 

3. Ausgüſſe, Abortrohre und ſonſtige zur Ableitung unreiner Stoffe 
beſtimmte Ableitungsrohre find mit Dunſtrohren (§ 84) zu verſehen. 


§ 86. 
Waſſerleitung und Entwäſſerung. 
1. Die Genehmigung und Ausführung der Waſſerleitungs⸗ und 
Entwäſſerungsanlagen innerhalb der Grundſtücke unterliegen den hierfür er⸗ 
laſſenen beſonderen Polizeiverordnungen und ortsſtatutariſchen Beſtimmungen. 


2. Jedes bebaute Grundſtück, das nicht an die allgemeine Waſſer⸗ 
leitung angeſchloſſen iſt, muß ſeine eigene Waſſerverſorgung haben, durch 
die jederzeit reichliches, zum Genuß für Menſchen geeignetes Waſſer 
beſchafft wird. 

8487. 
Blitzableiter und Fahnenſtangen. 

Blitzableiter dürfen! nicht an der Straßenſeite des Gebäudes zur 
Erde geführt werden. Sie ſind bis zu einer Höhe von wenigſtens 2,4 m 
über dem Erdboden mit einem Gasrohre zu umſchließen und müſſen bis 
in das Grundwaſſer reichen. 

Eiſerne Fahnenſtangen auf Gebäuden müſſen mit einem Blitzableiter 
verſehen ſein. 

§ 88. 
Behälter für Aſche und Müll. 

Auf jedem zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dienenden 
Grundſtück, für das die Verpflichtung zur Abfuhr des Mülls durch die 
ſtädtiſche Müllabfuhranſtalt nicht beſteht, muß ein Behälter zur Aufnahme 
der Aſche und der Wirtſchaftsabfälle (Müll) vorhanden ſein. 

Der Behälter muß aus unverhrennlichen Stoffen hergeſtellt, im 
Boden und an den Seiten undurchläſſig und mit einem gefalzten, nicht 
loſen Deckel verſehen ſein. Der Behälter muß von der Straße mindeſtens 


5 m entfernt liegen. 
Abſchnitt V. 


Beſondere Bebauungsarten. 


8 89. 
Einfamilienhäuſer. 

1. Einfamilienhäuſer im Sinne dieſer Baupolizeiverordnung find 
Gebäude, welche zur Wohnung für nur eine Familie und das zugehörige 
Haus⸗ und Dienftperfonal eingerichtet und benutzt werden und nicht mehr 
als 2 Vollgeſchoſſe haben. 

2. Als Einfamilienhäuſer gelten auch ſolche Mehrfamilienwohnhäuſer, 
bei denen jeder durch Brandmauern abgetrennte Teil nur einer Familie 
als Wohnung dient. 

3. Für Einfamilienhäuſer gelten dieſelben Vorſchriften wie für 
andere Gebäude, ſoweit nicht in 8 90 etwas anderes beſtimmt iſt. Wird 
ein als Einfamilienhaus errichtetes Gebäude in einer Weiſe eingerichtet 
oder benutzt, die den Vorſchriften dieſes Paragraphen über die an 
Einfamilienhäuſer zu ſtellenden Anforderungen nicht entſpricht, ſo iſt es 
nach Maßgabe der ſonſtigen Vorſchriften dieſer Bauordnung zu verändern. 


8 90. 
Erleichterungen für Einfamilienhäuſer. 
Für Einfamilienhäuſer gelten folgende abweichende Vorſchriften: 
1. In § 16 treten an die Stelle der Worte: 
„früher als 4 Wochen“ die Worte 
„früher als 2 Wochen“. 
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2. In Ziffer 4 des $ 17 treten im erſten Satz an die Stelle der 
Worte „früheſtens 4 Monate“ die Worte „früheſtens 3 Monate“, und 
1 im zweiten Satz an die Stelle der Worte „auf 3 Monate“ die Worte 
„auf 2 Monate“. 
3. An die Stelle des § 46 Ziffer 8 tritt folgende Vorſchrift: 
Der Aufbau von Türmen, Giebeln, Dachfenſtern und dergleichen 
über die zuläſſige Fronthöhe hinaus iſt geſtattet. 
4. An die Stelle des §8 51 Ziffer 1 und 2 tritt folgende Vorſchrift: 


Als Wohngeſchoſſe im Sinne des § 50 gelten das Keller- und das 
Dachgeſchoß nicht, auch wenn ſie zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
beſtimmte Räume enthalten. 

Die Vorſchriften von Ziffer 2 und 4 des § 50 finden keine Anwendung. 

5. In Ziffer 1 des § 53 treten an Stelle der Worte „wenigſtens 
2,8 m“ die Worte „wenigſtens 2,5 m“ und 
. in Ziffer 4 des § 53 an Stelle der Worte „mindeſtens ein Achtel“ 
die Worte „mindeſtens ein Zehntel“. 

1 6. An die Stelle der Ziffern 2 und 3 des § 60 Jtritt folgende 

u Vorſchrift: 
Die Umfaſſungswände, die Treppenhauswände und die tragend be⸗ 
anſpruchten Innenwände der Gebäude müſſen, ſoweit ſie nicht nach den 
Beſtimmungen dieſer Baupolizeiverordnuung Brandmauern oder feuer- 
fihere Mauern fein müſſen, maſſiv oder in Holzfachwerk (§ 67) aus⸗ 
geführt werden. 

7. In Ziffer 2 des § 62 treten an die Stelle der Worte „bis f 
mindeſtens 20 em über Dach“ die Worte „bis unmittelbar unter die 
feuerſichere Dachdeckung“. 

8. An die Stellen der Ziffern 1 und 2 des 8764 treten folgende v 
Vorſchriften: 

Maſſive Umfaſſungswände und tragend beanſpruchte maffive innere 
Wände müſſen mindeſtens folgende Stärken erhalten: 


a) im Dachgeſchoß 25 om, 


p) in den hierunter folgenden Geſchoſſen 38 em. 1 
9. An die Stelle des 8 73 treten folgende Vorſchriften: 1 
a) Jedes nicht zu ebener Erde gelegene Geſchoß, das Raume zum 1 


dauernden Aufenthalt von Menſchen enthält, muß durch eine 
nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften hergeſtellte Treppe | 
N (notwendige Treppe) zugänglich ſein. 


b) Notwendige Treppen müſſen eine lichte Breite von mindeſtens 1 
80 cm zwiſchen “ Handläufen — oder wenn nur ein Hand⸗ f 
lauf vorhanden iſt, zwiſchen dieſem und der gegenüberliegenden | 
Wand — haben. 


o) Die Breite der zu den notwendigen Treppen gehörigen Podeſte 
und der Zugänge zu dieſen Treppen von außen her darf nicht 
geringer ſein als die lichte Breite der Treppen. 
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d) Die Treppenſtufen der notwendigen Treppen müſſen mindeſtens 
23 cm, bei Wendelſtufen an der ſchmalſten Stelle mindeſtens 
10 em Auftrittsbreite haben. Ihre Steigung darf nicht über 
20 cm betragen. 


e) Alle Treppenläufe und Podeſte der notwendigen Treppen müſſen 
mit ſchützenden Geländern verſehen und über ihnen muß eine 
lichte Höhe von mindeſtens 2 m vorhanden fein. 


8291. 
Offene Bebauung. 


1. In den Bauzonen V bis VII hat die Bebauung in offener 
Bauweiſe zu erfolgen, d. h. an der freiſtehenden Giebelſeite muß jedes 
Gebäude von der Nachbargrenze in Bauzone V und VII mindeſtens 3 m 
und in Bauzone VI mindeſtens 5 m entfernt bleiben (Bauwich); ſämt⸗ 
liche an dem Bauwich belegenen Räume können Fenſter nach dieſem erhalten. 


Es dürfen nur Gebäude errichtet werden, die ausſchließlich oder 
zum überwiegenden Teil Wohnzwecken dienen. Die Errichtung von Ge⸗ 
ſchäftsräumen an den Straßenfronten iſt geſtattet, jedoch nur im Erdgeſchoß. 


Fabrikgebäude, Speicher und ähnliche Baulichkeiten dürfen in den 
vorbenannten Bauzonen nicht errichtet werden. 


Die Ausführung von Hinter- oder Gartenhäuſern zu Wohnzwecken 
tft geſtattet. 

2. Es iſt zuläſſig, daß in Bauzone V und VII 2 Häuſer zu einer 
architektonisch übereinſtimmenden Baugruppe vereinigt werden, jedoch nur 
wenn entweder die Ausführung beider Häuſer gleichzeitig erfolgt oder die 
Ausführung des zweiten Hauſes als Teil der Baugruppe innerhalb 
3 Jahren von der Gebrauchsabnahme des erſten Gebäudes ab geſichert 
iſt. Die Frontlänge eines Hauſes oder die geſchloſſenen Frontlängen 
zweier Häuſer dürfen die Länge von 40 m nicht überſchreiten. An einer 
Straßenecke darf nach beiden Straßenſeiten ein Nachbargebäude unmittelbar 
angebaut werden, wenn an jeder Straße die Front des Eckhauſes und 
des Nachbargebäudes zuſammen die Länge von 40 m nicht überſchreitet 
und im übrigen beide Nachbargebäude, einen Bauwich von 4 m von der 
unbebauten Nachbargrenze innehalten. 


3. Sämtliche Fronten der Vorder- und Hintergebäude ſind architek⸗ 
toniſch auszubilden. Kahle Giebelflächen ſind zu vermeiden oder auszu⸗ 
geſtalten. Der Anſtrich, die Putzfarbe oder Verblendung einer Baugruppe 
muß übereinſtimmend gewählt werden. 

4. Nebengebäude für Wirtſchaftszwecke, Stallgebäude uſw. konnen 
unmittelbar an den Nachbargrenzen, jedoch nicht auf dem Bauwich errichtet 
werden. Zwiſchen den Vorder- und Nebengebäuden muß eine Entfernung 
verbleiben, welche mindeſtens 5 m beträgt (8 39 Ziffer 3). 


Vorgenannte Nebengebäude müſſen einen Abſtand von mindeſtens 
15 m von der Bauflucht einhalten (8 31 Ziffer 1). 

5. Die Bebauung an der Nordſeite der Oberen Bergſtraße in 
Bauzone VII kann in geſchloſſener Bauweiſe bei 20 m größter Gebäude 
tiefe (§ 46 Ziffer 5) und mit 3 bewohnbaren Geſchoſſen ($ 50 Ziffer 3) 
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erfolgen, ſofern es ſich nur um die Errichtung von Vordergebäuden handelt, 
die unmittelbar an der Baufluchtlinie der Oberen Bergſtraße geplant werden. 
Für alle anderen Baulichkeiten bleiben die in Ziffer 1 bis 4 angegebenen 
Beſchränkungen maßgebend. 

6. In Bauzone VIII (Schwerinſtraße) hat die Bebauung ebenfalls 
in offener Bauweiſe zu erfolgen. An der Straße find nur acchitektoniſch 
ausgebildete, villenartige Wohngebäude zuläſſig. 

Als Bauwich genügt hier eine Breite von 2,5 m, jedoch iſt die 
Anlage von Fenſtern nach dieſem bei Gebäuden mit mehr als 1 Ober⸗ 
geſchoß nicht ſtatthaft. Sollen derartige Gebäude Fenſter nach dem 
Bauwich erhalten, ſo muß dieſer 5 m bis zur Nachbargrenze breit fein. 

Im übrigen finden auf dieſe Bauzone die Beſtimmungen dieſes 
Paragraphen Ziffer 1 bis 4 Anwendung. 

7. Ausnahmen von vorſtehenden Beſtimmungen können von der 
Polizeiverwaltung unter Zuſtimmung des Magiſtrats bei öffentlichen 
Gebäuden und in ſolchen Fällen, in denen die Anwendung vorſtehender 
Beſtimmungen zu beſonderen Härten führen würde, zugelaſſen werden. 


8 92. 

Fabriken, Betriebs: und Lagerſtätten, Warenhänſer 

und dergleichen. 

1. Fabriken, Speicher und ähnliche Baulichkeiten dürfen in den 
Bauzonen V bis VIII nicht errichtet werden. 

2. Die Polizeiverwaltung iſt berechtigt, über die Vorſchriften dieſer 
Baupolizeiverordnung hinaus beſondere Anforderungen zu ſtellen: 

a) an den Bau von Fabriken und Betriebsſtätten, die eine ſtarke 
Feuerung erfordern oder in denen leicht brennbare oder ſchwer 
löſchbare Stoffe verarbeitet werden, die ferner eine ſtarke 
Erſchütterung der Gebäude, einen ſtarken Abgang unreiner Stoffe 
oder eine bedeutende Luftverſchlechterung hervorrufen, wie z B. 
Bäckereien, Räuchereien, Molkereien, Holzbearbeitungswerkſtätten, 
Gaſtſtallungen und dergleichen. 

Bei den unter die 88 16 und 24 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung fallenden Anlagen ſchließt die Genehmigungsurkunde 
der Beſchlußbehörde die polizeiliche Genehmigung in ſich, im 
übrigen gelten für derartige Bauten, abgeſehen von Sonder⸗ 
vorſchriften, die Beſtimmungen dieſer Baupolizeiverordnung; 

b) an Anlagen, durch deren Betrieb ein ungewöhnlicher Lärm entſteht, 
wie z. B. Mühlen, Kegelbahnen, Zurichteſtätten für metallene 
Konſtruktionsteile und dergleichen, ferner an Gebäude oder 
Gebäudeteile und an Schutzdächer und Holzbauten, die beſtimmungs⸗ 
gemäß zur Aufbewahrung größerer Mengen leicht brennbarer 
oder ſchwer löſchbarer Stoffe dienen, wie z. B. Speicher, Lager⸗ 
räume, Läden, Warenhäuſer und dergleichen. 

3. Die beſonderen Anforderungen können ſich beziehen auf die 
Zugänglichkeit der Anlagen oder einzelner Teile, auf ihre Standſicherheit 
oder Feuerſicherheit, auf die Vorkehrungen zur Sicherung des Verkehrs 
und zur Fernhaltung geſundheitsſchädlicher Zuſtände, auf die Abſtände 
von anderen Gebäuden und von Grundſtücksgrenzen. 
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4. Wenn ſich bei einer der unter Ziffer 2 genannten Anlagen erſt 
durch den Betrieb Gefahren, Nachteile oder ungewöhnliche Beläſtigungen 
für die Nachbarn, Vorübergehenden oder die Arbeiter ergeben, die bei der 
Herſtellung nicht vorausgeſehen oder vom Beſitzer verſchwiegen wurden, 
ſo können geeignete Abänderungen vorgeſchrieben werden; bei den unter 
die 88 16 und 24 der Reichsgewerbeordnung fallenden Anlagen jedoch 
nur nach Maßgabe der hierüber beſtehenden beſonderen Vorſchriften. 


5. Werkſtätten für Tiſchlereien oder andere gleich feuergefährliche 
Betriebe, ſowie Räume zur Aufbewahrung feuergefährlicher Waren dürfen 
in Wohngebäuden nur eingerichtet werden, wenn ſie durch maſſive Wände 
und feuerfeſte Decken von den ſonſtigen Aufenthaltsräumen getrennt ſind 
und wenn die Aufenthaltsräume in den darüber liegenden Geſchoſſen 
mindeſtens einen mit den Arbeitsſtätten und Lagerräumen außer Ver⸗ 
bindung ſtehenden Treppenaufgang haben. 


6. Backöfen und Töpferöfen dürfen nur in Räumen angelegt 
werden, deren Wände, ſoweit ſie nicht Brandmauern oder feuerſichere 
Wände ſein müſſen, maffiv find und deren Decken feuerfeſt (§ 69 Ziffer 4) 
find und keine Oeffnung enthalten. 


Die Ofenanlage ſelbſt iſt ganz aus unverbrennlichen Stoffen rauch⸗ 
und feuerdicht herzuſtellen und mit eiſerner Heiztür zu verſehen. Der 
bes muß in der Breite des Ofengemäuers bis auf eine Entfernung 
von 1,2 m von dieſem aus unverbrennlichem Stoffe hergeſtellt oder mit 
einem ſolchen belegt ſein. 


Von den Decken und Wänden müſſen die Oefen wenigſtens 10 em 
entfernt bleiben. 


7. Schmieden und andere Werkſtätten, in denen mit offenem Feuer 
gearbeitet wird, muſſen maſſive Wände und feuerfeſte Decken oder mit 
einem feſthaftenden Putz überzogene Decken haben und dürfen von der 
Straße aus nicht zugänglich ſein. 

Ihr Schornſtein muß mit einer Kappe aus Mauerwerk oder 
anderem unverbrennlichen Stoff von geeigneter Form zur Vermeidung 
des Funkenauswurfs verſehen ſein. 


Der Zuſammenbau einer Schmiede oder einer anderen Werkſtätte, 
in der mit offenem Feuer gearbeitet wird, mit Räumen zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen iſt nur in der Weiſe zuläſſig, daß beide Teile, 
ſoweit fie ſich in demſelben Geſchoſſe befinden, durch eine maſſive Mauer, 
ſoweit ſie ſich übereinander befinden, durch eine feuerfeſte Decke getrennt 
werden. In dem letzteren Falle dürfen außerdem die Zugangstreppeu 
zu den Räumen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen in keinerlei 
unmittelbarer Verbindung mit der Werkſtätte ſtehen. 


8. Scheunen dürfen innerhalb der eee 1 bis IX nicht er 
richtet werden. 


Die Polizeiverwaltung kann jedoch nähe Scheunen mit 
maſſiven Umfaſſungswänden zulaſſen, wenn ſie von der Nachbargrenze 
und von anderen Gebäuden wenigſtens 12 m entfernt bleiben. 
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Für Scheunen auf ländlichen Grundſtücken 5 40 o Ziffer 1 en 


| die Vorſchriften des 8 68 Ziffer 4. 


. * 


Ablchnitt VI. 
Schlußbeſtimmungen. 


8 93. 
Anwendung auf vorhandene Bauten. 

1. Auf Veränderungen und Erneuerungen bereits vorhandener 
baulicher Anlagen finden die Vorſchriften dieſer Baupolizeiverordnung 
Anwendung. 

2. Wird die Benutzungsart beſtehender Räume nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Baupolizeiverordnung geändert, ſo finden deren für die 
veränderte Benutzungsart maßgebende Vorſchriften Anwendung. 

3. Bei erheblichen Veränderungsbauten kann die baupolizeiliche 
? Genehmigung davon abhängig gemacht werden, daß gleichzeitig die durch 
den Entwurf an ſich nicht berührten alteren Gebäudeteile mit den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Baupolizeiverordnung in Uebereinſtimmung gebracht werden. 
4. Die Polizeiverwaltung iſt berechtigt, eine Aenderung beſtehender 
Anlagen nach den Vorſchriften dieſer Baupolizeiverordnung zu verlangen, 
wenn überwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit ſie unerläßlich und 
unaufſchiebbar machen. 
§ 94. 
Grenzveränderungen. 

Werden durch Veränderungen der Grenzen bebauter Grundſtücke 
Verhaltniſſe geſchaffen, die den Vorſchriften dieſer Baupolizeiverordnung 
= zuwiderlaufen, jo muſſen die betreffenden Gebäude oder Gebäudeteile 

umgeftaltet oder beſeitigt werden. 
Von der beabſichtigten Aenderung der Grenzen eines bebauten 


8 95. 
N Ansnahmen. 
Soweit in den vorſtehenden Beſtimmungen Ausnahmen für zuläſſig 
erklärt ſind, entſcheidet hierüber die Polizeiverwaltung und zwar, ſoweit 
dies beſtimnit iſt, mit Zuſtimmung des Magiſtrats. 

In allen übrigen Fällen befindet der Regierungspräſident über die 
Zulaſſung von Abweichungen von den Vorſchriften dieſer Bau⸗ 
polizeiverordnung. 

8 96. 
Zuwiderhandlungen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Baupolizei⸗ 
verordnung werden, ſofern nach den beſtehenden Geſetzen keine höhere 
Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögens⸗ 
falle mit entſprechender Haftſtrafe an dem Bauherrn, dem Bauleiter und 
dem Bauausführenden geahndet. 

4 Daneben bleibt die Polizeiverwaltung befugt, die Herſtellung vor⸗ 
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Grundſtücks iſt der Polizeiverwaltung ſpäteſtens 8 Tage vor der Aenderung * 
unter Beifügung einer kataſteramtlichen Zeichnung Anzeige zu erſtatten. 


ſchriftsmäßiger Zuſtände herbeizuführen. ö 


ern * 
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§ 97. 
Aufzuhebende Ortspolizeiverordnungen. 

Alle den Vorſchriften diefer Polizeiverordnung widerſprechenden 
Beſtimmungen werden aufgehoben, insbeſondere: 

1. Ortspolizei⸗Verordnung vom 24. Juni 1902 betreffend die Form 
der Bauvorlagen; 

2. die 88 70 und 71 der Straßenpolizeiverordnung vom 
15. April 1897 betreffend Anlage neuer Straßen und Anbau an ihnen; 


3. die 88 5 bis 14, 20, 22 bis 24 der Straßenpolizeiverordnung 
vom 15. April 1910 betreffend Herſtellen von Bauzäunen, Schutzgerüſten, 
Lagerung von Bauſtoffen auf Straßengelande uſw., Anbringen von 
Markiſen, Firmenſchildern, Reklamelaternen uſw.; 

4. die Polizeiverordnung vom 19. Dezember 1912 betreffend 
Arbeiterfürſorge auf Bauten; 

5. die Polizeiverordnung vom 13. Mai 1912 und 10. April 1913 
betreffend Schutz des hiſtoriſchen Stadtbildes nach der Weichſelſeite und 
Vorſchriften über offene Bauweiſe. 


8 98. 
Beſtehen bleibende Ortspolizeiverorduungen. 


Unberührt bleiben insbeſondere die Vorſchriften folgender Polizei⸗ 
verordnungen: 


1. vom 11. März 1902 betreffend Gasheizeinrichtungen; 
2. vom 17. Dezember 1913 betreffend die Waſſerleitung der Stadt 
Graudenz und die Einrichtung von Waſſerleitungsanlagen in Grundſtücken; 


3. vom 11. Auguſt 1906 betreffend die Herſtellung von Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen auf Grundſtücken. 


8 99. 
Anderweitige Vorſchriften. 

Zu beachten ſind folgende beſondere Beſtimmungen: 

1. des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen vom 3. April 1903 
über den Verkehr mit Mineralolen (Amtsblatt der Regierung in Marien⸗ 
werder Seite 156) in der durch die Polizeiverordnungen vom 5. Juni 1906 
(Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Seite 236) und vom 
12. Januar 1912 (Amtsbatt der Regierung in Marienwerder Seite 59) 
abgeänderten Faſſung; 

2. des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen vom 30. März 1907 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Bäckereien und ſolchen 
Konditoreien, in denen neben den Konditorwaren auch Bäckerwaren her⸗ 
geſtellt werden (Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Seite 127); 

3. des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen vom 6. Mai 1913 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen, 
Sonderbeilage zum Amtsblatt der Regierung in Marienwerder) in der 
durch die Polizeiverordnung vom 1. 12 1916 (Amtsblatt der Regierung 
in Marienwerder 1917 Seite 28, abgeänderten Faſſung; 
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4. des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen vom 7. Juli 1913 


7 und 18. November 1913 betreffend Anlage, Bau und Einrichtung von 
Kranken⸗, Heil⸗ und Pflegeanſtalten ſowie von Ent bindungs⸗Anſtalten 7 


und Säuglingsheimen (Amtsblatt der Regierung in Marienwerder 1 
Seite 259 und 482); ö - er 

5. des Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen vom 1. Juli 1918 
betreffend Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen ſowie F 


über Lagerung von Kalziumkarbid (Sonderbeilage zum Amtsblatt der 


Regierung in Marienwerder); N 
‚ 6. des Regierungspräſidenten in Marienwerder vom 29. Oktober 1892 1 

betreffend die Abwendung von Feuersgefahr bei der Errichtung von 4 

Gebäuden und der Lagerung von Materialien in der Nähe von Eiſen⸗ 1 

bahnen (Amtsblatt Seite 332); 2 

7. des Regierungspräſidenten in Marienwerder vom 12 Juli 1902 1 
betreffend Ausdehnung der Polizeiverordnung vom 29. Oktober 1892 auf 14 
Kleinbahnen (Amtsblatt Seite 273); 2 


8. des Regierungspräfidenten in Marienwerder vom 12. Juni 1897 
betreffend Bauvorlagen für gewerbliche Anlagen (Amtsblatt Seite 216); 1. 
9. des Regierungspräſidenten in Marienwerder vom 11. Januar 1910 
über die bauliche Anlage, die innere Einrichtung und den Betrieb von \ j 

Theatern, öffentlichen Verſammlungsräumen und Zirkusanlagen (außer: 
ordentliche Beilage zu Nr. 4 des Amtsblatts vom 26. Januar 19100). 


8 100. 
Geltungsbeginn. ! y 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. MA 
Graudenz, den 19. Dezember 1916. Er 
0 


R Die Polizeiverwaltung. 
Dr. Peters. 
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Anhang 1 


zur 
Baupolizeiverordnung für den Stadt⸗ 
kreis Grandenz vom 19. Dezember 1916. 
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Bauzonenbeichreibung.”) 


Bauzone I umfaßt 
die Altſtadt, 
begrenzt durch folgende Straßenzüge: 

Fiſchmarkt, Grabenſtraße, Schulſtraße, verlängerte Schulſtraße, 
Speicherſtraße bis zur Kirchenſtraße, verlängerte Kirchenſtraße, 
Untere Bergſtraße bis zum Adlergrundſtück, Adlergrundſtück, 
Marienwerder Straße vom Adlergrundſtück bis zum Fiſchmarkt. 


Bauzone II wird begrenzt: 


im Weſten durch Bauzone JI; 

im Norden durch die Untere Bergſtraße, Salzſtraße, Marienwerder 
Straße und Amtsſtraße; 

im Oſten durch die Börgenſtraße von der Amtsſtraße bis zum Trinke⸗ 
kanal, Trinkekanal, Kleine Mühlenſtraße, Bismarckſtraße und 
Getreidemarkt; 

im Süden durch die Obere Thorner Straße und den Fährplatz bis 
zur Ueberpumpſtation. 

Außerdem umfaßt Bauzone II noch folgende Gebiete: 
| 1. In einer Bebauungstiefe von 30 m: 
a) die nördliche Seite der Marienwerder Straße zwiſchen 
1 Salzſtraße und Feſtungsſtraße; 
b) die ſüdliche Seite der Marienwerder Straße zwiſchen 
Amtsſtraße und Seminargrundſtück; 
c) die nördliche Seite der Amtsſtraße; 
d) die ſüdliche Seite der Amtsſtraße zwiſchen Börgenſtraße 
und Trinkekanal; 
e) die ſüdliche Seite des Getreidemarkts; 
1) die ſüdliche Seite der Oberen Thorner Straße zwiſchen 
Getreidemarkt und Fiſcherſtraße. 
2. In einer Bebauungstiefe von 40 m: 
a) beide Seiten der Königſtraße; 
b) beide Seiten der Unteren Thorner Straße zwiſchen 
Getreidemarkt und Hermannsgraben. 


Banzone III umfaßt folgende Stadtgebiete: 

1. Im nördlichen Stadtbezirk das Gelände rechts vom Trinke⸗ 
kanal begrenzt durch Bauzone II, Salzſtraße, Obere Bergſtraße, 
Feſte Courbiere, Neudorfer Weg, verlängerte Lindenſtraße und Ge⸗ 
meindebezirk Kl. Tarpen; 


* 

> ——— 

9) ueber die Abgrenzung der einzelnen Bauzonen hängen im Stadtbauamt, 
im Baupolizeigeſchäftszimmer und auf den drei Polizeirevierſtuben farbige 


N Banzonenpläne zur Einſicht dauernd aus. 
— 6 x 


ee 


ferner das von der Unteren Bergſtraße, Salzſtraße, Oberen 
Bergſtraße und den Weinbergsanlagen umſchloſſene Gebiet, ſoweit es 
nicht Bauzone VI zugeteilt iſt. 


2. Im mittleren Stadtbezirk: 


a) den öſtlichen Teil, der umſchloſſen wird von Bauzone II, 
durch Bahnhofſtraße, Rehdener Straße, Eiſenbahn und 
Kulmer Straße bis zum Hermannsgraben, einſchließlich 
der weſtlichen Seite dieſes Straßenteils in einer Bebau⸗ 
ungstiefe von 40 m; 

1 b) den an der Weichſelſeite gelegenen Teil begrenzt durch 

Bauzone II, Hermannsgraben, Fiſcherſtraße und Fährplatz. 

3. Im ſüdlichen Stadtbezirk: 

Das Gelände zu beiden Seiten der Kulmer Straße begrenzt 
durch die Eiſenbahn nach Laskowitz, Bauzone. y an der Rehdener 
Straße, Herzfeldſtraße, Biſchoffſtraße zwiſchen Herzfeld- und Kulmer 
Straße, Eiſenbahn nach Thorn, Bromberger Straße, verlängerte 
Bromberger Straße, Haaſeſtraße, Marktplatz, Kalinker Straße bis 
zum Cholerakirchhof und Eiſenbahn. 


d 4. Im öftlichen Stadtbezirk: 

a) die ſüdliche Seite der Hindenburgſtraße; 

b) das Dreieck öſtlich der Königſtraße zwiſchen Tuſcher Damm 
und Bahnhofſtraße; 

e) den Teil ſüdlich vom Bahnhof begrenzt durch den Wieſen⸗ 
weg und die Straßen VIII, IX, IV, I und III des Flucht⸗ 
linienplans Nr. 130. 


Bauzone IV umfaßt: 


1. Im mittleren Stadtgebiet: 
a) das Bahngelände zwiſchen Wieſenweg, Rehdener Straße, 
Bahnhofſtraße und Ringſtraße; 
b) den Teil ſüdlich der Kulmer Straße, begrenzt durch Her⸗ 
mannsgraben, Hafenſtraße und Eiſenbahn nach Laskowitz. 
2. Im ſüdlichen Stadtgebiet: 


a) das Gelände öſtlich der Eiſenbahn nach Thorn, begrenzt 
durch Biſchoffſtraße, Jägerſtraße, Gehlbuder Straße und 
Ringſtraße; 

b) das Gelände öſtlich der Kalinker Straße, begrenzt durch 
den Marktplatz an der Uferſtraße, die Haaſeſtraße und die 
verlängerte Bromberger Straße. 


Bauzone umfaßt das Gelände: 
1. Im füdlichen Stadtgebiet 
a) zwiſchen der Viktoriusſtraße, den Straßen VIII, IX, IV, 
I und III des Fluchtlinienplanes Nr. 130 und dem Wieſen⸗ 
weg (jedoch nur von der Rehdener Straße bis Straße III); 
b) zwiſchen der verlängerten Bromberger Straße und ver⸗ 
längerten Peterſonſtraße einerſeits, Kalinker Straße und 
verlängerten Weichſelſtraße andererſeits; . 
e) zwiſchen Rehdener Straße, Bauzone VI, Biſchoffſtraße, 
Jägerſtraße, Gehlbuder Straße und Exerzierplatz; 
d) zwiſchen der Eiſenbahn, Rehdener Straße, dem ſtädtiſchen 
Viehhofe und der Schlachthofſtraße (Graudenz Blatt Nr. 
1912, 1718, 905, 1726, 913, 1437, 1424, 1438, 1439 und 1440); 
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e) zwiſchen Eiſenbahn nach Thorn und Kalinker Straße einer⸗ 
ſeits, Weg nach Böslershöhe an der Kalkſandſteinfabrik, 
Bromberger Straße und verlängerten Bromberger Straße 
andererſeits. 


Bauzone VI umfaßt das Gelände 
a) im ſüdlichen Stadtgebiet zwiſchen Rehdener Straße, 
Schlachthofſtraße, Herzfeldſtraße und dem Kaſernengrund⸗ 
ſtück des Infanterie⸗Regiments Nr. 141; 
b) auf Kunterſteiner Gebiet zwiſchen Trinkekanal, König⸗ 
ſtraße, Hindenburgſtraße und Ringſtraße. 
Bauzone VII umfaßt: 
den Stadtteil zwiſchen Schloßberg und Feſte Courbiere einer⸗ 
ſeits, Schloßbergſtraße, Obere Bergſtraße und Weichſelabhang 
andererſeits; - 
ferner ‚ 
ö die öſtliche Seite der Schloßbergſtraße zwiſchen der Speicher⸗ 
und Salzſtraße (Weinbergſeite) in einer Bebauungstiefe von 25 m. 
Banzone VIII umfaßt 
die Grundſtücke an der Schwerinſtraße. 
Bauzone IX umfaßt 


den hiſtoriſchen Stadtteil, begrenzt durch Speicherſtraße, Schloßberg, 
Spagenkeweg und Fährplatz. 


ae 


Anhang II 
zu §8 8 und 57 der Baupolizeiverordnung 
für den Stadtkreis Graudenz vom 
19. Dezember 1916. 


| Berechnungsgrundlagen 


für 
die 1 r von Hochbauten. 
1 Be | r | Gewicht 
Nr. Gegenſtand in 
kg/ qm 
N 
5 A. Eigengewichte von Zwiſchen⸗ 
decken und Dächern. a 
a) Decken. 0 


Holzbalkendecken bis 1 m Balkenabſtand und 
g 24/26 em Balkenſtärke: 


Balkenlage nur mit Fußboden 70 
Balkenlage mit halbem Windelboden und Fußboden 

hne , Em nn 220 
Balkenlage wie vor, jedoch unterhalb verſchalt und 
verputzt rel: 250 


Valkenlage mit ganzem Windelboden, unterhalb mit 
Lehm verſtrichen, mit Fußboden, ohne Deckenputz 360 


Gewölbe. 


Kappengewölbe aus vollen Ziegeln in ½ St. Starke, 
zwiſchen Trägern bis 2 m Spannweite, Abgleichung 8 
mit Koksaſche bis zur Oberfläche des Gewölbes und 
Holzfußboden 

Kappengewölbe wie vor, jedoch mit Abgleichung bis 
zur Oberfläche der Lagerholzer 5 

Kappengewölbe wie Nr. 5, jedoch aus Lochſteinen 4 

Kappenge ı ölbe wie Nr. 6, jedoch aus Lochfteinen . 

Kappengewölbe wie Nr. 55 jedoch aus Schwemm⸗ 
ſteinen oder porigen Steinen 

Kappengewölbe aus Kiesbeton, ſonſt wie Nr. 5 


Ebene Maffivdeden. 
aus Beton, 6 cm ſtark, mit oder ohne Eiſeneinlagen, 


mit 14 cm hoher een von Koksaſche und 
p ee es: 


Gegenſtan d 


aus Eiſenbeton, 10 om ſtark, mit Verſtärkungen der 
Auflager, 5 em Sandauffüllung, Eſtrich und 
en, Pr 
aus Schwemimſteinen, 12 cm ſtark, mit Eiſeneinlagen, 
10 cm Koksaſchenauffüllung und Holzfußboden. 
aus Schwemmſteinen mit Sandauffüllung, ſonſt wie 
NI „ Er 
aus porigen Hohlziegeln, 10 em hoch, mit Konſol⸗ 
auflagern, 5 em Schlackenbetonauffüllung, Eſtrich 
ii nole m 
aus vollen Ziegeln, 3 St. ſtark, 10 em Betonauftrag 
und Flieſen 
aus vollen Ziegeln, 7 St. ſtark, als unbelaſtete 
Decke ohne Ueberſchüttung oder Fußboden . . 5 
aus porigen Hohlziegeln, 10 em ſtark, ohne Eiſen⸗ 
einlagen, mit 10 em Koksaſchenauffüllung und 
Holzfußboden „„ Re re! 
aus porigen Hohlziegeln, bis 13 cm hoch, ſonſt wie vor 


b) Dächer. 
Einfaches Ziegeldach aus Biberſchwänzen mit Latten 
und rn ee 
dasſelbe, böhmiſch gedeckt (in vollem Mörtelbett) 
Doppeldach aus Biberſchwänzen mit Latten und Sparren 
dasſelbe, böhmiſch ge deck 
Kronendach aus Biberſchwänzen mit Latten und Sparren 
dasſelbe, böhmiſch gedeckktlkt 22. 
Pfannendach auf Lattung, aus kleinen 1 
Pfannen einſchl. Latten und Sparren 5 
dasſelbe, aus großen Pfanneeen 
Pfannendach auf Stülpſchalung mit Strecklatten, Dach⸗ 
nden 
Falzziegeldach einſchl. Latten und Sparren 
Mönch⸗ und Nonnendach mit Latten und Sparren. 
dasſelbe, böhmiſch gedeckfnttt tek. 
wre Schieferdach auf Lattung, mit Latten und 
MN Me ne 
Gnolifches Schieferdach auf Schalung, mit Schalung 
und ß 2 a Ve 
Deutſches Schieferdach auf Schalung und Pappunter⸗ 
lage, mit Schalung, Sparren und Pappe 
dasſelbe, jedoch aus kleineren Steinen (etwa 20 em lang, 
1E a er Bi is ee 


I Zintvady in Leiftendedung, einſchließlich Schalung und 
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Gewicht 


be e — j — 


Gewicht 
Nr. Gegenſtan d in 
kg/m 
37 | Kupferdach mit doppelter Falzung, mit Sparren und 
Schaling iR. meh 40 
38 Einfaches Teerpappdach mit Schalung und Sparren. 35 
39 [ Doppelpappdach mit eee mit Schalung und 
Sparren. 55 
40 | Holzzementdach einſchließlich 7 em Kiesdecke, Schalung | 
und Sparren. 180 
41 | Holzzementdach auf Gewölbe, Abgleichung mit Koks: „ 
aſche, Zementeſtrich und 7 cm Kies decke. 520 
42 Glasdach auf Eiſenſproſſen, einſchließlich der Sproſſen, 
bei demm Glasdſckck e 22 
0 43 dasſelbe, bei 5 bis- 6 mm ſtarkem Roh⸗ oder Drahtglaſe 30 
B. Eigengewichte von Bauſtoffen 
und Baukörpern. kg / ebm 
beide Sand, Lehn, ß 2100 
eien rocken 8 1600 
e ee 2000 
ies e 8 1700 
cht HE. 700 
Werkſtücke und Quadermauerwerk aus: 
49 | Granit, Baſaltlava, Marmor . 2800 
0 , Kalkſteinññx 88 2500 
51 J Sandſtein (schwerer Grauwacken⸗ u. Keuperſandſtein). 2700 
F penſtisem Sanden T8 2400 
fte „ Me U 3 1400 
54 Bruchſteinmauerwerk aus Granit . 2700 


55 | desgleichen aus Kalkſtein, Sandſtein, Tonſchiefer u. dgl. 2500 


Mauerwerk aus kiinftlichen Steinen 
und zwar aus: 


56 | Klinkern in Zementmörteo ll 1900 
57 Zlegelſteinen win. . 1800*) 

58 — „„ ee — 
ee n 1100 * 
60 Lochziegeln En ; 1300 4 
61 | porigen Yochziegen . » . 2. u a 1100 d 

e Suhe 0. . 1000 Pr 


63 | Kalkſandſteinen N „„ 1800*) 


) Anmerkung zu Nr. 57 und 63 . 
Sofern der Polizeibehörde der Nachweis erbracht wird, daß die 
tatſächlich verwandten Steine ein geringeres Gewicht haben, kann für fi 
die ſtatiſche Berechnung eine Herabſetzung des Gewichts bis auf . 
1600 kg/ ebm zugeſtanden werden. 


ir 


Gewicht 
Nr. Gegenſt and in 
kg/ ebm 
Beton aus: 
eie Granitſchotter u dal... 2200 
65 J Kies, Granitſchotter u. dgl. einſchließlich Eiſeneinlagen 
bei Eiſen betonen A 2400 
Ziegelſchotte r 8 5 1800 
67 | Koks⸗ oder Kohlenſchlacke oder Bimskies 1000 
Bauhölzer: 

N er, lüf trocken SERmEnEnT 650 
69 Write Thriroden eo . n „em Ve 550 
nne, lüftfroc ken 600 
ecche, lüfttro gen cn. pe > 900 * 

Metalle: 
„% xo ee ZEN „. : 9: 7250 
. ae ti 7800 
Am Belle & . De m. ae ee N. 7850 
. C. Belaſtungen. kg/m 
75 | Nuslaft in Wohngebäuden und kleineren Geſchäfts⸗ 
ar 4 MfE B@ „LE Fe | 250); 


76 | NRuglaft in Verſammlungsſälen, Unterrichtsräumen, Turn⸗ 

hallen, Warenhäuſern, Fabriken, wenn nicht nach den 

vorliegenden Umſtänden größere Belaſtungen anzu⸗ 
nehmen md 500 

77 [Nutzlaſt für Decken unter Durchfahrten und befahrenen 

Höfen, ſoweit nicht größere Einzellaſten (Raddruck) 


eren d Ela... u En 800 
er nutzla, 500 N 
79 In Lagerräumen iſt die Nutzlaſt nach dem Eigengewicht f 
8 der zu lagernden Stoffe und der Höhe der Lagerung 1 
* zu ermitteln. 1 
80 Nutzlaſt in Dachbodenräumen ſtädtiſcher Wohngebäude 125 
81 | Schneedruck für 1 qm der Dachfläche 75 


U ud nicht berückſichtigt zu werden.) 
82 | Wind für 1 qm rechtwinklig getroffener Fläche. 


Geſamtbelaſtung der Dächer, 
beſtehend aus Eigenlaft, Schnee⸗ und Winddruck 
für 1 qm der Horizontalprojektion 0 
83 | Glasdach bei 10“ Neigung Ar. Ä 
84 desgleichen bei 25° Neigung 
I Schieferdach bei 25° Neigung 2 


(Bei mehr als 50° Dachneigung braucht der Schnee⸗ . ‘ 
125 


Gewicht 
Gegenſt and in 

kg / am 

desgleichen bei 45° Neigung 9 250 

Ziegeldach bei 30» Neigunnn wn 250 

Ziegeldach bei 45 Neigung 300 

Holzzementdach auf Holzſparren ufd „ 275 
Steile Manſardendachflächen mit Schiefer⸗ oder Ziegel 

deckung bei 45° Neigung 300 

dieſelben bei 70 Neigung q. 700 


92 


93 
94 


Nr. 


Zuläſſige Beanſpruchung 
in N 


Bie⸗ 
gung 


Gegenſtand Lug 
bungs⸗ 
druck 


ide 


rung 


Zug Druck 


D. Zuläſſige Beanſpruch - 
ung der Bauſtoffe. 
Flußeiſen in Trägern zur Unter⸗ 
ſtützung von Decken und Treppen 120012001200 1000 20000 
Als Stützlänge iſt die Entfernung 
zwiſchen den Auflagermitten an⸗ 

zunehmen. 

Flußeiſen in Stützen 12001 200120010000 2000 

Flußeiſen in Stutzen bei genauer 
Berechnung der unter den un⸗ 
günſtigſten Umſtänden auftretenden 
Kantenpreſſunnnnnn g 1400140001400 0100002000 

Zu Nr. 93 und 94: Die Be⸗ 
rechnung auf Knicken hat nach der 
Formel J min 2,33 P 1? zu 
erfolgen. Als Knicklänge gilt die 
ganze Syſtemlänge, bei über⸗ 
einanderſtehenden, allſeitig durch 
Deckenträger ausgeſteiften Stützen 
die Geſchoßhöhe. 

Flußeiſen in Dächern, Fachwerkwänden, 
Trägern zur Unterſtützung von 
Wänden, Kranbahnträgern, wenn 
die Querſchnittgröße durch Eigen⸗ 

laſt, Nutzlaſt und Schneedruck 

allein bedingt iſet 


a we — 


— 


1 
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96 Flußeiſen in denſelben Bauteilen, 
wenn die größte Spannung bei 
gleichzeitiger ungünſtigſter Wirkung 
von Eigenlaſt, Nutzlaſt, Schnee⸗ 
druckund Winddruck von! 50 kek 
eintritt 


97 | Ausnahmsweiſe darf bei Dächern, 
wenn für eine den ſtrengſten An⸗ 
forderungen genügende Durch⸗ 
bildung, Berechnung und Aus⸗ 
führung volle Sicherheit gegeben 
iſt, für den Fall der Nr. 96 die 
Spannung betragen bis 


Zu Nr. 95 und 96: Für Träger 
zur Unterſtützung von Wänden 
gilt die Entfernung der Auflager⸗ 
mitten als Stützweite. Druckglieder 
find nach der Formel Jmin = 1,82 
P 1? auf Knicken zu berechnen; 

h als Knicklänge gilt die Syſtem⸗ 
länge. 

Zu Nr. 93 bis 97: Maßgebend 
iſt ſtets derjenige Fall, der den 
größten Querſchnitt ergibt. 

98 | Flußeiſen in Ankern 


99 | Für Schweißeifen find die in Nr. 92 

bis 96 für Flußeiſen angegebenen 

Werte überall um 10 v. H. zu 

j ermäßigen. Noch weiter herabzu⸗ 
ſetzen iſt die Beanſpruchung von 
altem, wieder zur Verwendung 
. gelangendem Eiſen je nach ſeiner 

Beſchaffenheit. 

Gußeiſen in Auflagern 
Gußeiſen in Säulen 


. Die Berechnung der guß⸗ 
eiſernen Säulen auf Knicken hat 
nach der Formel J min 
8 P 1? zu geſchehen. 


— u 


Zuläſſige Beauſpruchung 
in Er 

Loch⸗ 

[cite 


bungs⸗ 
druck 


Zug Icer 


rung 


Bed on, 


dung 


1400140014000 1000/2000 


1600016001600] — 


Stahlformguß . . 
Schmiedeſtahl . 
Eichenholz 


Kiefernholz 


Granit in Aufligerfteinen . 


und Säulen 


und Säulen 


fteinen . 


und Gewölben 
Kalkſtein 


3 R.⸗T. Sand) 


2 R.⸗T. Kalk, 6—8 R.⸗T. 


milch) 


mindeſtens 20 kg/ gem 
feftigfeit . . 


Kalkmörtel wie Nr. 115 


1 


Gegenſtand 


und Marmor in 
ſchlanken Pfeilern und Säulen 
Mauerwerk aus gewöhnlichen Ziegeln 
in Kalkmörtel (1 R.⸗T. Kalk und 


Granit in Pfeilern und Gewölben 
Granit in ſehr ſchlanken u 


Sandſtein in N e 
Sandſtein in Pfeilern und Gewölben 
Sandſtein in ſehr Be: a" 


Kalkſtein und 1 in Auflage 


Kalkſtein und Marmor in alen 


1 


Mauerwerk aus Hartbrandziegeln in 
Kalkzementmörtel (1 R. T. Zement, 


Sand) 


Mauerwerk aus Klinkern in Zement⸗ 
mörtel (1 R.⸗T. Zement, 3 RT. 
Sand mit Bu von etwas Kalk⸗ 


Mauerwerk aus porigen ech 
Mauerwerk aus Schwemmſteinen von 


Druck⸗ 


Mauerwerk aus Kaltſandſteinen in 


Zuläſſige Beanſpruchung 
in kg/ gem 


Vie⸗ 
gung 


woch 
lei⸗ 

bungs⸗ 
druck 


Ab⸗ 
ſche⸗ 
rung 


Zug [Druck 


— 1200 —— 
1400014001400] — ] — 
100] 80| 10015 parallel 
80 necht⸗ 
winklig 
zur Faſer 
100] 60) 10010 parallel 
60 recht⸗ 
winklig 
zur Faſer 


En 45 — — — 
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Anhang III 


zur 
Baupolizeiverordnung für den Gtadt- 
kreis Graudenz vom 19. Dezember 1916. 


für die Stadt Graudenz. 


Auf Grund der Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
vom 13. Februar und 12. März 1912 wird hierdurch die gemäß $ 6 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 erlaſſene Gebühren⸗ 
ordnung vom 15. Februar 1895 für die Genehmigung, Prüfung, Be⸗ 
aufſichtigung und Abnahme von Bauten im Stadtgebiet Graudenz 
durch nachſtehende Beſtimmungen erſetzt: 


8 1. N 
Für die Genehmigung und Beauſſichtigung von Neubauten, * 
Umbauten und anderen baulichen Herſtellungen ſind die nachſtehenden 
Gebühren an die Stadthauptkaſſe zu entrichten: 


J. beim Neubau von Gebäuden mit Ausnahme der unter II auf⸗ ö ü 


Baugebühren⸗Ordnung 
| 


geführten: | 
für 100 ebm Rauminhalt 2,.— M. 
I jedoch mindeſtens 15, — M. % 


II. beim Neubau von Werkſtatt⸗, Lager⸗ und Fabrikgebäuden, 
ſowie von Gebäuden untergeordneter Bedeutung z. B. von 
Stallgebäuden, Waſchhäuſern, Scheunen, Schuppen, Gewächs⸗ 
häuſern, Kegelbahnen, ſelbſtändigen Kelleranlagen, ſowie von 
hallenartigen Gebäuden einfachſter Konſtruktion: 
für 100 cbm Rauminhalt 1,50 M. 

jedoch mindeſtens 10,— M. 

III. bei erheblichen Um⸗ und Erweiterungsbauten dieſelben Ein⸗ 
heits⸗ und Mindeſtſätze wie zu I und II, doch fo, daß bei der 
Berechnung nur diejenigen Räume berückſichtigt werden, um 
deren Neuanlage oder Umgeſtaltung es ſich handelt; 

IV. bei Vornahme kleiner baulicher Veränderungen, bei Herſtellung 
von Einfriedigungen und ſonſtigen geringfügigen baulichen An⸗ 
lagen bis zu 
10 qm Grundfläche 5,.— M. 

9 2 
1. Der Rauminhalt der Gebäude wird aus der für die Bebauun 

in Ausſicht genommenen Grundfläche und der Höhe des Gebäude 1 
von der Kellerſohle, oder wo ein Keller nicht vorhanden iſt, von dem A 
Fußboden des unterften Geſchoſſes bis zur Oberkante des Hauptge⸗ 4 

ſimſes gemeſſen feſtgeſtelt. Liegt die Decke des letzten bewohnten Ge⸗ m 
ſchoſſes (auch Dachgeſchoſſes) über dem Hauptgeſims, jo wird die 
Gebäudehöhe bis zur Oberkante der Decke dieſes Geſchoſſes gemeſſen. 
4 5 P . 


a — ͤ 2 20 — 


Zuläſſige Beanspruchung 


Gegenſt and A ee, e 
5 ii Zug pee Vie⸗ ſche. 1 
gung rung Dh 
121 | Mauerwerk aus Kalkſandſteinen in 12 
Kalkzementmörtel wie Nr. 116 . — I. 150 — I — — N 
122 Bruchſteinmauerwerk in Kalkmörtel. [ — bis I — —— 
123 | Fundamentmauern aus geſchüttetem 6 u, 
Beton . Ne ET Aa eiserne 
124 Fundamentmauern aus geſtampftem 10 
Betko n J. — b. 15 el 
125 | Guter Baugrund. - 3b. 4 ——— 


Bemerkung: Die höheren Werte bei den Nr. 115 bis 125 dürfen nur ver 
wendet werden, wenn einwandfreie ſtatiſche Unterſuchungen unter 
Annahme der ſtärkſten Belaſtungen bei Berückſichtigung der denkbar 7 
unglnſtigſten Umſtände durchgeführt werden. 


a 


2. Die oberhalb des Hauptgeſimſes bezw. der Decke des letzten 
bewohnten Geſchoſſes liegenden Gebäudeteile ſowie Erker und Bal⸗ 
kone werden nicht berechnet, dagegen werden Hofkeller und ſonſtige 
elbftäi.dige Kelleranlagen beſonders berechnet. 

& 3. Die über ein volles Hundert überſchießenden Kubikmeter 
werden, falls ihre Zahl 50 oder weniger beträgt, unberückſichtigt ge⸗ 
laſſen, wenn ihre Zahl 50 überſteigt, für ein volles Hundert gerechnet. 


SI 
4 55 den Sätzen des § 1 werden erhoben: 
1. Für die Prüfung ſtatiſcher Berechnungen, und zwar für jeden 
wirklich berechneten Träger oder Balken und jede wirklich be⸗ 


rechnete Stütze 1,50 M. 
für einen Fabrikſchornſtein pro ſtgom. Höhe über 
Terrain 1,— M. 
jedoch mindeſtens 20,— M. 


2. für das Abſtecken von Baufluchtlinien und Feſtſetzen von 
Straßenhöhen pro lfdm. Frontlänge der Grundſtücke 102 M. 0 
mindeſtens aber le * 

3. für die Beſichtigung jedes Gebäudes zum Zwecke der Rohbau⸗ 

oder Gebrauchsabnahme die Mindeſtſätze des § 1 unter I bis III; 

4. für außerordentliche Reviſionen, welche infolge Abweichung r 
von dem erteilten Baukonſenſe, durch Verſtöße gegen die Be 
ſtimmungen der Baupolizeiverordnung oder die Regeln der 
Baukunſt oder durch anderweitiges Verſchulden des Bauherrn 
notwendig werden, unbeſchadet der Polizeiſtrafe je 10,.— M. 

5. für Nachtragsentwürfe, welche von den genehmigten Ent⸗ 
9 weſentlich abweichen, die Mindeſtſätze des § 1 unter * 

J bis III; 

. für alle übrigen Nachtragsentwürfe je 5, M. 

für Verlängerung des Bauſcheins oder der Baugenehmigung 

jedesmal ,, der Sätze des § 1 unter 1 bis IV; 

8. für Genehmigung von zuläſſigen Ausnahmen von den Vor⸗ 
ſchriſften der Bauordnung je 20,.— M. 
für jede beſondere, allgemein zugelaſſ. Ausführungsart 20,.— M. 

9. für die Beaufſichtigung von Belaſtungsproben beſonders zu⸗ 
gelaſſener, neuerer Ausführungsweiſen und von Bauausfüh⸗ 
rungen in Beton oder anderen neueren Bauweiſen, ſowie von 
wagerechten Maſſivdecken (Treppen), für die der Bauherr die 
erforderlichen Vorbereitungen auf ſeine Koſten zu Rn 
hat, für jede Probe 5, M. 
im ganzen aber mindeſtens 10, — M. 

b 10. für außerhalb des geſchloſſenen Ortsbereichs erforderliche Ber 
ſichtigungen find, abgeſehen von den ſonſtigen Gebühren, auch 

die tatſächlich eniſtandenen Fuhrkoſten zu entrichten. 


8 


— 


8 4 
Die Gebühren für die Genehmigung von Ent⸗ und Bewäſſe⸗ 
h betragen: 
bei Neubauten bezw. neuen Erweiterungsbauten 


für jedes Kloſett oder Piſſoir * 
für jede Spül⸗ oder Badewanne —,75 N 
für jeden Ausguß, Sinkkaſten und Fettfang —650 


insgeſamt mindeſtens 
für jede Teilabnahme 2,— M. beſonders, 
für jede Schlußabnahme 5,.— M. beſonders. 
u‘ (ei — 
1 


7 
<a u 1. wen I Hull 


u 


B. bei vorhandenen alten Gebäuden ſowie Umbauten vorhandener 


Anlagen: 
für die Prüfung und Genehmigung des Geſuches 
nebſt Zeichnung 3,.— M. 
für die Schlußabnahme 2, M. 


für jede Zwiſchenabnahme 2 1,50 M. 

. bei Projektänderungen, Abweichungen von bereits genehmigten 

Ausführungen, ſowie Verſtößen gegen die Beſtimmungen der 
Ortspolizeiverordnung vom 11. 8. 1906: 

für Prüfung der Nachtragszeichnung 3,.— M. 

für jede beſondere Abnahme bei Mängelbeſeitigungen pp. 2,— M. 


8 
Die Baupolizei⸗Gebühren find bei Vermeidung der Beitreibung 
im Verwaltungszwangsverfahren binnen zwei Wochen nach er⸗ 
9 Aufforderung zur Zahlung an die Stadthauptkaſſe zu 
entrichten. 
Bei Bauten des Reichs- und Landesfiskus, ſowie der Hofver⸗ 
waltung iſt nur die Hälfte der in den 88 1—4 vorgeſchlagenen 
Gebührenſätze zu entrichten. 


§ 6. 

Einſprüche gegen die Feſtſetzung der Baugebühren ſind binnen 
einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen nach Empfang der Zahlungs⸗ 
auſſorderune beim Magiſtrat ſchriftlich anzubringen. Sie haben 
keine aufſchiebende Wirkung. Ueber ſie beſchließt der Magiſtrat, 
gegen deſſen Entſcheidung binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei 
Wochen nach ihrer Zuſtellung die Klage im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren offen ſteht. 


8 7. 

Dieſe Gebührenordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft. Für ihre Anwendung iſt der Tag, an welchem die Bau⸗ 
geſuche oder Anträge bei der Polizeiverwaltung eingehen, entſcheidend. 

Auf die bis zum Tage der Verkündigung ausſchließlich einge⸗ 
gangenen Anträge findet die Gebührenordnung vom 15. Februar 
1895 Anwendung. 


Graudenz, den 21. März 1912. 


Der Magiſtrat. 
gez. Kühnaſt, Korn, Tzſchüter. 


8 Beſchlußz. 
Y Die Veſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften in Graudenz vom 
1 


12. März 1912 betreffend die Baugebührenordnung werden auf 


F Grund der 88 8, 18 und 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 genehmigt. an. 


Marienwerder, den 16. Ari 19 
Bezirks⸗Ausſchuß. 
: Schilling. . 


2 
— 


s. 
J.⸗Nr. II 223 B.⸗A. 


